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Caso oder Caos Italiano? 


Die legasthenische Vertauschung von 
Buchstaben charakterisiert einigermaßen 
präzis die historische Entwicklungsbahn 
des »Falls Italien«, allerdings nicht nur 
in einer Richtung. Daher das Fragezeichen 
hinter dem Titel. Vom »caos italiano« ist 
derzeit viel die Rede, nach Berlusconis 
arrogantem und gescheitertem Versuch, 
die komplexe italienische Gesellschaft wie 


ein Unternehmen zu managen. Die 
Berlusconi ablösende »Übergangs- 
Regierung« von Technokraten, 


Sachwaltern von Sachzwängen, könnte da 
eher den Fall Italien als Lehrstück der 
Krisenbewältigung 

inszenieren. Übergang - wohin? Der »caso 
italiano«, ein europäischer Fall? 
Hierzulande wurde Italien als ein »caso 
italiano« in den 70er Jahren 
wahrgenommen, in Regierungskreisen 
ebenso wie in linken Studienzirkeln. 
Helmut Schmidt wollte Italien aus dem 
Arcanum der NATO verbannen, sollten 
die Kommunisten, wie es zeitweise in 
den 70er Jahren aussah, in eine Re- 
gierung eintreten. Doch das Macht- 
kartell der Christdemokratie war in jener 
Phase (und während der 80er Jahre) stark 
und abweisend genug, um fast un- 
angefochten zu regieren oder zumindest 
mitzuregieren und die Kommunistische 
Partei vor den Pforten von Palazzo 
Chighi oder Quirinale auszusperren. Die 
italienische Zivilgesellschaft entzog sich 
dem Griff der Christdemokratie erst in 
den dramatischen ersten 90er Jahren, als 


schon 


die Richter und Staatsanwälte der »mani 
pulite« das politische Erdbeben 
auslösten, das die so stabile italienische 
»Partitocrazia« in atemberaubender Ge- 
schwindigkeit zum Einsturz brachte. Die 
weitreichende Verfilzung von Wirt- 
schaft, Politik und Mafia wurde 
aufgedeckt und auch strafrechtlich ver- 
folgt. Bekannte Minister, Bürgermeister 
und Unternehmer landeten im Unter- 
suchungsgefängnis und schließlich auf 
der Anklagebank. Gegen starke 
Widerstände der alten Nomenklatura 
trug dieser Prozeß nicht unwesentlich 
zur Diskreditierung der alten Partei- 
oligarchie, vor allem der Christdemo- 
kraten und der Sozialisten bei. 

In der Trümmerlandschaft der politi- 
schen Parteien entwickelte sich der ein- 
stige caso italiano zu einem scandalo 
italiano und vielleicht zum caos italiano: 
Zum ersten Mal ın der westeuropäischen 
Nachkriegsgeschichte wurden Neofa- 
schisten in ein Regierungsbündnis auf- 
genommen. Das Land, das die Kultur 
der »Resistenza« mehr bewahrt hatte als 
irgendein anderes bis zum zweiten 
Weltkrieg faschistisch beherrschtes 
Land, übergibt Faschisten einen Teil der 
Staatsmacht, läßt sie im »Unternehmen 
Italien« die Geschäfte führen, obwohl 
sich noch vor wenigen Jahren alle 
Beobachter der italienischen Szene darin 
einig waren, daß die Neofaschisten nicht 
geschäftsfähig sind. 

Italien, das ist das Land, wo die Zitronen 
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blühen und das in den vergangenen Jahren 
immer wieder Überraschungen gebracht 
hat, die nicht liebgewordene 
Interpretationen sehr schnell recht alt 
aussehen ließen, sondern neue Analysen 
provozieren und einer zerknirschten 
Linken strategisches Umdenken 
abverlangte. Ende der 60er Jahre war es 
der »heiße Herbst«, in dessen Verlauf 
eine geschwächte 
Arbeiterbewegung mächtüg auf die po- 
bitische Bühne trat und ihre Forderungen 
nicht nur nach monetärer Besserstellung, 
sondern nach Wohn- 
verhältnissen, neuen Lebensbedingungen 
auf die Straße trug und bei deren 
Realisierung mitwirken wollte. 

»Vogliamo tutto« (»Wir wollen alles«), 
vor allem »participazione«, demokra- 
tische Teilhabe auf allen gesellschaft- 
lichen Entscheidungsebenen vom Uni- 
versitätsinstitut, dem Stadtteilrat bis zu 
Mirafiori, jener FIAT-Fabrik, in der der 
(der »Massen- 
arbeiter«) nach Autonomie verlangte. 
»Arbeiterautonomie« wurde denn auch 
eine Forderung, die sich wie ein 
Lauffeuer in Westeuropa verbreitete, 
zumindest ın Intellektuellenzirkeln und 
Kreisen linker Gewerkschafter, die nun 
anfıngen, die grundlegenden italieni- 
schen Texte zu studieren - von Gramscis 
Analysc der Turiner Pabrikräte zu 
Beginn der 20er Jahre bis zu Rossana 
Rossandas oder Lucio Magris Re- 
formismus-Kritik oder den Flugschriften 
von Potere operaio und Lotta continua. 
Der »Fall Italien« war in jener Phase 
leicht zu umschreiben: Die besondere 
Militanz der Arbeiterkämpfe, in denen 
die Gewerkschaften und die Parteien 
mitgerissen wurden, in deren Verlauf 
begeisternde Ideen geboren 


nur 


Zuvor 


anderen 


»operaio di massa« 


neue 


wurden, neue Institutionen und Er- 
fahrungen entstanden, machte Italien zu 
einem »Fall« für die europäische Linke. 
Druck erzeugt Gegendruck und die 
»politische Klasse« Italiens begann sich 
gegen die Zumutungen der Arbeiter- 
kämpfe zu sammeln. Dabei spielten die 
alten Traditionen, die noch aus der Zeit 
vor dem Risorgimento stammen, eine 
Rolle, also Mafia und clandestine Orga- 
nisationen wie die Freimaurerlogen (vgl. 
den Beitrag von Luciano Violante in 
diesem Heft), von denen die »loggia 
massonica« des Licio Gelli (die »P2«) 
besonders berüchtigt geworden ist, 
zählte sie zu ihren Mitgliedern doch 
alles, was in Gesellschaft und Politik 
Italiens Rang und Namen hatte und hat - 
von Geheimdienstlern, Armeegenerälen und 
hohen Regierungsmitgliedern bis zu dem 
Unternehmer Berlusconi, der freilich in 
jener Phase der 70er Jahre als politischer 
Akteur noch unbedeutend war. Selbst 
Putschversuche wurden in jener Phase 
angezettelt, erfolglos. In der linken 
Strategie reflektierte sich diese 
Gegenreaktion der »politischen Klasse«, 
denn sie konnte trotz aller Militanz nicht 
ignoriert werden. 

Enrico Berlinguer, der damalige Vor- 
sitzende der Kommunistischen Partei 
Italiens, entwickelte 1973 das der ge- 
samten europäischen Linke eine Debatte 
aufnötigende Projekt des »Eurokom- 
munismus« (Vgl. dazu z.B. PROKLA 
26, 27, 28, 29, 32), das die Verteidigung 
demokratischer Institutionen (deren 
Bedeutung für eine linke Reformpolitik 
durch den blutigen Putsch in Chile vor 
Augen geführt worden war) ebenso 
enthielt wie die prinzipielle Aner- 
kennung kapitalistischer Verhältnisse, 
um sie einem demokratischen Reform- 
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prozeß zu unterziehen. »Hegemoniege- 
winn« wurde zu einem Schlagwort, das 
- vielleicht in einseitiger Lektüre von 
Gramsci übernommen - in den politi- 
schen Diskursen von Berlinguer in Ita- 
lien über Carillo in Spanien bis zu Glotz in 
der BRD Verwendung fand. 

In der politischen Praxis, zumal ange- 
sichts der besonderen ökonomischen 
Schwierigkeiten Italiens, waren Kom- 
promisse notwendig - bis zur Duldung 
(das »Nicht-Mißtrauen« - non-sfiducia) 
christdemokratisch geführter Minder- 
heitsregierungen durch die größte linke 
Kraft, die Kommunistische Partei. Die 
Gewerkschaften wurden dadurch natür- 
lich provoziert, denn nach den materiellen 
und politischen Erfolgen in den 
»Klassenkämpfen in Italien« in der er- 
sten Hälfte der 70er Jahre war nun 
»Austeritä« als Regierungsprogramm 
angesagt, der (Knüppel- 
schlag), mit dem die direkten und indi- 
rekten Arbeitskosten zur Verbesserung der 
Konkurrenzfähigkeit gesenkt werden 
sollten. Italien gehörte zu einem der 
wenigen Industrieländer, die sich in den 
70er Jahren (wie später in den 80er 
Jahren die verschuldeten Entwick- 
lungsländer) einer IWF-Kur der »Struktur- 
anpassung« unterziehen mußten. Erst zu 
Beginn der 90er Jahre wurde die bittere 
Medizin nicht mehr von den Medizin- 
männern aus Washington verabreicht, 
sondern »Regierungen der 
Fachleute«, die sich weitgehend partei- 
ungebunden und daher ohne Rücksicht- 
nahme auf zivilgesellschaftliche Inte- 
ressen als Experten der »Sachzwänge« 
aufspielen konnten. Ihnen war die 
Vertiefung des europäischen Integra- 
tionsprozesses hiflreich. Denn nach den 
Regeln des 1979 beschlossenen Euro- 


»stangata« 


von 


päischen Währungssystems war Italien zu 
einer deflationären Politik verpflichtet, 
für die in erster Linie die Gewerkschaften 
mit Lohnbegrenzungen zahlen mußten. Es 
hat lange gedauert, bis alle institutionel- 
len Hindernisse einer Lohnflexibilisie- 
rung, vor allem die in der unmittelbaren 
Nachkriegszeit erkämpfte Lohngleit- 
klausel (»scala mobile«), beseitigt 
worden sind (vgl dazu den Beitrag von 
Vittorio Rieser). 

Der »Caso Italiano« hat also mit der viel 
größeren politischen Reaktionsge- 
schwindigkeit auf soziale und ökono- 
mische Tendenzen zu tun als sie in an- 
deren (west)europäischen 
Ländern üblich ist. Dies zeigt sich auch 
bei dem Ereignis, das die Koordinaten der 
Politik in aller Welt veränderte: beim 
Fall der Berliner Mauer (darauf verwei- 
sen mehrere Autoren in diesem Heft) 
und dem Kollaps des »realen 
Sozialismus«, beim Verschwinden der - 
von der »kommunistischen Tageszeitung« 
Il Manifesto so bezeichneten - »post- 
revolutionären Gesellschaften« von der 
historischen Bildfläche. Schon 1989, vor 
dem Fall der Mauer, hat Achille Oc- 
chetto, der damalige Vorsitzende der 
Kommunistischen Partei, eine 
Namensänderung und eine Reorganisation 
der KPI (zur »Partei der demokratischen 
Linken« - PDS) cingelcitet (vgl. dazu 
den Artikel von Marco Piantini). Dieser 
Kraftakt war nicht unumstritten. Denn die 
KPI war nicht nur die größte westeuropäi- 
sche KP, sondern auch die am wenigsten 
durch die Entwicklungen in Östeuropa 
kompromittierte kommunistische Partei, 
hatte sie doch die Unterdrückung in Prag 
1968, in Kabul 1979 oder in Polen 1981 
mit wünschenswerter Deutlichkeit kri- 
tisiert und sich seit den Tagen Togliattis 


»normalen« 
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um Autonomie gegenüber Moskau 
bemüht. Aus der Retrospektive betrachtet 
war der Schritt PDS richtig, 
allerdings in der Art der Durchführung 
glücklos und letztlich inkonsequent. 
Denn die PDS hat es nicht vermocht, mit 
der Reorganisation die Glaubwürdigkeit 
der Partei zu steigern und die eigene 
Erneuerung als Teil einer Strategie der 
Erneuerung der italienischen Gesell- 
schaft einsichtig zu machen. So blieb der 
Akt der Umbenennung isoliert und 
politisch innerhalb und außerhalb der 
alten KPI und neuen PDS angefochten. 
Die Reorganisation der KPI zur PDS 
führte daher zu einer Abspaltung der 
»Rifondazione 
(Kommunistische Ermeuerung). Diese 
Partei ist Gegensatz zur 
journalistischen Botschaft von FAZ bis 
TAZ keine sektiererische, funda- 
mentalistische oder nostalgische Grup- 
pe, sondern ein Kristallisationspunkt 
linker Opposition mit durchaus beacht- 
lichen Wahlerfolgen. Die Wandlung der 
KPI zur PDS wurde aber nicht wirklich 
ernst genommen. Daher konnte es 
Berlusconi in den Tagen seiner Krise 
Ende 1994 wagen, den alten antikom- 
munistischen Trumpf gegen die PDS zu 
ziehen, der eigentlich längst aus dem 
politischen Spiel sein sollte. Der 
Antikommunismus, ist anscheinend 
lebendiger als der Gegenstand der tö- 
richten Abneigung. 

Der »Caso Italiano« erschöpft sich frei- 
lich nicht in der größeren politischen 
Volatilität, die politische 
Langeweile aufkommen läßt. Die 
Besonderheit des »caso italiano« läßt 
sich am ehesten als Gegensätzlichkeit in 
der Einheit umschreiben. Wer die Filme 
über »Don Camillo und Peppone« 


zur 


comunista« 


im 


niemals 


gesehen hat, kann sich diese Gegen- 
sätzlichkeit sinnlich vorstellen: Katho- 
lizismus gegen Kommunismus und um- 
gekehrt. Doch beide entstammen nicht 
nur der gleichen Kultur, sie sind auch in 
der jeweils anderen Identität präsent. 
Der italienische Laizismus wäre ohne 
die katholische Kultur und die Existenz 
des Vatikans nicht vorstellbar. Norden 
gegen Süden und umgekehrt. Der 
Mezzogiorno als Erbschaft seit der ita- 
lienischen Einigung in den 60er Jahren 
des vorigen Jahrhunderts. Unterentwick- 
lung im Süden und Modernisierung im 
Norden (was übrigens nicht immer so 
war) - und zugleich ein »meccanismo 
unico«, ein einheitlicher Mechanismus, der 
beider Entwicklung in aller Gegensätz- 
lichkeit steuert (siehe dazu den Beitrag 
von Isaia Sales). Dies mag ja ein Grund 
dafür sein, daß die Lega Nord seit den 
80er Jahren und verstärkt seit Beginn 
der 90er Jahre den Versuch macht, sich 
des Südens zu entledigen, eine eigene 
territoriale Identität auszubilden (dazu 
der Beitrag von Gianni D’Amato und 
Siegfried Schieder in diesem Heft), also 
den »meccanismo unico« ein für allemal 
zu zerstören. Dabei könnte allerdings die 
Einheit, die Identität Italiens auf der 
Strecken bleiben. Ein rassistisch unter- 
legter Regionalismus im Norden würde 
wohl im Süden vergleichbare Antworten 
provozieren. Das müßte nicht wie auf 
dem Balkan Bürgerkrieg bedeuten. Aber 
das Zusammenleben südlich der 
Alpenbarriere auf der Appenin- 
Halbinsel würde komplizierter werden. 

Dann gibt es aber auch den Gegensatz 
zwischen der ineffizienten Staatsin- 
dustrie, die inzwischen weitgehend re- 
strukturiert, liquidiert oder privatisiert 
worden ist, der modernen privaten 
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Großindustrie der Agnelli, Olivetti oder 
Berlusconi und dem in modernen sozi- 
algeographischen und industriesozio- 
logischen Untersuchungen so sympa- 
thisch gezeichneten »terza Italia«, jenen 
flexibel spezialisierten Klein- 
Mittelunternehmen der »industrial di- 
stricts«, die auf dem Weltmarkt Furore 
machen. Tatsächlich ist diese Gegen- 
sätzlichkeit in der italienischen Wirt- 
schafts- und Gesellschaftsstruktur ein- 
geschrieben. In ihr werden synergetisch 
wirkende Ingredienzien zu einer Einheit 
gemischt, die für den über die Grenzen 
Italiens bewunderten ökonomischen 
Erfolg der 80er Jahre verantwortlich 
sind. Doch was für ein Erfolg war es, 
der Italien gegen Ende der 80er Jahre zur 


und 


fünftstärksten Industnenation, sogar vor 
Großbritannien rangierend, aufblühen 
ließ? 


Wer in den 60er und 70er Jahren Italien 
kennengelernt hatte und erst wieder in 
den 80er Jahren das Land erneut besuchte, 
mußte sich auf einen anderen Stern 
versetzt fühlen. Einen wissenschaftlich 
abgeklärten, reflektierten Eindruck die- 
ses unerhörten Wandels in Italien ver- 
mittelt der Aufsatz von Paul Ginsborg 
in diesem Heft. Weniger abgeklärt, da- 
für direkter wäre der Zeitsprung aus ei- 
ner umbrischen Taverna in den frühen 
70er Jahren, in das schicke und teure 
Restaurant, in das sich die einstmalige 
Taverna in den 80er Jahren verwandelt 
hat. Noch deutlicher würde der Kultur- 
bruch, wenn man den Besuch einer 
»festa dell’unitä« Ende der 60er und 
Ende der 80er Jahre vergleicht. Der Ver- 
gleich würde einen Kulturbruch zutage- 
fördern. In dem anscheinend so »ruhigen 
Jahrzehnt« der 80er Jahre hat zunächst 
unterirdisch und kaum bemerkt, dann 


eruptiv zu Beginn der 90er Jahre an die 
Oberfläche tretend, ein fundamentaler 
sozialer und kultureller Wandel 
stattgefunden: Der Wandel von einer 
sehr traditionellen, langsamen noch von 
agrarischen »Residuen« durchzogenen 
zur modernen, »schnelllebigen« und von 
der Industrie (auch auf dem Lande) 
geprägten Gesellschaft. In ihr mußte 
Kontinuität weniger als Ausdruck der 
sozialen Stabilität denn als Zeichen der 


Krise wahrgenommen werden. Alte 
Bindungen (daher spricht Franco 
Cazzola in seinem Aufsatz von 


»religio«) wurden von den Strömungen 
der modernen Konsumgesellschaft un- 
terspült, mehr und mehr aufgelöst. 
Selbst die politische Moral der 
»resistenza«, die bislang für den »Ver- 
fassungsbogen« unantastbar 
wurde in z. T. perfider Weise in Frage 
gestellt, wenn die Unterscheidung zwi- 
schen Opfern (Widerstandskämpfer) und 
Tätern (Faschisten) aufgelöst wird. 
Dabei taten sich gerade Leute hervor, 
die sich im Zuge der Modernisierung 
von linken Traditionen zu befreien, die 
Nachkriegsgeschichte revisionistisch 
neu zu schreiben und faschistische 
Dichter und Denker als »Faszinosum« 
zu entdecken bemühten. Das kennen wir 
ja auch aus der bundesdeutschen 
Debatte der S0er Jahre. 

Es ist freilich vergleichsweise leicht, 
Werte, ÖOrientierungen, moralische 
Prinzipien über Bord zu werfen, doch 
unendlich schwer, neue nicht nur intel- 
lektuell-diskursiv zu erzeugen, sondern 
lebenspraktisch und daher »ver-bind- 
lich« (im Sinne Cazzolas Begriff von 
»religio« oder den »Ligaturen« Dahren- 
dorfs) in einer Gesellschaft für Individuen 
zu verankern. Nur so könnten sich aus 


schien, 
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Leibniz'schen Monaden gesellschaftliche 
Individuen »emporarbeiten« - um den 
emphatischen begriff von Marx zu 
verwenden. Die italienische Modernisie- 
rung, mit so viel Verve im »terza Italia« 
eingeleitet, dürfte gerade an diesem 
Mangel aus dem Gleichgewicht geraten 
und daher von der Entwicklungsbahn 
abgekommen sein. Der Verlust der 
Moral liftete die Schranken gegen die 
öffentliche und private Korruption, die 
Schlamperei und die primitive Be- 
reicherungsenergie. »Enrichissez vous« 
scheint das im Verlauf der 80er Jahren 
am meisten befolgte Gebot im »bel pae- 
se« gewesen zu sein, jedenfalls von 
groß- und kleinbürgerlichen 
Klasse, die keine Chance ausließ, um 
privat auch auf Kosten der Allgemeinheit 
zu akkumulieren. Italien hat eines der 
höchsten Budgetdefizite öffentlicher 
Haushalte in Europa (an die 10% des 
BIP), eine öffentliche Verschuldung, 
deren Bestand etwa 125% des Bruttoin- 
landsprodukts ausmacht, den höchsten 
Anteil an Kapitaleinkommen am 
Volkseinkommen (über 40%) in 
Westeuropa und Zinszahlungen der öf- 
fentlichen Haushalte, die bereits 10% 
des BIP beanspruchen. Da wird eine 
Klasse Geldvermögensbesitzern 
durch die öffentlichen Haushalte alimen- 
tiert, die natürlich in allererster Linie 
Interesse an der Solvenz des Staates und 
daher an einer rigiden Sparpolitik hat - 
natürlich nicht bei den Zinsen, sondern 
bei den »unproduktiven« 
gaben. Die makro-ökonomischen Daten 
deuten mehr als eine Fiskalkrise an, sie 
verweisen auf eine Verschiebung der 
Klassenstruktur Italiens. Die Kämpen 
der Klassenkämpfe aus der heroischen 
Zeit des »heißen Herbstes« sind darin 


einer 


von 


Sozialaus- 


randständig geworden: die Industriear- 
beiter und ihre Organisationen, aber 
auch die »bodenständigen« Unter- 
nehmer-Kapitalisten. Wie in anderen 
Gesellschaften Westeuropas auch ist das 
Kapital transnational flexibler und 
mobiler als je zuvor. Die politische 
Steuerung wird mehr und mehr von den 
»Sachzwängen des Weltmarkts« durch- 
kreuzt. Dies ist einer der Gründe, warum 
in Italien nach dem Berlusconi-Schock 
unter Dini ein Übergangskabinett der 
Experten gebildet wurde, das Sach- 
zwänge exekutiert und dabei sogar auf 
einen relativ breiten Konsens der Par- 
teien zählen kann, und warum als kom- 
mender Ministerpräsident, vielleicht als 
Führer einer neuen Mitte-Links-Koa- 
lititon Romano Prodi gehandelt wird, 
der äußere »Sachzwänge« und gesell- 
schaftliche Interessen 
verspricht. 

Das wird nicht leicht sein. Denn die zu 
bewältigende Krise der Staatsfinanzen 
ist die Kehrseite des Erfolgs der Klein- 
und Mittelbetriebe des vielgerühmten 
Terza Italia. Zweifellos hat das »dritte 
Italien« beachtliche technische und so- 
ziale Innovationen hervorgebracht, die 
die italienische Wettbewerbsfähigkeit in 
den vergangenen 
gesteigert haben. Doch ein anderer Teil 
des Erfolgs beruht auch darauf, daß die 
Steuerehrlichkeit gering, die »evasione 
fiscale« groß und die Ausweichmanöver in 
Richtung prekärer Beschäftigungs- 
verhältnisse verbreitet sind. Darüber 
schreibt Ginsborg in seinem Artikel in 
gebotener Klarheit. Dies ist eine für die 
Gesellschaft insgesamt pathologische 
»Entstaatlichung« und Privatisierung, 
eine Indienstnahme öffentlicher Res- 
sourcen für private Zwecke. Transpa- 


zu moderieren 


zwei Jahrzehnten 
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rente Subventionen an die Unternehmen 
hätten ein Minimum demokratischer 
Kontrolle ermöglicht, die Art der 
Aneignung öffentlicher Mittel hat sie 
unterlaufen und dabei nicht nur die fis- 
kalische Krise zugespitzt, sondern die 
öffentliche Moral unterminiert. Die po- 
litische Korruption, die von den 
Mailänder Staatsanwälten so mutig an 
den Pranger gestellt wurde, kam aus der 
Mitte der Gesellschaft, wenn auch we- 
niger spektakulär. 

Der Erfolg der kleinen und mittleren 
Unternehmen beruhte aber auch darauf, 
daß die gewerkschaftliche Organisation 
des »Massenarbeiters« in der »fabbrica 
diffusa«, in der in der Region zerstreu- 
ten Fabrik, unterlaufen werden konnte. 
Die tayloristisch-fordistische Organisa- 
tion als »Massenarbeiter« mit der »Ge- 
werkschaft der Räte«, die Bruno Trentin 
beschrieben hat, hat in den industrial 
districts des terza Italia ihren sozialen 
Ort verloren. Die Gewerkschaft müßte sich 
reorganisieren. Wie mühselig dies ist, zeigt 
die Reformdebatte nicht nur in Italien, 
sondern auch hierzulande. Die 
Schwierigkeiten werden noch durch die 
Veränderungen der Branchenstruktur (in 
Richtung Dienstleistungen) und der 
Altersstruktur (Zunahme der Rentner) er- 
höht. Die Arbeiterbewegung, die seit Ende 
der 60er Jahre so stark. aufgetrumpft hat, 
ist in diesem »Mahlstrom« von Mo- 
Tertiarisierung und 
Dezentralisierung, von Individualisierung 
und Konsumismus fast bis zum Hals 
versunken. Ein Mahlstrom ist dadurch 
gekennzeichnet, daß man umso tiefer in 
ihn hinuntergezogen wird, je mehr man 
sich darin Halt suchend bewegt. Wer 
selbst keinen festen Boden unter den 
Füßen kat, gesell- 


dernisierung, 


wird anderen 


schaftlichen Akteuren kaum über- 
zeugende Alternativen anbieten können. Wie 
in anderen europäischen Ländern auch 
haben Gewerkschaftsbewegung und 
politische Linke in Italien noch kein 
Rezept gefunden, dem 
Mahlsttrom auf festen Grund zu 
gelangen sei, von dem aus die notwen- 
digen gesellschaftlichen Veränderungen 
hätten vorwärtsgebracht werden können. 
Im Mahlstrom ist jeder allein. Die ita- 
lienische Gesellschaft hat in diesen 
»ruhigen 80er Jahren«, in denen unter 
Craxis Schirm das Empire der Fernseh- 
schirme des Silvio Berlusconi zusam- 
mengekauft werden konnte, die »piazza« 
verloren. Was dies heißt, kann jeder 
ermessen, der miterleben konnte, wie 
sich jede spiaggia in eine piazza 
verwandelte. Italien war selbst im 
Sommerloch eine durch und durch ur- 
bane und kommunikativ interessierte 
Gesellschaft. Individualisierte Indivi- 
duen im Konsumismus brauchen die 
piazza jedoch nicht mehr als Ort der Be- 
gegnung, des Austausches, des Klat- 
sches. Sie sind das gefundene Fressen 
für Medienhaifische wie Berlusconi. Die 
Gesellschaft ist schon lange vor dem 
überwältigenden Wahlsieg Berlusconis 
reif geworden für einen »brutalen«, ver- 
gewaltigenden Zugriff. Das virtuelle TV 
ersetzt die reelle piazza. Die mono- 
polistische Manipulation untergräbt die 
populare Kommunikation und die de- 
mokratische Öffentlichkeit der piazza. 
Berlusconi der Held einer virtuellen 
Welt. 

Freilich ein tragischer Held. Denn die 
Herrschaft kann nicht vollständig sein. 
Eine noch ausstehende gründliche Ana- 
lyse der kurzen Amtszeit des Silvio Ber- 
lusconi wird - neben vielen anderen As- 
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pekten - wahrscheinlich zu Tage för- 
dern, daß es erstens auch mit der mas- 
sivsten Medienmacht nicht möglich ist, 
eine Gesellschaft wie ein Unternehmen 
auto-, medio- und plutokratisch zu füh- 
ren, daß zweitens das Trauma der 
Niederlage der Gewerkschaften, der 
Linken (im weitesten Sinne) nur temporär 
ist und der Widerstand gegen den 
Autokratismus einer Regierung und die 
virtuelle Welt von High Definition-TV 
heranreift und ausbricht, wenn die 
Zumutungen der realen Welt »über die 
Hutschnur« gehen - wie im Falle der zur 
Haushaltssanierung geplanten Kür- 
zungen bei Pensionen und anderen 
Sozialleistungen im November 1994, 
daß drittens das politische Management 
anders als das Management eines 
Unternehmens der Legitimation vor 
kontroversen Interessen bedarf, die 
immer wieder neu erworben werden 
muß, daß viertens Mediokratie keine 
Aufbauhilfe für eine Regierungskoalition 
sein kann, die schon wegen der 
Mediokrität ihrer Protagonisten ins 
Chaos gerät. Freilich ist es überhaupt 
nicht ausgeschlossen, daß die von 
Berlusconi zusammengeführte Truppe 
lernt und beim nächsten Versuch nicht 
die Fehler des ersten Versuchs wieder- 
holt. Denn auch in Italien ist die Rechte 
eine nicht zu unterschätzende reale ge- 
sellschaftliche Kraft, die durch die 
transmittierten virtuellen Medienwelten 
nicht erzeugt, sondern nur gestützt wird. 

Der Kurs der kommenden italienischen 
Regierungen ist vorgegeben, er heißt 
Europa. Europa, das sind die Kriterien 
von Maastricht und Maastricht verlangt 
von Italien eine radikale Sanierung der 
Staatsfinanzen. Wenn dies den techno- 
kratischen Regierungen nicht gelingt, 


wird Italien aus dem »Kerneuropa« her- 
ausfallen. Ganz neue Orientierungen 
müßten entwickelt werden, für die es 
keine Blaupause gibt. Auch die Linke ist 
strategisch und in der politischen 
Tagespraxis gefordert. Es gilt zu zeigen, 
wie die zweifellos notwendige 
Umstrukturierung privater 
Ökonomie und öffentlichen Finanzen 
sozial verträglich und demokratisch 
mobilisierend vollzogen werden könnte. 
Die Linke... Damit kann im zusam- 
menwachsenden Europa freilich nicht 
nur die italienische gemeint sein. 
Irgendwie ist der »caso italiano« ein 
»CAso EUTOPEOK«. 


von 


Paul Ginsborg 


Die italienische Krise 


Gegen Ende des Jahres 1991 waren führende christdemokratische und so- 
zialistische Politiker in aller Ruhe damit beschäftigt, die Grundzüge der 
italienischen Politik im neuen Jahrzehnt festzulegen. Am 17. November 
1991 berichtete Repubblica, Craxi und Andreotti hätten ein Abkommen 
über weitere fünf Jahre einer gemeinsamen Regierung unter Dach und Fach 
gebracht. Unvorsichtigerweise verkündete am selben Tag der ehemalige 
Innenminister und Mafiaboß von Neapel, Antonio Gava, daß »wir von nun 
an Stimmen bekommen aufgrund dessen, was wir darstellen, und nicht 
bloß wegen unseres Antikommunismus«. Niemand hätte weiter daneben 
liegen können. Doch damals hätten, wenn überhaupt, nur wenige Beobach- 
ter gewagt, ein radikal anderes Szenario vorauszusagen. Die Mängel des 
italienischen Staates und seines politischen Systems waren längst durch- 
forscht und angeprangert worden, doch Jahr für Jahr bestätigte sich aufs 
neue die Stabilität der italienischen Wählerschaft und die Zähigkeit der 
politischen Elite. 

Es sollte sich jedoch herausstellen, daß die Jahre 1992 bis 1994 mit zu den 
dramatischsten im Italien des 20. Jahrhunderts zu zählen sind. Im Verlauf 
eines einzigen Jahres, 1993, wurden die fünf herrschenden Parteien der 
Nachkriegszeit von der politischen Landkarte radiert. Eine Gruppe von 
Richtern und Staatsanwälten ging auf eine in der Geschichte des vereinten 
Italien beispiellose Weise zum Angriff gegen die Korruption über. Gegen 
die Mafia wurde ein unnachgiebiger Krieg geführt, der bei der siziliani- 
schen Bevölkerung, besonders in Palermo, zum ersten Mal breite Unter- 
stützung fand. Die alte politische Elite, dem Anschein nach so unsterblich 
wie die japanische, stürzte nicht nur aus ihren Machtpositionen, sie geriet 
zugleich in übelsten Verruf. Bei den Wahlen vom März 1994 schließlich, 
dem politischen Höhepunkt der Krise, errang eine ungewöhnliche, von dem 
Unternehmer Silvio Berlusconi geführte Koalition unter Einschluß der 
Neofaschisten einen gewaltigen Sieg. 

Selbst aus dieser bloßen Aufzählung der wichtigsten Elemente der Krise 
und ihrer wesentlichen politischen Auswirkungen wird deren komplexe 
und widersprüchliche Natur sofort ersichtlich. Die Krise 1992-94 ist kein 
homogener und innerlich zusammenhängender historischer Prozeß wie die 
europaweiten Entwicklungen von 1968-69. Vielmehr besteht die Krise aus 
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sehr verschiedenen Elementen, von denen mehr als eines mit anderen in of- 
fenem Widerspruch steht. Im Kern der Krise findet sich keine politische 
Partei oder Strategie, keine einzelne Klasse oder gesellschaftliche Kraft, 
die sie verursacht, vorwärtstreibt und ihre Früchte erntet. Unter verschie- 
denen Gesichtspunkten zeigt sie ganz unterschiedliche Gesichter: vom 
Mailänder Justizpalast aus handelt es sich um eine Schlacht gegen die Kor- 
ruption und für die Wiederherstellung der Rechtsstaatlichkeit; aus der Per- 
spektive der Bank von Italien geht es um eine Schuldenkrise und den Ver- 
lust des internationalen Vertrauens; für die Lombardei und Venetien geht 
es um Dezentralisierung, eine neue gesellschaftliche Blockbildung und den 
Triumph des Selfmademan; im Parlament liegt der Schwerpunkt auf den 
Wahlgesetzen und dem Abgang der alten Elite; in der zerbrechlichen Zi- 
vilgesellschaft Palermos geht es um einen verweifelten Kampf gegen die 
Macht der Mafia. 

Im folgenden wird versucht, die Ursachen dieser außerordentlichen Krise 
und die Formen, die sie angenommen hat, zu erklären. Zu Beginn mögen 
einige methodologische Bemerkungen angebracht sein. Erstens hilft es 
nicht weiter, eine sozusagen kassandrische Sicht der jüngsten italienischen 
Krise zu vertreten, derzufolge sich die italienische Republik seit ihrer 
Gründung andauernd in der Krise befand und ihr Niedergang angesichts 
der vielen zerreißenden Widersprüche unvermeidlich und nur eine Frage 
der Zeit war. Eugenio Scalfari war immer einer der deutlichsten Vertreter 
dieser Auffassung. Zwar würden nur die eifrigsten Apologeten der Christ- 
demokraten versuchen, die vielen Risse der Republik wegzuleugnen, doch 
wenn wir unser Augenmerk allein auf diese Mängel richten, wird es uns 
nicht gelingen, den Zeitpunkt und die spezifische Form der Krise zu erklä- 
ren. Vielmehr soll gezeigt werden, daß die Krise 1992-94 im gleichen Ma- 
ße den Tugenden der italienischen Demokratie wie ihren Lastern zuzu- 
schreiben ist und in der Tat unverständlich bleibt, wenn nicht beides in 
Betracht gezogen wird. 

Zweitens soll eine monokausale Interpretation der Ereignisse vermieden 
werden. Stattdessen werden unterschiedliche Sphären - die ökonomische, 
politische, soziale und kulturelle - betrachtet und verschiedene Ebenen der 
Erklärung benutzt: lang- und kurzfristige, externe und interne, strukturelle 
und subjektive. 


1, Staatsverschuldung und internationales Vertrauen 


Nach der großen Wirtschaftskrise 1974-75, in der »die Autoritäten fast die 
Kontrolle über die Lage verloren« (Giavazzi und Spaventa 1988: 10), 
konnte die italienische Ökonomie in den darauffolgenden Jahren eine 
ganze Reihe positiver Indikatoren vorweisen. Das reale BIP stieg zwischen 
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1976 und 1990 um fast 50%, 6% mehr als der EG-Durschnitt (Padoa 
Schioppa Kostoris 1993: 225). Der italienische Anteil an den Weltmarkt- 
exporten lag im Jahr 1970 bei 4,6%, fiel 1982 auf 4,4% und stieg 1987 
wieder auf 5% (Zamagni 1994: 365, Tafel 12.4). Der Inlandsmarkt war in 
dieser Zeit äußerst lebhaft (der Konsum lag 13 Punkte über dem EG- 
Durchschnitt), und die Sparneigung - wie auch die Konsumneigung - der 
Bevölkerung lag in der Spitzengruppe der westlichen Länder. Michael 
Porter wies in seinem Zehn-Länder-Vergleich ökonomischer Wettbe- 
werbsvorteile anerkennend auf die »bemerkenswerte Fähigkeit« der italie- 
nischen Industrie hin, innovative Produkte auf den Markt zu bringen und 
die neuesten Produktionsverfahren und Technologien in relativ kleinen und 
mittleren Firmen zum Einsatz zu bringen. Sein Lob galt auch den 
»anspruchsvollen und fortgeschrittenen Inlandsnachfragern und der Ent- 
wicklung einer italienischen Zulieferindustrie von Weltrang« (Porter 1989: 
69). 

Allerdings war auch die Kehrseite der italienischen Wirtschaftsleistung in 
dieser Periode bemerkenswert. Es handelte sich um die Unfähigkeit, in 
Forschung und Technologie zu investieren, den Mangel an internationalen 
Unternehmen in einer Zeit beschleunigter globaler Konzentration 
(Baldassari 1994: 15) und um die deutliche Schwächung der internationa- 
len Position zwischen 1979 und 1993 im Schlüsselsektor der Güter mit ho- 
hen Skalenerträgen: Autos, langlebige Konsumgüter wie Waschmaschinen, 
elektronische Büroausstattung, organische und anorganische Chemiepro- 
dukte usw. (Guerrieri 1994: 384, Tafel 1). 

Hinzu kam, daß die italienische Wirtschaftsleistung wegen des ungebän- 
digten Wachstums der öffentlichen Verschuldung international mit wach- 
sender Besorgnis beobachtet wurde. Dies war kein historisch überkomme- 
nes Problem der italienischen Republik; im Jahr 1960 etwa hatte Italien ei- 
ne sehr niedrige Kreditaufnahme und eine geringe Schuldenquote 
(Giavazzi und Spaventa 1988: 5). Die Lage verschlechterte sich langsam in 
den siebziger Jahren und dramatisch in den achtziger und frühen neunziger 
Jahren. Kern des Problems waren die hohen Ausgaben für Renten, be- 
trächtliche aber ineffiziente Kosten des Gesundheitswesens und sehr nied- 
rige Steuereinnahmem von den Selbständigen, insbesonder von Ladenin- 
habern und den Besitzern von Kleinbetrieben. 

In der Zeit der europaweiten Diskussion um den Maastricht-Vertrag, mit 
deutlicher Neigung zu stärkerer wirtschaftlicher Einheit und einer europäi- 
schen Währung, erreichte die öffentliche Verschuldung Italiens Dimensio- 
nen eines Staatsnotstands. Im historischen Rückblick hatte Italien in der 
Europäischen Gemeinschaft eine Rolle eingenommen, die geprägt war 
durch Passivität und Absentismus, starken verbalen Enthusiasmus und die 
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beispiellose Unfähigkeit, EG-Regelungen im eigenen Land durchzusetzen 
oder auch nur das Geld der Gemeinschaft auszugeben (Giulani 1992). 

Zu diesen schon lange bestehenden Unzulänglichkeiten kam 1991 eine Er- 
kenntnis hinzu, die die Lage noch verschärfte: das Land genügte nicht im 
entferntesten den drei Mindestbedingungen für die Europäische Wäh- 
rungsunion. Die staatlichen Schulden beliefen sich auf 103% des BIP (statt 
maximal 60%); das Haushaltsdefizit betrug 9,9%, (statt 4%) und die Infla- 
tionsrate lag bei 6,9% - weit über dem Durchschnitt der drei leistungs- 
stärksten Länder. Insgesamt gesehen stand nur Griechenland schlechter da 
(Menet-Gentry 1992: 261-268). Die Folge war eine Art nationale Panik, 
bei der die Massenmedien wie nie zuvor über die wirtschaftliche Malaise 
des Landes und seine bevorstehende Relegation aus der ersten Liga der eu- 
ropäischen Nationen berichteten. »Unternehmen Italien, von Schulden er- 
drückt, verpaßt den europäischen Zug« (La Repubblica, 22. Dezember 
1991), lautete nur eine der vielen Schlagzeilen von damals. 

Und es sollte noch schlimmer kommen. Im Januar 1990 hatte Giulio An- 
dreotti die italienische Lira in den schmalen Korridor des Europäischen 
Währungssystems geführt, in der Hoffnung, diese neue Position würde 
Früchte in Form von Disziplin und Wettbewerbsfähigkeit einbringen. Es 
stellte sich heraus, daß der hohe Wechselkurs der Lira nicht gehalten wer- 
den konnte. Nur zwei Jahre später kam sie unter schweren Druck, und die 
Regierung von Giulano Amato war zu einer drastischen Intervention ge- 
zwungen, um sie zu retten. Schließlich brach im September 1992 das inter- 
nationale Vertrauen in den Wechselkurs der Lira (und zugleich des briti- 
schen Pfunds) völlig zusammen. Kurz danach folgten Abwertung und 
Austritt aus dem europäischen Währungssystem, schließlich dessen Kol- 
laps. 

Die Schuldenkrise und das schwindende internationale Vertrauen können 
daher nicht einfach als Konstanten der jüngeren italienischen Geschichte 
behandelt werden. Die gegenwärtige Krise sollte vielmehr als Konflikt 
zwischen zwei unterschiedlichen Kräften betrachtet werden: Einerseits 
weigerten sich mehrere italienische Regierungen in Folge, den wachsenden 
Schuldenberg ernstzunehmen, und beschlossen statt dessen, sich den Kon- 
sens im Innern zu erkaufen, mit dem Preis der Schwächung Italiens im in- 
ternationalen Zusammenhang. In dieser Hinsicht tragen die Regierungen 
der zweiten Hälfte der achtziger Jahre, einer Zeit des wirtschaftlichen 
Booms, beträchtliche Verantwortung (eine gute Innenansicht bietet Amato 
1990). Andererseits ist festzustellen, daß die fortgeschrittensten und erfolg- 
reichsten kapitalistischen Ökonomien Europas koordiniert in Richtung 
größerer wirtschaftlicher Einheit, einer gemeinsamen Währung und eines 
gemeinsamen Marktes vorstoßen. Wiederum handelt es sich nicht um eine Kon- 
stante in der Geschichte der Europäischen Gemeinschaft, sondern um eine 
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besondere Folge von Ereignissen in den späten achtziger und frühen neunziger 
Jahren (Tsoukalis 1991). 

Diese beiden Entwicklungen, des internationalen Kapitals einerseits und 
des ökonomischen Mismanagements in Italien andererseits, traten im Sep- 
tember 1992 in direkten Konflikt miteinander. Beim ersten Zusammenstoß 
zog sich das umfassendere europäische Projekt, nicht die nationale legge- 
rezza, mit einer blutigen Nase zurück. Doch der Konflikt der Interessen 
und Perspektiven wird sich gewiß nicht in Luft auflösen, und auf lange 
Sicht sind sehr ungleiche Kräfte daran beteiligt. 

In diesem Teil der Erklärung der itatıcı „schen Krise spielen externe, struk- 
turelle und langfristige Kräfte die vorherrschende Rolle. Die öffentliche 
Verschuldung und das internationale Vertrauen sind die »Kontrolleure« der 
Krise, die Meßlatten, die an alle politischen Lösungsvorhaben angelegt 
werden. 


2. Tugenden und Laster der italienischen Demokratie 


Die Fehler und Mißerfolge der italienischen Demokratie sind schon häufig, 
wenn auch mit unterschiedlicher Betonung (Ginsborg 1990, Scoppola 
1991, Lanaro 1992, Hine 1993, Lepre 1993), dargestellt worden. Daher 
genügt hier eine kurze Zusammenfassung. Die in Folge des Verhältnis- 
wahlrechts schwachen Regierungen, die jahrzehntelange Vorherrschaft ei- 
ner Partei und ihrer Verbündeten, deren Inbesitznahme des Staates, das 
Fehlen einer greifbaren Alternative - all dies hatte schwerwiegende, doch 
bisher keine tödlichen Folgen für die italienische Demokratie. Die Ent- 
wicklung der partitocrazia beschädigte nicht nur die internen Mechanis- 
men des Staates, sondern verlieh auch seinen Interventionen in die Gesell- 
schaft brutale Züge. Die Notwendigkeit, einen Parteisausweis zu besitzen, 
die (im schlechtesten Sinne) Politisierung der Besetzung aller öffentlichen 
Ämter (vom Krankenhausverwalter bis zum Opernhausintendanten) und 
die Aufteilung der Pfründe des staatlichen Rundfunks und Fernsehens zwi- 
schen den großen Regierungsparteien und der Opposition gehören zu den 
schlimmsten Merkmalen der italienischen Demokratie. 

Ähnliches gilt für den öffentlichen Dienst. Sabino Cassese, ein aufgeklärter 
und reformorientierter Mann, der auf dem Höhepunkt der Krise Minister 
für Öffentliche Verwaltung war (April 1993 bis März 1994), hat berechnet, 
daß jeder italienische Bürger 15 bis 20 Arbeitstage im Jahr verliert, weil er 
sich mit der lähmenden Bürokratie des Landes herumschlagen muß 
(Presidenza del Consiglio dei Ministri, Dipartimento per la Funzione 
Pubblica 1993: 13). Im Lauf der Zeit entwickelte sich ein völlig deformiertes 
Verhältnis von Staat und Bürgern, das auf der Ineffizienz des öffentlichen 
Dienstes und dessen willkürlichen Ermessensspielräumen beruht. Die 
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Geschwindigkeit und Effizienz eines bürokratischen Aktes hängt von dem 
Druck ab, den ein Bürger auf einen Verwaltungsangehörigen ausüben kann. 
Selbstredend können nicht alle Bürger den gleichen Druck ausüben. Die 
Handlungsanreize für die Bürokratie sind dabei unterschiedlicher Gestalt, von 
der relativ harmlosen Nutzung von Beziehungen bis zur blanken 
Korruption (Ginsborg 1990: 14). 

Diese Laster in der formellen wie informellen Arbeitsweise der italieni- 
schen Demokratie sind historisch gewachsen, aber keine unveränderlichen 
Züge der republikanischen Landschaft. Wie bei der Staatsverschuldung so 
waren auch hier die achtziger Jahre eine düstere Zeit. Gian Cario Caselli, 
der oberste Staatsanwalt Palermos nennt sie »Jahre der politischen Arro- 
ganz, die das Gleichgewicht der Verfassungsordnung bedrohten..., Jahre 
schamloser Idiotie auf seiten der Machtzentren des Staates« (Casbelli 1993: 
15f.). Zusammen mit den Christdemokraten und häufig schlimmer als 
diese, spielte die Sozialistische Partei Bettino Craxis eine tragende Rolle 
bei der Systematisierung der korrupten Praxis. Dies war die Zeit, in der 
Schmiergeldzahlungen für öffentliche Aufträge in hochorganisierter Form 
abgewickelt wurden und die Finanzierung von Parteien und Personen di- 
rekt aus der illegalen Nutzung politischer Handlungsrechte gespeist wurde. 
Es war mehr im Spiel als der europaweite Niedergang des Interesses an 
staatlicher Politik, der von vielen Beobachtern vermerkt wurde und seinen 
Ausdruck in der wachsenden Zahl von Nichtwählern findet (Flickinger, 
Studlar 1992). Vielmehr schien die Mißwirtschaft der Regierung Teil des 
Scheiterns des mediteran-romanischen Sozialismus zu sein, denn viele 
ähnliche Muster staatlicher Beutepolitik fanden (und finden) sich in spani- 
schen, griechischen und selbst französischen Parteien. Anstatt politisches 
Handeln neu zu erfinden (Dunn 1993: 265) gaben sich die südeuropäischen 
Sozialisten mit der Maximierung ihrer eigenen Vorteile zufrieden. 
Allerdings liegt die politische Erklärung der Krise nicht einfach in den 
langfristigen, durch die Sozialisten noch verstärkten Defiziten des Systems. 
Auch die Tugenden der Republik haben eine entscheidende Rolle gespielt. 
Auf lange Sicht gehörte zu den wichtigsten dieser Elemente die offizielle 
Moral der in den Jahren 1943-48 geschaffenen Republik. Das italienische 
Nachkriegsarrangement blieb in vieler Hinsicht hinter den neuen Ordnun- 
gen in Frankreich, Westdeutschland und Großbritannien zurück. In Italien 
gelang es nicht, den Staatsapparat neu zu ordnen oder die Grundlagen für 
ein gesellschaftsorientiertes Staatsbürgertum zu schaffen. Allerdings waren 
die Gründungsväter der Republik viel erfolgreicher, als es darum ging, die 
im Widerstand gegen den Faschismus liegenden Ursprünge der Republik in 
das institutionelle Gefüge und besonders in die Verfassung einzuarbeiten. Im 
Blick auf die Nachkriegsjahre läßt sich die Schaffung einer offiziellen Moral 
nachzeichnen - demokratisch, antifaschistisch, Konstitutionell, europäisch -, 
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die rhetorisch häufig mißbraucht, doch nie abgelöst wurde. Die Generation 
der Resistenza endete zum größten Teil an den Rändern der Politik, auch 
wenn ihre Angehörigen mächtige Zeitzeugen bleiben: Norberto Bobbio, Leo 
Valiani, Vittorio Foa, Sandro Galante Garrone und, allen voran, weil er 
wirklich die Macht innehatte und der populärste Präsident der Republik war, 
Sandro Pertini. In dieser Hinsicht ist der Vergleich mit Japan erhellend, eben 
weil keine solche Widerstandsgeneration als Gewissen der neuen 
Demokratie diente (Samuels 1994). In Italien ist eine bestimmte Vorstellung 
davon, was eine Republik zu sein hat, nie verlorengegangen. 

in ähnlicher Weise wurde auch die Rechtsstaatlichkeit in zahllosen Fällen 
mißachtet, aber nie völlig diskreditiert. Sie erlebte in der Nachkriegszeit 
keineswegs eine Blüte; es genügt, Calamandreis scharfe Kritik der unver- 
änderten Bestände an faschistischen Gesetzestexten zwölf Jahre nach dem 
Ende des Faschismus zu lesen, um zu verstehen, wie langsam der Wandel 
vor sich ging (Calamandrei 1955). Doch die Rechtsstaatlichkeit, immer 
wieder angeschlagen und unterdrückt, Kam beharrlich wieder auf die Beine. 
In der Geschichte der Republik herrscht daher eine beträchtliche Spannung 
zwischen der alltäglichen politischen Praxis - die häufig auf Begünstigungen, 
Pöstchenschieberei, Korruption usw. beruht - und der offiziellen Moral, der 
die Alltagsmoral in letzter Instanz unterworfen ist. Auf symbolischer Ebene 
wird dies am besten durch den Vorhang von Mario Chiesa verdeutlicht. 
Chiesa, Direktor des Pio Albergo Trivulzio, war der erste Sozialist, der beim 
Kassieren von Schmiergeldern erwischt wurde. Seine Verhaftung am 17. 
Februar 1992 markiert den Beginn des Tangentopoli und wird häufig als 
offizieller Auslöser der Krise betrachtet. Später sagte er vor Staatsanwalt Di 
Pietro aus, er habe den Vorhang zugezogen, als die örtlichen Auftragnehmer 
kamen, um ihn zu bezahlen, damit niemand sehen konnte, was vor sich ging 
(Della Porta 1993). Er konnte diesen Geschäften nicht am hellichten Tag 
nachgehen; sie waren immer noch mit einem starken Gefühl für die 
Unrichtigkeit des eigenen Tuns verbunden. 

Diese Spannung zwischen Alltagspraxis und offizieller Moral sollte 
schließlich zum Zusammenbruch der politischen Klasse Italiens führen: sic 
war ihr schwächstes Moment, der Mechanismus, der dem König die Klei- 
der vom Leibe riß. Die politische Klasse brach nicht wegen der Stärke der 
Opposition, wegen Großdemonstrationen oder hartnäckiger sozialer Bewe- 
gungen zusammen. Der Grund dafür war vielmehr, daß sie keine Antwort 
auf die Anklagen wußte, die, in die Begriffe der offiziellen Moral geklei- 
det, die Rache eben dieser Moral darstellten. In einem Land, in dem die 
Ehre immer noch einiges zählt, wog es tatsächlich schwer, auf diese Weise 
diskreditiert zu werden. 

Eine weitere, jüngere Tugend der Republik war der politische Mechanis- 


18 Paul Ginsborg 


mus des »Abschaffungsreferendums« (mit dem Gesetze nicht vorgeschla- 
gen, sondern nur bestehende Gesetz abgeschafft werden können). Ur- 
sprünglich in der Verfassung verankert, wurde das Recht, Referenden ein- 
zuleiten im Mai 1970 Gesetz. 500.000 Bürger, fünf Regionalräte oder ein 
Fünftel einer der beiden parlamentarischen Kammern haben das Recht, ein 
solches ‚Verfahren in Gang zu bringen. Die Debatte über den demokrati- 
schen Nutzen von Referenden ist nicht abgeschlossen, und natürlich be- 
steht immer die Gefahr, daß die an der Macht befindlichen Parteien das 
Verfahren in plebiszitärer Form als populistische Stütze ihrer weitergehen- 
den Bestrebungen einsetzen. i 

Allerdings war dies in der bisherigen Geschichte der Republik nicht die 
vorherrschende Rolle des Referendums. Zwar griff Craxi damit recht wirk- 
sam die Richterschaft an (siehe unten), doch zumeist waren die Referen- 
dumskampagnen soziale Bewegungen mit breiter Basis, bei denen fort- 
schrittliche Gesetze durch die Zivilgesellschaft in Schutz genommen wur- 
den. Dies gilt für die bekannten Referenden zum Scheidungsrecht von 1974 
und zum Abtreibungsrecht von 1979; beide waren von seiten des Klerus in 
Gang gebracht worden und wurden abschlägig beschieden. 

Das Referendumsrecht wurde von Mario Segni am 9. Juni 1991 auf neue 
und dramatische Weise ins Feld geführt. Segni, ein aufrechter, wenn auch 
nur begrenzt talentierter christdemokratischer Politiker und Sohn eines frü- 
heren Präsidenten der Republik, stand bei vielen führenden Mitgliedern 
seiner eigenen Partei in Ungnade und hatte bei den Sozialisten einen 
schlechten Ruf. Er stellte mit einiger Unterstützung durch die PDS eine 
mutige, relativ isolierte Referendumsbewegung für die Abschaffung des 
»Multiple-Choice« Wahlverfahrens (bei der jeder Wähler mehrere Kandi- 
daten wählen kann) auf die Beine, einem der wesentlichen Mechanismen 
des politischen Klientelismus. Trotz massiver Angriffe der Medien, trotz 
Bettino Craxis Ratschlag, gar nicht erst wählen zu gehen, sondern den Tag 
am Strand zu verbringen, stimmte eine breite Mehrheit der Italiener für 
Segnis Vorschlag. Dies war der erste schwere Schlag für die herrschenden 
Parteien und der erste Sprengsatz der Krise. 

3. Die Rolle der Richter und Staatsanwälte 


Der italienische Staat gleicht einem Archipel (Donolo 1980), und darin 
stellt er eine extreme Variante des Erscheinungsbilds jedes modernen 
Staates dar: keine zusammenhängende Einheit mit klaren Autoritätslinien, 
sondern ein Aggregat verschiedener Machtzentren, die in Konflikt mitein- 
ander stehen. Im italienischen Fall hat die partitocrazia die vielen Inseln 
des Staatsarchipels im Laufe der Zeit weitgehend ihrer Kontrolle unterwor- 
fen. Allerdings, und dies ist der entscheidende Punkt, diese Kontrolle ist 
nicht allumfassend. Innerhalb des Staatsapparates verblieben Gruppen, 
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»tugendhafte Minderheiten«, die dem Druck der Parteien widerstanden und 
nicht völlig abhängig waren. Organisation und Angestellte der Bank von 
Italien sind das bekannteste Beispiel dafür. 

Eine dieser Minderheiten, die für die Erklärung der Krise eine zentrale 
Rolle spielt, besteht aus den Vertretern der Justiz. Ich beschränke mich auf 
einige wesentliche Punkte, die für meine Argumentation wichtig sind. Ent- 
scheidend war wiederum das Nachkriegsarrangement, denn es sah die Ein- 
richtung eines obersten Richterrates (Consiglio Superiore della Magistra- 
tura, CSM) vor und schuf die Voraussetzungen für ein unabhängiges Vor- 
gehen der Staatsanwälte. Neppi Modona (1994: 477) weist darauf hin, daß 
»zum ersten Mal in der italienischen Geschichte die vollständige Unab- 
hängigkeit der Richter und der Staatsanwälte von der Kontrolle durch die 
Exekutive festggeschrieben wurde«: Richter und Staatsanwälte waren von 
nun an einzig dem Gesetz unterworfen. 

Diese Autonomie der Justiz steht in scharfem Gegensatz zu vielen anderen 
europäischen Demokratien. In Frankreich und Spanien ist die Kontrolle der 
Regierung über die juristischen Untersuchungsverfahren gang und gäbe 
und hat zur Folge, daß heikle Verfahren, in die Politiker verwickelt sind, 
andauernd unter den Tisch gekehrt und übereifrige Staatsanwälte kaltge- 
stellt werden (Jean-Pierre 1993; siehe auch das Interview mit ihm im Ob- 
server vom 17. Juli 1994). In Großbritannien verläuft die Kontrolle subti- 
ler, denn allein schon das Rekrutierungsmuster der Richterschaft führt zur 
Schaffung einer, wie Nelken schreibt, »kleinen Gruppe von Vertretern des 
Establishments mittleren Alters und mittelmäßigen Geistes«. 

Der Weg zur Autonomie der Rechtsprechung in Italien war nicht einfach. 
Der CSM begann erst ab 1959 zu arbeiten, und erst in den späten sechziger 
Jahren kam mit der Gründung diverser Vereinigungen von Justizvertretern, 
die die Vielfalt politischer Positionen in der Gesellschaft ingesamt wider- 
spiegelten, der Kampf um eine unabhängige Rechtsprechung wirklich in 
Gang. Im Kielwasser der Jahre 1968-69 gingen viele idealistische junge 
Juraabsolventen in die Rechtsprechung (Dalla Chiesa 1992), und nun 
wurde mit dem Kampf gegen die Mafia und die »poteri occulti« der italie- 
nischen Gesellschaft Ernst gemacht. Die reformorientierten Juristen blie- 
ben eine Minderheit, und es gab viele andere, die weniger verdienstvolle 
Ziele ins Auge faßten, etwa die Bank von Italien. Dennoch war nun die 
Zeit zu Ende, in der die Juristen eine geschlossene konservative Kaste bil- 
deten. 

Diese ganze Entwicklung mußte natürlich eine Reaktion seitens der offi- 
ziellen und inoffiziellen Machtzentren Italiens provozieren. Die späten 
achtziger Jahre waren eine kritische Zeit, da es schien, als ob der unkon- 
trollierte Handlungsspielraum der Justiz beschnitten werden sollte. Wie 
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schon erwähnt, setzten die Sozialisten 1987 das Referendumsverfahren für 
den Versuch ein, Richter für ihre Fehler finanziell verantwortlich zu ma- 
chen; mit diesem populistischen Vorschlag errangen sie einen überwälti- 
genden Sieg. Dann startete Francesco Cossiga in der letzten Zeit seiner 
Präsidentschaft (1990-92) eine Reihe scharfer Angriffe auf den CSM. Das 
Tangentopoli kam im entscheidenden Moment in Gang, gerade als es den 
Anschein hatte, der Präsident und die Exekutive hätten die Rechtsprechung 
an der Gurgel gepackt. Mit den Enthüllungen von Mario Chiesa, einem 
weiteren schweren Sprengsatz der Krise, wurde eine lebenswichtige Front 
für den Gegenangriff eröffnet, die von einigen der geistig unabhängigsten, 
verantwortungsbewußtesten und mutigsten Staatsanwälte des Landes, dem 
Inbegriff einer tugendhaften Minderheit, auf fähige Weise genutzt wurde. 
Allerdings hätten sie keinerlei Fortschritte gemacht, wenn ihr Handeln 
nicht mit anderen Momenten der strukturellen Krise der politischen Elite 
zusammengefallen wäre. 


4. Gesellschaftliche Transformationen und politische Präferenzen 


Bis zu diesem Punkt scheint die Struktur der Erklärung recht einfach zu 
sein und fast die Elemente eines moralischen Lehrstücks zu enthalten: die 
Defizite der italienischen Politik (unter besonderer Berücksichtigung der 
anstößigen Figuren, die in den achtziger Jahren dafür verantwortlich wa- 
ren) werden durch externe Faktoren (insbesondere den Trend zur europäi- 
schen Einheit) rücksichtslos entblößt und auf überzeugende Weise durch 
interne Kräfte an der Wurzel gepackt (die Vergeltung der tugendhaften 
Minderheiten). Wenn wir die Aufmerksamkeit allerdings vom Staat zur 
Gesellschaft verlagern, wird das Erklärungsmuster undeutlicher und die 
Krise gewinnt erst ihre ganze Komplexität. 

Um die Krise zu ihrer Krise zu machen und sie zum erfolgreichen Ab- 
schluß zu führen, mußten die tugendhaften Minderheiten Bündnisse in 
Staat und Gesellschaft schließen. Auf sich selbst gestellt waren sie viel zu 
isoliert, um sich Hoffnungen auf einen Sieg machen zu können. Manche 
Elemente im Spiel, besonders im Jahr 1993, schienen sie bei diesem Un- 
ternehmen zu stützen. Auf staatlicher Ebene bot ihnen der neue Präsident 
Scalfaro vorsichtig Hilfe an, in deutlichem Gegensatz zu seinem Vorgän- 
ger. Die Regierung Ciampi (April 1993 - März 1994) tat dasselbe und 
vermied insofern die Vertuschungsversuche, die so viel zur Diskreditierung 
der vorangegangenen Regierung unter Giulano Amato beigetragen hatte. 
Innerhalb der Gesellschaft blieb die öffentliche Meinung fest auf Seiten der 
Staatsanwälte und widersetzte sich jedem Versuch, die ins Tangentopoli 
Verstrickten von der Anklagebank zu holen. 
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Die Unterstützung der Öffentlichkeit entwickelte sich jedoch nicht zu einer 
Art kultureller Revolution, wie es sie 1968-69 gegeben hatte. Tangentopoli 
blieb vor allem ein Zuschauersport, weit entfernt von der Wirklichkeit des 
täglichen Lebens. Entscheidend war die Unfähigkeit oder die Weigerung, 
die von den Staatsanwälten aufgeworfenen Fragen mit den Machtstruktu- 
ren und der Kultur der italienischen Gesellschaft in Verbindung zu bringen. 
Die vielen Interessenverbände dieser Gesellschaft - Rechtsanwälte und 
Notare, Buchhalter und Krankenhausärzte, Universitätsprofessoren und 
Journalisten - entschlüpften der Krise meistens ohne einen Kratzer. Die 
überkommene politische Anthropologie der parentela und clientela, des 
basso profondo von Tangentopoli, wurde nicht in Frage gestellt. Die 
italienischen Durchschnittsbürger wurden nie aufgefordert, sich unbe- 
queme Fragen zu ihrem eigenen Verhalten zu stellen, danach nämlich, in 
welchem Maße die herrschende Kultur des Tangentopoli - des Klientelis- 
mus, der Korruption, des Nepotismus, der Steuerhinterziehung usw. - auch 
ihre eigene Kultur war. Um die Gründe dafür zu verstehen, lohnt es sich, 
wenn auch nur in ganz groben Zügen, die Veränderungen der italienischen 
Gesellschaft seit Mitte der siebziger Jahre nachzuzeichnen. 


Die Entwicklung im Norden 


In Italien waren die Folgen des Postfordismus für die organisierte Arbei- 
terklasse besonders dramatisch, weil sie in derart scharfem Gegensatz zur 
Rolle standen, an die sie sich über einen Großteil der Nachkriegszeit hin- 
weg gewöhnt hatte. Während die Arbeiter noch als Protagonisten einer 
Vision vom grundlegenden Wandel der italienischen Gesellschaft betrach- 
tet wurden - »die gesellschaftliche Kraft, die heute der wichtigste Motor 
der Geschichte ist« (Berlinguer 1977) - mußten sie mitansehen, wie sich 
ihre Reihen lichteten, ihre Ideologie entzaubert und ihre Hochburgen ge- 
schleift wurden. Die Folge war, besonders im Norden des Landes, eine 
massive politische und kulturelle Orientierungslosigkeit. 

Mit diesem tiefgreifenden Wandel ging der von Ulrich Beck (1986) als 
»Individualisierung« bezeichnete Prozeß einher. Das Individuum wird 
immer stärker mit den Risiken und Entscheidungsnotwendigkeiten einer 
Gesellschaft konfrontiert, in der Großgruppen und Solidaritäten im 
Schwinden sind, der Zusammenhalt der Familie stark bedroht ist und die 
Geschlechterrollen radıkal neu definiert werden. Gemeinschaft, so Beck, 
werde im »Säurebad der Konkurrenz« aufgelöst. Um in den Genuß eines 
immer breiteren Angebots von Konsumgütern zu kommen, muß das 
Individuum globale wie persönliche Risiken einer ungeschützten 
Gesellschaft eingehen. Indem es um Bildungsqualifikationen kämpft und 
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bereit ist, im dominanten tertiären Sektor des Arbeitsmarkts unbegrenzt 
mobil und flexibel zu sein, hofft das Individuum, in einer Welt, in der 
Arbeit immer knapper wird, konstante Beschäftigungsverhältnisse aufbau- 
en zu können. Die Alternative besteht darin, in die wachsende Unterklasse 
der Unter- und Nichtbeschäftigten abzugleiten, ohne Ersparnisse oder 
Sicherheiten im Alter. 

Die Übertragung des Beck'schen Szenarios auf Norditalien ist kompliziert, 
da es auf manche Bereiche paßt, auf andere wiederum nicht. Die nordita- 
lienische Gesellschaft ist gewiß durch den Niedergang der katholischen wie 
der kommunistischen Subkultur geprägt (Cartocci 1994), durch immer 
kleinere Familien (in manchen Regionen wie Ligurien mit einer Repro- 
duktionsrate von Null (Ginsborg 1994c)) sowie durch die wachsende Un- 
abhängigkeit der Frauen und deren Präsenz auf dem Arbeitsmarkt. Aller- 
dings ıst die Gesellschaft auch durch sehr starke Familienloyalitäten ge- 
kennzeichnet (Rosci 1994), durch verhältnismäßig hohe Standards im Ge- 
sundheitswesen und den sozialen Diensten sowie durch das Ethos des Auf- 
baus kleiner Familienbetriebe. Die Waage von Risikobewußtsein und 
Konsumentscheidung hat sich daher während der letzten zwanzig Jahre 
eindeutig in Richtung Konsum bewegt: Häuser, Ferien, Autos, 
Farbfernseher, Videogeräte, Mobiltelefone, Mode: die ganze Spanne des 
Hedonismus und der Romantik des Konsums im späten 20. Jahrhundert 
(Campbell 1989). Auf der anderen Seite sind die Risiken durch eine Reihe 
von Schutzmechanismen in Schach gehalten worden - vor allem durch die 
Familie, aber auch durch Beschäftigungschancen in entwicklungsstarken 
Industrieregionen und recht effiziente Lokalregierungen (Trigilia 1984). 
Charakteristisch für diese Gesellschaft sind starke lokale Bindungen und 
die Geringschätzung von Vorschriften, die Arbeitsbedingungen, Steuern 
und Abgaben regeln, sowie die wachsende Intoleranz gegenüber der Inef- 
fizienz und Willkür der Zentralregierung; dies ist auch eine Gesellschaft 
mit mehr als nur einem Anflug von Rassismus (gegen Süditaliener und 
Einwanderer), mit einer Kultur harter Arbeit, der Bereicherung und der 
Zurschaustellung des gewonnenen Überflusses. Sie hat sich weit von den 
Vorstellungen der ethischen Aufrichtigkeit und des Dienstes am Staat ent- 
fernt, wie sie in Francesco Saviero Borelli, dem Mailänder Hauptankläger, 
verkörpert sind. Solche Menschen und ihre Kämpfe werden vielleicht re- 
spektiert, doch nur von einem weit entfernten Zuschauerstandpunkt aus. 
Natürlich wäre es unsinnig, die gesamte norditalienische Gesellschaft mit 
diesen sozio-ökonomischen und kulturellen Zügen zu identifizieren. Es gibt 
Teile der Bevölkerung und geographische Gebiete (städtische Peripherien, 
entindustrialisierte Zonen), wo die Risiken die Wahlmöglichkeiten der 
Konsumenten bei weitem übersteigen. In anderen Bereichen widerspricht 
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die Tendenz zur Bildung von Verbänden (die im Jahrzehnt vor 1993 
landesweit um zwei Prozent zunahmen) der These vom Ende der 
Großgruppen und Solidaritäten. Die organisierte Arbeiterklasse ist gewiß 
nicht verschwunden, auch nicht die Fabrikräte. Aber diesen Elementen 
kommt bei weitem keine vorherrschende Rolle zu, und der Zug der moder- 
nen Gesellschaft scheint sich von ihnen zu entfernen. 

Die Muster der politischen Artikulation der Mehrheit der norditalienischen 
Gesellschaft wurden aber auch durch die dramatischen Ereignisse um den 
Fall der Berliner Mauer und die endgültige Diskreditierung der kommuni- 
stischen Regime beeinflußt. Die Stabilität der italienischen Wählerschaft 
hat sich beträchtlich gelockert, auch wenn es offen bleibt, wie genau die 
Krise des Weltkommunismus zu diesem Prozeß beigetragen hat und ob er 
auch ohne sie in Gang gekommen wäre. Der Haupteffekt scheint eher die 
»Befreiung« des traditionellen christdemokratischen Wählers als die Flucht 
des kommunistischen gewesen zu sein. In den »weißen« Gebieten der 
Lombardei und Venetiens, wo die traditionelle katholische Kultur im Nie- 
dergang begriffen ist und die Unzufriedenheit mit den lokalen Politikern 
grassiert, war der Boden für neue politische Kräfte bereitet (Cartocci 
1994), die den oben beschriebenen gesellschaftlichen Wandel widerspie- 
gelten. 

Die Lega Nord mit ihrer Verbindung von starkem Regionalismus und er- 
fundener ethnischer Identität, mit ihrer Verachtung für den Zentralstaat und 
der Überbetonung lokaler Interessen, mit ihrer Verteidung von Individua- 
lismus, harter Arbeit und marktliberaler Werte, machte in den Wahlen An- 
fang der neunziger Jahre rasche Fortschritte. Ihre Hochburgen waren eben 
jene katholischen Regionen mit dynamischen Kleinunternehmen, doch ihr 
Einfluß blieb nicht auf sie beschränkt. Auf dem Höhepunkt der Expansion 
im Jahr 1993 konnte ihr Bürgermeisterkandidat für Mailand, Mario For- 
mentini, mühelos die breite und bunte Front schlagen, die sich aus Ange- 
hörigen der gebildeten Mittelschicht, katholischen Freiwilligen und tradi- 
tionellen Linkskräften um Nando Dalla Chiesa gebildet hatte (Stajano 
1993). 

Für das Verständnis wesentlich ist die Tatsache, daß die Lega Nord nicht 
die politische Ausdrucksform vieler neuer gesellschaftlicher Entwicklungs- 
trends im Norden war, sondern daß sie in der Kontinuität überkommener 
Traditionen steht. Sieht man einmal von der ganzen Rhetorik ab, finden 
sich wenig Belege dafür, daß die Lega jemals die Absicht hatte, mit dem 
klientelistischen, familiären und parteidominierten Ethos des alten Regimes 
zu brechen. Die Lega war eine Revolte gegen das alte Regime, doch ihre 
politische Kultur hing stärker von diesem Regime ab, als sie eingestehen 
wollte. 
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Der Erfolg der Lega, vor allem bei den Parlamentswahlen von 1992, löste 
den Würgegriff, in dem Craxis Sozialisten die Mailänder Politik eine Zeit 
lang gehalten hatten. Borrellis Richterkollegium hatte nun den politischen 
Spielraum, in dem es sich bewegen konnte. Die Elemente der Krise wie- 
derum stärkten die Sache der Lega. In der Reaktion auf die Schuldenkrise 
versuchten die Regierungen Amato und Ciampi, den Zugriff auf die Ein- 
kommen zu verschärfen, indem sie eine Mindeststeuer für Selbständige 
einführten und die staatlichen Dienstleistungen beschnitten - all dies in ei- 
ner Zeit, in der die Wirtschaft sich eher im Abschwung befand. Kleinun- 
ternehmen wurden mit Steuerkontrollen überzogen, oft zum ersten Mal, 
Hausbesitzer mit einer verwirrenden Vielfalt von Steuern. Die Wut des 
Nordens über die Regierung in Rom fand ihr Ventil in Forderungen nach 
Autonomie, Privatisierung, freiem Markt - und weiteren Stimmen für die 
Lega. So gewann die Krise eine kräftige Dynamik, freilich ohne daß es 
einheitliche Zielvorstellungen gegeben hätte. 

Einige Zeit später - doch dies liegt außerhalb dieses Artikels - taucht Silvio 
Berlusconi als beherrschende Figur im Norden auf, die die Stimmen der 
Lega aufsaugt und sie in ihre Hochburgen in der Provinz zurückdrängt. 
Auch Berlusconi stellte jene für die Lega charakteristische Mischung aus 
ganz Neuem und sehr Alter dar, doch die Elemente seiner Anziehungs- 
kraft unterschieden sich von jenen seines Verbündeten und Rivalen im 
Norden. Er bot den Mittelklassen ein respektableres und stärker vertrauen- 
erweckendes Bild an als der krude und theatralische Bossi. Berlusconi war 
Ausdruck der Stimmung Mailands, nicht des Hinterlands. Vor allem aber 
vertrat er einen ganz anderen Begriff von Politik, der nicht auf lokaler 
Mobilisierung von unten beruhte, sondern auf dem landesweiten Appell 
über die Massenmedien, die er in der Hand hatte. Die Politik hatte sich in 
den siebziger und achtziger Jahren von der Piazza und der örtlichen Partei- 
sektion entfernt und ins Fernsehen verlagert, und sie sollte nach Berlusco- 
nis Vorstellung aus dem Fernsehen zur Nation zurückströmen. Viel stärker 
als Bossi war Berlusconi die Verkörperung einer Reihe von Konsumenten- 
träumen - der Selfmademan, der in einem familistischen, anständigen und 
nationalen Rahmen die Individualität gegen den Kollektivismus verteidigen 
würde. 


Die Zivilgesellschaft im Süden 


Während der vergangenen zwanzig Jahre machte die süditalienische Ge- 
sellschaft langfristige Veränderungen durch, die in vielem dem gesell- 
schaftlichen Wandel im Norden ähnelten, besonders was den Privatkonsum 
anbelangt. Allerdings gibt es auch grundlegende Unterschiede. Im Süden 
neigt die Waage von Konsumentscheidung und Risiko viel stärker auf die 
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Seite des Risikos. Wenn wir uns wegen seiner bedeutenden Rolle im Ge- 
samtzusammenhang der italienischen Krise nur auf Sizilien konzentrieren, 
stechen bestimmte Schlüsselmerkmale sofort ins Auge. Die Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten sind viel begrenzter als in der Lombardei und Veneti- 
en, und die Arbeitslosenquoten von Jugendlichen und Frauen sind sehr 
hoch. Im Osten der Insel gibt es eine Reihe dynamischer kleiner Industrie- 
betriebe, doch die industrielle Struktur der Insel bleibt schwach und ab- 
hängig von staatlichen Subventionen (Balistreri 1994). Die sozialen Dien- 
ste sind äußerst unzulänglich, die staatliche Hilfe nimmt oft die Form von 
Almosen für Individuen anstatt von kollektiver Vorsorge an (Bocella 
1982). Die Lokalregierungen sind außergewöhnlich korrupt und gründen 
auf den Prinzipien des Klientelismus (Chubb 1981); aus historischen 
Gründen waren die Klassensolidaritäten stark begrenzt; Mißtrauen bildet 
das vorherrschende Element zwischenmenschlicher Beziehungen (Gam- 
betta 1991), und die Zivilgesellschaft besteht eher aus isolierten Außen- 
posten denn aus einem komplexen und gefestigten Netzwerk. 

Vor diesem Hintergrund versuchen Familien ihre Chancen durch die Auf- 
rechterhaltung einer relativ hohen Geburtenrate zu maximieren, durch star- 
ke traditionale Beziehungen paternalistischer Spielart, durch hartnäckig 
individualistische Strategien, wie es anhand der enormen Bauwelle der 
achtziger Jahre deutlich wird: An allen Ecken und Enden wurden Häuser 
ohne Genehmigung gebaut und oft nicht fertiggestellt. Wie Balistreri 
schreibt, wird das »tufo giallo - das schlechteste Baumaterial, das über- 
haupt verwendet werden kann - überall eingesetzt, und von weitem scheint 
es, als ob ein gewaltiger Sandsturm sich damit vergnügt hätte, sinnlose 
Formen in der urbanen Wüste zu schaffen« (Balistreri 1990: 170). 

Eine Gesellschaft ohne Verantwortlichkeit oder wechselseitiges Vertrauen 
der Bürger findet ihr traditionelles Ventil in der hochriskanten Entschei- 
dung, für die Mafia zu arbeiten. Einerseits bietet die Mafia die Möglichkeit 
rascher Bereicherung und konsumtiver Befriedigung, ein starkes Zugehö- 
rigkeitsgefühl, Prestige und Ehre. Andererseits gibt es die immer wieder- 
kehrenden Gefahren gegenseitiger Vernichtungskämpfe zwischen ver- 
schiedenen Banden, intrafamiliärer Konflikte (Loyalität gegenüber der ei- 
genen Familie und einer Mafia-»Familie« fallen nicht immer zusammen) 
und zunehmender staatlicher Bekämpfungsmaßnahmen. 

Während des hier in Frage stehenden Zeitraums war die Mafia eine dyna- 
misch expandierende Industrie, freilich in immer stärkerem Konflikt mit 
Elementen der Staatsmacht, besonders nach der Ermordung von General 
Alberto Dalla Chiesa im Jahr 1982. Sizilien trug zur Krise im wesentlichen 
durch diesen Konflikt zwischen Staat und Mafia bei. Die in den siebziger 
Jahren geprägte Generation von Staatsanwälten fand einige ihrer fähigsten 
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und mutigsten Exponenten in Sizilien. Das Staatsanwaltsgremium in Pa- 
lermo, das 1987 den Mammutprozeß gegen 456 Mafiosi organisierte, von 
denen 19 zu lebenslänglicher Haft verurteilt wurden, zahlte den höchst- 
möglichen Preis für sein Handeln. Seit den Attentaten auf Giovanni Falco- 
ne und Paolo Borsellino im Mai und Juli 1992, schrecklichen Sprengsätzen 
der Krise im wahrsten Sinne des Wortes, konnte die Kollaboration der al- 
ten politischen Klasse mit kriminellen Aktivitäten nicht mehr verschleiert 
werden. Weniger als ein Jahr später (am 27. März 1993) setzte Gian Carlo 
Caselli, der neue Chefankläger in Palermo, den dienstältesten Politiker der 
Republik und sechsmaligen Ministerpräsidenten Giulio Andreotti davon in 
Kenntnis, daß gegen ihn wegen Zusammenarbeit mit der Mafia ermittelt 
werde. 

Der Kampf gegen die Mafia in Sizilien wurde nicht allein von den Staats- 
anwälten geführt. Hier, und nur hier, war die Justiz in der Lage, ein Bünd- 
nis mit bedeutenden Teilen der Bevölkerung zu schmieden, ein aktives 
Bündnis im Gegensatz zu dem passiven, das im Norden herrschte. Die 
Morde an Falcone und Borsellino waren zumindest bei einer beachtlichen 
Minderheit Anlaß zu einer ethischen, gesellschaftlichen und geistigen Re- 
volte. Es schien, als ob das Mißtrauen, die Gewalt und der Individualismus 
der sizilianischen Gesellschaft einen Punkt erreicht hätten, an dem als Ge- 
genreaktion eine Massenbewegung ins Leben gerufen wurde. 

Wenigstens vorübergehend war Robert Putnams geographische und histo- 
rische Verortung der zivilen Tugenden in Italien (Putnam 1993) auf den 
Kopf gestellt worden. Während die Lega Nord die Früchte einer im Kern 
individualistischen, sezessionistischen und sogar rassistischen Politik ern- 
tete, glich Sizilien in den Jahren 1992-93 einem Bienenstock: es gab zivil- 
gesellschaftliche Aktionen und Anti-Mafia-Initiativen, studentische 
Kampagnen, neugegründete Verbände von Ladeninhabern und Unterneh- 
mern und, zum Beispiel, die berühmt gewordene Protestaktion, bei der an 
einem bestimmten Tag jeder Haushalt, der seine Abneigung gegen die 
Mafia demonstrieren wollte, ein weißes Laken vom Balkon hängen ließ 
(Abate 1993). 

Der wichtigste politische Ausdruck dieser Bewegung, einzigartig im Sizili- 
en der Nachkriegszeit, war die »Rete« von Leoluca Orlando. Analysiert 
man den Erfolg (und auch den raschen Niedergang) der Rete, ist es wichtig, 
ihre gesellschaftliche Basis mit der der Lega Nord zu vergleichen. 
Während sich in der Lega breite Bevölkerngsschichten wiederfanden, 
wurde die Rete von der hochgebildeten Jugend der neuen sizilianischen 
Mittelklassen beherrscht. Eine in /ter (4/92: 27f) veröffentlichte Untersu- 
chung zeigte, daß von den 487 Mitgliedern der Bewegung in der unter- 
suchten Gruppe 30,4% Universitätsabschlüsse und 52,8% höhere Schulab- 
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chung zeigte, daß von den 487 Mitgliedern der Bewegung in der unter- 
suchten Gruppe 30,4% Universitätsabschlüsse und 52,3% höhere Schulab- 
schlüsse besaßen. Ihre Erfahrungen mit zivilgesellschaftlichen Organisa- 
tionen hatten sie in kulturellen Vereinigungen, Kirchengemeinden, pazifi- 
stischen Gruppen usw. gewonnen. Angestellte, Studenten, akademische 
Freiberufler und Lehrer bildeten 71% der Mitgliedschaft. 55,5% waren 
jünger als 35 Jahre und weitere 24,4% zwischen 35 und 45. 

Dieser jugendlichen und idealistischen Mittelklassenelite gelang es nur 
sporadisch, sich mit einer breiteren Basis zu verbinden. Mangels eines 
starken materiellen Elements zur Ergänzung ihres ethisch geprägten Pro- 
gramms hatten sie immer große Schwierigkeiten, wenn es darum ging, eine 
stabile politische Mehrheit auf der Insel zu schaffen. Subjektive Irrtümer, 
besonders ihres charismatischen, aber primadonnenhaften Vorsitzenden 
Leoluca Orlando, machte die Aufgabe noch schwieriger. Zu Orlandos 
überwältigendem Triumpf im November 1993 trug die Orientierungslosig- 
keit der Rechten und die Stimmenthaltung der Mafia einiges bei. Als je- 
doch Berlusconi im Januar 1994 auf das politische Feld trat, stieß er in die- 
sem Teil des Südens, ebenso wie im Norden, auf fruchtbaren Boden. Sein 
Versprechen, eine Million neuer Arbeitsplätze zu schaffen, fand auf der In- 
sel besonderen Widerhall. Mit den familistischen und konsumistischen 
Träumen erreichte er über seine Fernsehkanäle ein Massenpublikum, das 
für sie genauso aufnahmebereit war wie anderswo. Vor allem jedoch ver- 
einigte die Mafia ihre Stimmen auf ihn. Nicht daß sich Berlusconi absicht- 
lich die Mafia ausgesucht hätte - die Mafia allerdings hat sich gewiß ihn 
ausgesucht. Tiziana Parenti, für Berlusconis eigene Partei im Parlament, 
war unter den ersten, die die Infiltration der Forza Italia durch die Mafia 
anprangerten. 


5, Die Unsicherheiten der PDS 


Das letzte Element der Erklärung hat eher die Form einer Nichtpräsenz als 
einer Präsenz. Angesichts der radikalen Diskreditierung der herrschenden 
politischen Parteien, besonders der DC und der PSI, hätte man erwarten 
können, daß die Opposition deren Platz in der Regierung des Landes ein- 
nimmt. Daß dies nicht geschehen ist, stellt eine weitere Besonderheit der 
italienischen Krise dar. 

Im Jahr 1989 bewies Achille Occhetto beachtliche Voraussicht, als er den 
Namen »Kommunistische Partei Italiens« (PCH) in »Demokratische Partei 
der Linken« (PDS) umwandelte. Einige Monate lang schien sein Vorgehen 
eine veränderte Strategie und erneuerte Attraktivität anzuzeigen. Allerdings 
führte die Namensänderung innerhalb der Partei zu starkem Dissens und 
schließlich zur Spaltung. Occhetto tat sein Bestes, um zu vermitteln, doch 
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der Konflikt endete in einer Selbstblockade. Aus dieser Zeit stammt die 
lähmende Schwäche der PDS in der Krise: ein Maß an innerem Dissens, 
das den Großteil ihrer Energien verbrauchte und sie daran hinderte, sich 
mit hinreichender Kraft und Klarheit nach außen zu wenden. 

Die Krise, dies muß inzwischen klar sein, wurde nicht durch die Linke in 
Gang gesetzt. Ihre (toten und lebenden) Helden waren Falcone und Bor- 
sellino, Segni und Di Pietro. Dennoch hätte die PDS durchaus vom Kri- 
sengetümmel profitieren können, wie es Silvio Berlusconi schließlich ge- 
lang. Es gibt drei Gründe, warum dies nicht geschehen ist (Ginsborg 
1994e). 

Erstens wurde die PDS selbst von der juristischen Offensive bedroht. In 
den ersten Wochen des Tangentopoli wurde klar, daß die Pariei ın dıe 
Mißbrauchsmechanismen des Systems verwickelt war. Occhetto hielt eine 
Rede, in der er die Nation um Entschuldigung für die Mängel seiner frühe- 
ren Partei bat, doch sie ging nicht mit handfesten Anzeichen dafür einher, 
daß die Partei die Absicht hatte, mit sich ins Reine zu kommen und keine 
Angst davor hatte, die Skelette aus der kommunistischen Schublade zu 
ziehen. Vielmehr schien die Partei eine Defensivstrategie einzuschlagen 
und darauf zu warten, daß die Staatsanwälte auf eigene Faust etwas und 
dann hoffentlich nicht allzu viel ausfindig machen würden. 

Von der PDS etwas anderes zu verlangen, wäre schwierig gewesen (wenn 
es zuviele Skelette gegeben hätte, wäre die junge Partei von einem Haufen 
alter Knochen erdrückt worden). Allerdings wäre dies die einzige Mög- 
lichkeit gewesen, den Unterschied zu den herrschenden alten Parteien auf- 
zuzeigen. Im Frühjahr 1992 klar Schiff zu machen, wäre traumatisch und 
zerrüttend gewesen, hätte die Linke jedoch in eine viel bessere Position für 
die entscheidenen Wahlen zwei Jahre später gebracht. Wie die Dinge lagen, 
und dies zeugt von einer verfehlten Strategie, schien die PDS im ent- 
scheidenden Moment ein viel stärker kompromittiertes Element des alten 
Systems gewesen zu sein, als sie es tatsächlich war. 

Zweitens gelang es der PDS fast durchgängig nicht, Initiativen zu ergrei- 
fen, mit denen die Krise von den Gerichtshöfen und Bildschirmen weg ins 
Alltagsleben hineingetragen worden wäre. Hier tauchte von neuem ein alter 
Fehler der PDS auf: eine gewisse Immobilität und ein Mangel an Phantasie 
im Hinblick auf moderne soziale Bewegungen. Um die vielen 
geschlossenen Zirkel in der Gesellschaft aufzubrechen, wäre eine Revolte 
nötig gewesen; seltsamerweise war eine solche Revolte der politischen 
Kultur der PCVPDS fremd. 

Schließlich war die Linke insgesamt nicht in der Lage, die Anzeichen der 
Krise richtig zu deuten. Hat man den Vorteil, die Sache nachträglich beur- 
teilen zu können, läßt sich klar ersehen, daß der Höhepunkt der Krise im 
Frühjahr 1993 erreicht wurde. Im März wurde praktisch täglich eine neue 
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wichtige Figur des Establishments durch die sorgfältige Arbeit der Staats- 
anwälte diskreditiert. Die politische Klasse fiel auseinander, und dies war 
der Zeitpunkt, auf eine stärkere Rolle in der politischen Führung zu drin- 
gen. Die PDS unterließ dies nicht nur, sondern zog die linken Minister - 
Barbera, Berlinguer, Rutelli und Visco - zurück, die der Regierung Ciampi 
beigetreten waren. Man hätte alles daransetzen müssen, so früh wie mög- 
lich Wahlen abzuhalten. Mit jeder Woche, die verging, gewann die Rechte 
Zeit, ihre Reihen neu zu ordnen; die Krise flaute ab und der richtige Mo- 
ment wurde nicht genutzt. Zwar schnitt die Linke bei den Lokalwahlen ım 
November/Dezember 1993 gut ab, doch dies war noch bevor Berlusconi 
seine Kampagne eingeleitet hatte. Als diese in Gang gekommen war, rea- 
gierte die PDS nur halbherzig. Bei den nationalen Wahlen im August 1994 
präsentierte sich die Rechte erfolgreich als dynamische, neue Kraft in der 
italienischen Politik, während die Linke alt, statisch, defensiv und ideenlos 
erschien. 


6. Die Verknüpfung der Fäden 


Zunächst einmal ist hervorzuheben, daß die Ereignisse 1992-94 eine Krise 
innerhalb einer Demokratie waren. Vergleiche mit den Ereignissen in Ost- 
europa übergehen den Unterschied zwischen der Krise eines Einpartei- 
enstaates und der Krise in einem Staat, in dem es seit fast fünfzig Jahren 
freie Wahlen gibt. Und es verschwindet auch die Differenz zwischen einem 
Land mit einer außerordentlich turbulenten und lebhaften Zivilgesellschaft 
und jenen Ländern, in denen der Zivilgesellschaft keinerlei Raum 
eingeräumt wurde. 

Es ist ebenfalls wichtig zu betonen, daß das Geschehen in Italien keine Re- 
volution ist, jedenfalls nicht in irgend einer sinnvollen Gebrauchsweise 
dieses Begriffs. Wie Theda Skocpol (1979) sorgfältig dargelegt hat, geht es 
bei Revolutionen um Massenaktionen, Staatszusammenbrüche und Staats- 
gründungen. Es geht um die Zerstörung von Anciens Regimes und um den 
Versuch, grundlegend andere politische und oft auch gesellschaftliche Sy- 
steme aufzubauen und nicht nur um die öffentliche Diskreditierung füh- 
render politischer Gestalten. Keines dieser Merkmale trifft auf Italien zu. 
Vielmehr ist eines der immer deutlicher zutage tretenden Elemente die 
Kontinuität mit der politischen Praxis der Vergangenheit und der Versuch, 
die Neuerungen und darauffolgenden Traumata der Jahre 1992-94 zu ab- 
sorbieren und zu exorzieren. 

Eben weil Italien bisher eine Demokratie war, macht es Sinn, die Ur- 
sprünge der Krise nicht nur in den Mängeln des demokratischen »Regime« 
zu suchen, sondern auch im Pluralismus, der allein in der Demokratie 
möglich ist. Die Herausbildung einer unabhängigen Rechtsprechung und 
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die Rolle der mutigen und am Gemeinwohl orientierten Untersuchungs- 
richter, die Existenz einer höchst spezifischen offiziellen Moral, die auf 
den antifaschistischen Widerstand zurückgeht, die langsame (wenn auch zu 
langsame, wie Parker (1994) gezeigt hat) Entwicklung des höheren Schul- 
wesens, die Möglichkeit, von oben wie von unten Referenden auf den Weg 
zu bringen - all dies sind wesentliche Elemente zur Erklärung des Kampfes 
gegen die opportunistischen Politiker Italiens. 

Auch der äußere Kontext, in dem sich die italienische Demokratie bewegt, 
hat entscheidend zur Verursachung der Krise beigetragen. Zwei Elemente 
ragen dabei heraus - das eine befreiend, das andere notwendig beschrän- 
kend. Der Fall der Berliner Mauer brachte grundlegende Veränderungen in 
der Politik des Westens und des Ostens mit sich. In Italien scheint das Ende 
des Ostblocks wesentlich dazu beigetragen zu haben, die Wähler zu er- 
mutigen, zum ersten Mal seit 1948 ihre Wahlentscheidung ohne, wenn 
auch vage Rücksicht auf den Kalten Krieg zu treffen. 

Noch wichtiger jedoch ist die langjährige Mitgliedschaft Italiens in der EG, 
durch die allen Bürgern das politische Mißmanagement der Volkswirt- 
schaft in der Zeit der Verträge von Maastricht unweigerlich vor Augen ge- 
führt wurde. Die Rettungsaktion der atypischen Regierungen Amato und 
Ciampi, die eher von technischen Experten als von der Parteipolitik be- 
herrscht wurden, brachte zwangsläufig Einschnitte bei den staatlichen 
Dienstleistungen und höhere Steuern mit sich. Dies trug in einer Zeit des 
konjunkturellen Niedergangs noch weiter zur Enttäuschung bei und gab 
Anlaß, auf extremere und zugleich illusionäre Wahlversprechen einzuge- 
hen. 

Die Wandlungen des internationalen Umfeldes mußten nicht notwendig 
zum Niedergang der herrschenden politischen Eliten Italiens führen. Al- 
lerdings stellten die achtziger Jahre, trotz aller Modernisierungsbehauptun- 
gen der Sozialisten, einen weiteren Verfall der ohnehin schon äußerst meri- 
tenlosen Führung der öffentlichen Geschäfte dar. Systematisierte Korrup- 
tion, schwere Verletzungen der Unabhängigkeit der Rechtsprechung, 
enorme Verantwortungslosigkeit in Fragen der öffentlichen Verschuldung 
waren nur die wichtigsten Merkmale der Ära Craxi. 

Wenn wir uns den unmittelbaren Auslösern der Krise zuwenden, muß man 
die überwiegend themenorientierte Analyse der vorangegangenen Seiten in 
eine chronologische Form bringen. Die wichtigsten Katalysatoren der Krise 
finden sich im Zeitraum vom Sommer 1991 bis zum Sommer 1992. Das 
Referendum vom Juni 1991 und die nationale Panik wegen Maastricht 
waren erste Anzeichen; die Krise kam ernsthaft in Gang mit der Verhaf- 
tung von Mario Chiesa im Februar 1992 und dem Sieg der Lega Nord bei 
den Wahlen im April; in jenem Soramer markierten die Morde an Falcone 
und Borsellino den dramatischen Eintritt des Südens in die Krise; im Sep- 


Die italienische Krise 31 


tember 1992 wurde die Lira abgewertet und Italien trat aus dem Europäi- 
schen Währungssystem aus. 

Von nun an taumelte das Land in einem endlosen Strom von Verhaftungen 
und Selbstmorden, begleitet vom Abgang der politischen Parteien. Für ei- 
nige Monate verflüssigte sich die italienische Geschichte auf dramatische 
Weise. Die Krise allerdings schlug mehrere Richtungen ein. Sie schien von 
den Richtern beherrscht zu werden, doch deren Macht war nur strafend, 
nicht schaffend. Mit der partiellen Ausnahme Siziliens gab es keine wirkli- 
che Verbindung zwischen politischer Opposition, Zivilgesellschaft und den 
Anklägern der Justiz. Der Versuch einer »demokratischen Restauration«, 
einer Rückkehr zu Legalität und Verfassungsmäßigkeit, einer ethischen 
Revolte gegen die Exzesse der achtziger Jahre weitete sich nie zu einer 
Politik der Massen und einer kulturellen Revolution aus. 

Statt dessen scheute eine Mehrheit der italienischen Wähler vor radikalen 
Veränderungen zurück und folgte den ganz anders gearteten Appellen zu- 
nächst von Umberto Bossi und dann von Silvic Berlusconi. Hinter dieser 
Entscheidung standen viele der langfristigen gesellschaftlichen und öko- 
nomischen Veränderungen, sowie kulturelle Konstanten, die von der dra- 
matischen Erscheinungsform der Krise gewissermaßen maskiert worden 
waren: der Trend zur Individualisierung, der Niedergang von Solidaritäten 
in der Arbeiterklasse, die Auffassung von der Familie als begrenzte Ge- 
meinschaft (De Rita 1988), der Widerhall der Konsumentenrevolution, das 
Mißtrauen gegen den Staat und die Neigung, ihn zu betrügen, das Überle- 
ben einer starken paternalistischen Kultur. Vereinfacht formuliert: zwi- 
schen der wirklichen Natur der Gesellschaft und deren politischer Aus- 
drucksform im Norden gab es mehr Übereinstimmungen als zwischen den 
»tugendhaften Minderheiten« und der breiteren Öffentlichkeit. 

Diese Folgerung, wie sie vehement von Marco Revelli (1994) vertreten 
wird, führt uns zur Frage nach dem Verhältnis von Struktur und Handlung. 
Wenn wir dem Argument folgen, wonach die strukturellen Transformatio- 
nen der letzten beiden Jahrzehnte unvermeidlich zum Triumph der Rechts- 
koalition Berlusconis führten, bleibt wenig oder kein Raum für die Akteu- 
re, seien es individuelle oder kollektive. 

Deterministische Erklärungen dieser Spielart beruhen auf einem doppelten 
Fehlschluß, einem soziologischen und einem methodologischen. Zunächst 
ist der gesellschaftliche und ökonomische Wandel nicht eindimensional, 
und seine Folgen sind nicht leicht vorauszusagen (wer hat die Lega oder 
auch die Ereignisse von 1968 vorausgesehen?). In unserem Fall können 
steigende Bildungsstandards, die zunehmende Unabhängigkeit der Frauen 
und die Neigung zur Verbandsbildung als Gegenströmungen zu herrschen- 
den Trends betrachtet werden. 
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Zweitens entkräftet die Überbetonung der Struktur auf Kosten der Akteure 
die historische Erklärung, die darauf beruht, daß beide Momente im Kern 
interdependent sind. Wird dem Akteursbegriff der ihm zukommende Raum 
gewährt, gewinnen auch Fehler und Erfolge, die Unsicherheiten der PDS 
und der außerordentlich bewegliche Feldzug des Silvio Berlusconi ihr Ei- 
gengewicht. Dann kann die Komplexität der Ursprünge der Krise, die Viel- 
falt ihrer Ebenen und Akteure vervollständigt werden durch die Darlegung 
der Vielfalt ihrer möglichen Ergebnisse. 

Aus dem Englischen übersetzt von Klaus Fritz 
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Marce Piantini 


Forza Italia und PDS als zentrale 
Akteure des italienischen Parteiensystems 


1. Vom linken Mythos Italien zum Land ohne Alternativen 


Die Vorstellungen, die man sich in Deutschland von Italien macht, pendel- 
ten schon häufig zwischen Extremen hin und her: nicht nur Goethe 
schwankte zwischen Bewunderung und Enttäuschung. Eine ähnliche Be- 
wegung läßt sich bei der aktuellen Wahrnehmung Italiens in den deutschen 
Medien und insbesondere bei den Linksintellektuellen erkennen. In den 
siebziger Jahren war Italien bei der Linken geradezu ein Mythos gewesen, 
während es nach den Wahlen von 1994 als ein Land erscheint, in dem es 
keine Alternative zu einer rechten Hegemonie mehr gibt. Dabei wird aber 
übersehen, daß der Sieg der Rechten bei den letzten Parlamentswahlen 
zwar deutlich ausfiel, aber keineswegs ein politischer Erdrutsch stattfand. 
Außerdem wurde in Deutschland kaum davon Notiz genommen, daß Städte 
wie Rom, Neapel, Venedig, Palermo, Catania, Genua und Bologna von 
Linkskoalitionen regiert werden. 

Damit soll die Bedeutung des rechten Wahlsieges natürlich nicht bagatel- 
lisiert werden. Doch sollte deutlich werden, daß sich die »italienischen 
Verhältnisse« noch lange nicht geklärt haben, und daß es sich lohnt zu un- 
tersuchen, was aus dem »Dritten Weg«, dem vielfältigen Zuwachs der Lin- 
ken in Italien sowie aus der Kommunistischen Partei (PCI) ihrer Transfor- 
mation in die Partito Democratico della Sinistra (PDS) geworden ist. In der 
Nachkriegszeit entwickelte sich in Italien eine enge Verbindung zwischen 
großen Teilen der Bevölkerung und der PCI bzw. ihrer politischen Subkul- 
tur. Gegenwärtig befinden wir uns jedoch in einer Situation, die eher durch 
eine »kulturelle Hegemonie« (vgl. dazu Gramsci 1975: 61, 82) der Rechten 
gekennzeichnet ist. Berlusconis Interessenaggregation stellt sich den tradi- 
tionellen Kommunikationskanälen der italienischen Linken auch auf der 
symbolischen Ebene erfolgreich entgegen. 

Partito Democratico della Sinistra und Forza Italia sind die beiden zentra- 


! Die Rechtskoalition erreichte 42,9%, die Linke 34,4% und das sog. Zentrum 15,7%. For- 
za Italia wurde zwar mit 21% der Stimmen die stärkste Partei, aber immerhin folgte ihr 
die PDS ganz dicht mit 20,4%. Die neue Rechtskoalition war zudem schwächer als die 
frühere Mitte-Rechts-Allianz um DC und PSI, die 1992 49% der Stimmen erhalten hatte. 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 98, 25. Jg. 1995, Nr. 1, S. 35-52 


36 Marco Piantini 


len Akteure des neuen italienischen Parteiensystems. Beide sind die jeweils 
führenden Kräfte in der Links- bzw. Rechtskoalition. Sie entsprechen so- 
wohl allgemeinen als auch spezifisch italienischen Transformationsmodel- 
len von Politik, die durch Umstrukturierung von Politiktraditionen und 
Politikstrukturen charakterisiert sind (vgl. dazu Pasquino 1993). Beide 
Modelle sind nicht nur eng mit der sozioökonomischen Entwicklung west- 
europäischer kapitalistischer Staaten verbunden, sondern auch mit den 
traditionellen Mustern der politischen Kultur Italiens. Gerade in der 
Gleichzeitigkeit von Modernität und Rückbesinnung auf alte Merkmale der 
italienischen Politik besteht die Herausforderung für diese beiden Politik- 
projekte. Um diese Herausforderung besser verstehen zu können, wird zu- 
nächst ein Interpretationsrahmen skizziert und daran anschließend ver- 
sucht, die kulturelle und materielle Basis beider Parteien darzustellen. 


2. Die politische Kultur Italiens 


Die Charakterisierung des italienischen Parteiensystems als democrazia 
consociativa (d. h. als ein politisches System, das sich durch eine passive 
Beteiligung der Opposition an der Regierung und der Verwaltung aus- 
zeichnet) macht deutlich, daß die starke Fragmentierung des Parteiensy- 
stems nicht notwendigerweise mit einer eindeutigen ideologischen Spal- 
tung einhergehen muß. Während das Parteiensystem aber früher als pola- 
risierter Pluralismus beschrieben werden konnte, machen sich heute vor 
allem zentripetale Kräfte geltend. Daher wird die PCI hier auch nicht, wie 
etwa in Sartoris lange Zeit dominierendem Modell als » Antisystempartei« 
(vgl. Sartori 1982) analysiert, sondern mittels Erklärungsansätzen, die die 
Rückständigkeit der politischen Kultur Italiens vor dem Hintergrund der 
Schwäche der bürgerlich-liberalen Bourgeoisie interpretieren (Altan 1986, 
Revelli 1994). 

Das politische System Italiens wurde entscheidend durch die »Verspätung« 
des definitiven Übergangs von einer agrarisch-merkantilen zu einer indu- 
striellen Gesellschaft zu Beginn der 50er Jahre geprägt. Die Mechanismen 
des politischen Systems hatten sich bereits vorher gefestigt, so daß die Be- 
ziehungen zwischen Politik und Gesellschaft auch weiterhin eine Reihe 
von Merkmalen besaßen, die eher für agrarische Länder typisch sind. 

Das System der Interessenvertretung im liberalen Italien war nicht 
parteienzentriert, sondern wurde von einzelnen Abgeordneten getragen, die 
keine feste ideologische Identität besaßen. In einem Land, dessen staatliche 
Bürokratie ineffizient war, setzte sich die »Privatisierung« der Politik und 
die Fragmentierung der Parteien rasch durch. Die Politik wird privatisiert, 
wenn organisierte Gruppierungen direkten und privilegierten Zugang zu 
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staatlicher Autorität haben und diese dafür nutzen, ihre Interessen zu 
verwirklichen. Als Ergebnis »entwickelte sich keine effiziente 
Arbeitsteilung zwischen ziviler Gesellschaft, politischem System und 
Staat« (Graziano 1984: 91). Unter diesen Umständen konnte sich eine 
politische Kultur nicht richtig ausbilden. In Italien zeigt die politische 
Partizipation stark klientelistischee Züge, die auch dann noch 
weiterbestehen, wenn sich neue Marktbeziehungen herausbilden. 
Traditionelle Werte verbinden sich dann mit einer radikalen ökonomischen 
Modernisierung. 

Eine zentrale Eigenschaft des politischen Systems Italiens kann als »amo- 
ralischer Familismus« (Banfield 1976: 10) beschrieben werden, als die Un- 
fähigkeit, kollektive Entscheidungen unabhängig von primären familiären 
Interessen zu treffen. Er ist dort besonders deutlich ausgeprägt, wo die or- 
ganisierte Arbeiterbewegung und der soziale Katholizismus nur schwach 
entwickelt ist. Allerdings findet sich der Mechanismus von Klientel- und 
Verwandtschaftsbeziehungen nicht nur im unterentwickelten Süden, er 
spielte auch bei der Entwicklung der italienischen Bourgeoisie eine we- 
sentliche Rolle (La Palombara 1969). Der Staat wurde für partikulare 
Zwecke benutzt, als Rettungsanker der Industrie und für eine »ad hoc-Ge- 
setzgebung«. Vermittels der Korruption wurde die Politik »privatisiert«. 
Wie Sapelli (1994) zeigte, sollten Klientelismus und Populismus der poli- 
tisch dominanten Klassen dazu dienen, den Aufstieg der Arbeiterbewegung 
zu verhindern. 

Durch Klientelismus und Populismus lassen sich auch neue Akteure in das 
Machtsystem kooptieren und neue politische Eliten rekrutieren. Auf diese 
Weise lassen sich zumindest teilweise die Erfahrungen der Mitte-Links 
Koalition in den sechziger und achtziger Jahren sowie der Historische 
Kompromiß in den siebziger Jahren interpretieren.’ Die italienische Linke 
stand immer wieder vor der Alternative, sich von der Macht auszuschließen 
oder von ihr passiv kooptiert zu werden. 


3. Das Projekt PDS: zwischen Kooptation und Ausschluß 


Nach 1989 befand sich die italienische Linke in einer tiefen Depressions- 
phase: Mit der Auflösung der PCI und ihrer Spaltung in zwei kleinere Par- 
teien ging eine totale Immobilität und Unfähigkeit einher, die politische 
Initiative zu ergreifen, begleitet von arroganten Beurteilungen der 


2 


Das Phänomen der Kooptation kann in Anlehnung an Dahl als Einbindung in eine 
Polyarchie (Dahl 1971 und 1982) definiert werden. Der Begriff des »trasformismo« wird 
oft in der Publizistik im Sinne von Kooptation verwendet. Er entstand im historischen 
Zusammenhang des Risorgimento, als Mittel zur Einbindung süditalienischer Eliten in 
den nationalen Machtblock (zum Begriff des »trasformismo« siehe Salvadori 1994). 
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»Gewinner der Geschichte«. Kurz danach stieg jedoch die größte Nachfol- 
gepartei der PCI, die PDS, fast wie ein Phönix aus der Asche und erlangte 
eine zentrale Stellung im politischen System. Sie war im Prinzip die einzi- 
ge Partei, die sich aus dem Destrukturierungsprozeß des Tangentopoli ret- 
ten konnte. Mehrmals wurde der PDS in der Übergangsphase 1992-1994 
angeboten, zur Rettung des Landes Regierungsverantwortung zu überneh- 
men. Die Position, in der sich die Partei dabei befand, schwankte jedoch 
zwischen einer souveränen Kontrolle der Situation, einer bloßen Tolerie- 
rung seitens des Systems und der Marginalisierung. Innerhalb weniger 
Monate im Jahr 1994, scheint sich das Wunder jedoch wieder aufgelöst zu 
haben. Es muß also genauer untersucht werden, welche Ursachen der 
Transformationsprozeß der PCI hatte und in welcher Art und Weise er er- 
folgte. 

In wenigen Bereichen der politikwissenschaftlichen Forschung gab es eine 
so enge Beziehung zwischen praktischem und wissenschaftlichem Inter- 
esse, wie in den Studien über die Dynamik des italienischen Parteinsy- 
stems, insbesondere in bezug auf die PCI. Die Methodologie der Untersu- 
chungen entwickelte sich schrittweise von der Totalitarismusforschung 
über vergleichende modernisierungstheoretische Analysen hin zu Theorien 
komplexer Organisationen. Nur allmählich wurde die »dämonologische 
Perspektive« (die PCI als roter Teufel) zugunsten von pragmatischen Kon- 
zepten und empirischen Forschungsmethoden aufgegeben. Die Ideologie 
der Partei, ihre Aktivisten, ihre Organisationsstruktur und ihre Wähler- 
schaft wurden Schritt für Schritt analysiert. Dabei wurde deutlich, daß die 
PCI nie eine Partei sui generis gewesen ist, d. h. eine nicht vergleichbare, 
besondere Organisation, wie dies in der Vergangenheit oft behauptet 
wurde. Vielmehr war sie eine Partei, die nach bestimmten Hauptlinien or- 
ganisiert war und der gleichen Logik folgte, wie andere komplexe Organi- 
sationen auch (Ignazi 1992: 7). 

Wie dem Zusammenbruch des Parteiensystems liegen auch der innerpar- 
teilichen Transformation der PCUYPDS komplexe Prozesse zugrunde. Aus- 
gangspunkt der Beschleunigung beider Prozesse stellte das Jahr 1989 dar, 
das ın symbolischer Weise den strukturellen Bruch von geopolitischen, 
epochalen und gesellschaftlichen Gleichgewichten charakterisiert. 

Für den Transformationsprozeß der PCI wurden verschiedene Interpretati- 
onsmuster vorgeschlagen. Eine interessante Auseinandersetzung darüber 
fand in der New Left Review zwischen Tobias Abse und Michele Salvati 
statt. Abse sieht in dem Versuch Occhettos, eine neue Partei zu gründen, 
nichts anderes als eine klassische Variante von politischem Opportunis- 
mus: Ziel des Versuchs von Occhetto sei die Schaffung einer konfusen, 
klassenübergreifenden, auf einen Leader orientierten Aggregation 
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gewesen. Die spätere Unterstüzung der PDS für die restriktive Politik der 
Regierungen Amatos und Ciampis wären daher als Verrat anzusehen bzw. 
eine Anpassung an kooptative Regierungsmodelle (Abse 1993: 3-28; 
Rhodes 1994: 101). Salvati, der politisch der PDS nahe steht, erklärt 
dagegen die von Ochetto eingeleitete Transformation als einen 
notwendigen, wenn auch verspäteten Prozeß, der aufgrund der 
internationalen wie auch der innenpolitischen Entwicklungen notwendig 
geworden war. Das Ergebnis des Transformationsprozesses sei in der 
gegebenen Situation ein Erfolg gewesen, da immerhin eine moderate Partei 
zu Stande kam, die zwischen 15% und 20% der Wählerschaft gewonnen 
hatte und daneben eine radikalere Partei wie Rifondazione steht, die die 
5%-Hürde überschreiten kann. Da die PCI der Erneuerung lange Zeit 
ausgewichen sei, wäre eigentlich überhaupt nichts mehr zu erwarten 
gewesen: insofern grenze die Entstehung der PDS beinahe an ein Wunder 
(Salvati 1993) 

Bereits diese Auseinandersetzung zeigt die unterschiedlichen Bewertungen 
der sogenannten Wende Occhettos. In der Tat spielen bei der Auflösung 
der PCI verschiedene allgemeine Krisenursachen eine Rolle. Die von Leif 
und Raschke für die deutsche Sozialdemokratie als Krisenfaktoren angese- 
henen Dimensionen lassen sich mit gewissen Unterschieden auch bei der 
PCI der achtziger Jahren, feststellen: so u. a. die Entstehung neuer Kon- 
fliktlinien, die abnehmende Bedeutung der traditionellen Arbeiterschaft, 
das Problem der symbolischen Verbindung mit dem real-existierenden 
Sozialismus, die Krise des Steuerungskonzepts sozialdemokratischer Poli- 
tik, die Krise sozialistischer Theorien und die kommunikative Unfähigkeit 
der Linken, in der Mediengesellschaft effizient ihre Arbeit zu vermitteln 
(Leif/Raschke 1994: 85). Obwohl sich bei der PCI noch stärker als bei den 
sozialdemokratischen Parteien das Problem der symbolischen Nähe zur 
Sowjetunion stellte, war es vor allem die Notwendigkeit, nach dem Tode 
Berlinguers 1984, zu einer Erneuerung der Führungsgruppe zu kommen 
und die langjährige Blockierung des politischen Systems sowie die Nieder- 
lagen in den sozialpolitischen Auseinandersetzungen zu überwinden, die 
den Transformationsprozeß prägten. 

Dabei sollen zwei Punkte hervorgehoben werden: erstens, daß der Trans- 
formationsprozeß in erster Linie innenpolitische Ursachen hatte (zu dem 
Unterschied zwischen »internen« und »externen« Ursachen der Auflösung 
der PCI siehe Bull 1991: 96); und zweitens, daß sowohl die Krise der PCI 
als auch die Chancen und Ressourcen der PDS hauptsächlich mit struktu- 
rellen Faktoren zu tun haben, die zwar globaler Art sind, aber nationale Er- 
scheinungsformen gewinnen: einerseits die Suche nach neuen politischen 
Akteuren bzw. Ressourcen, andererseits nach einer erneuerten politischen 
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Kultur. Insofern steht der Transformationsprozeß der PCI zur PDS in einer 
Kontinuität zur Geschichte der Partei, da die Suche nach einer breiteren 
gesellschaftlichen Basis und einer »kultureller Kontamination« eine Kon- 
stante in der Nachkriegsgeschichte der Partei waren (Prospero 1990). 

Der Verlust an stabilen sozialpolitischen Akteuren hat mit strukturellen 
Veränderungen der italienischen Gesellschaft in Richtung auf eine Dienst- 
leitungsgesellschaft zu tun (Sylos Labini 1975: 209). Die Erweiterung des 
Dienstleistungssektors ging mit einer Fragmentierung der Produktion und 
mit den gewerkschaftlichen Niederlagen der achtziger Jahre einher. Die 
darauf folgende Umstrukturierung im Industriebereich hatte auch destruk- 
tive Effekte auf der politischen Ebene. 

Die PCI reagierte nur sehr langsam auf diese tiefgreifenden Umwand- 
lungsprozesse. Der plötzliche Tod Berlinguers hinterließ Orientierungslo- 
sigkeit und Unentschlossenheit, da sich die unterschiedlichen Strömungen 
um Ingrao auf der linken und Napolitano auf der rechten Seite gegenseitig 
blockierten. Der Isolierung der PCI im politischen System der achtziger 
Jahre, die fast wie eine immobile Ewigkeit erschien, entsprach auch eine 
kulturelle Stagnation der Partei. Gleichzeitig erschöpften sich die materiel- 
len Ressourcen der Partei, wodurch der organisatorische Druck vor allem 
auf den jüngsten Teil der Führung wuchs. Bei dem Versuch, aus dieser 
»Sackgasse« herauszukommen, und politische bzw. organisatorische Res- 
sourcen zu gewinnen, schwankte die Partei zwischen einer Mitverantwor- 
tung für die Verwaltung Öffentlicher Mittel (Pizzorno 1993: 81), der Ver- 
teidigung einer eigenen kommunistischen Subkultur und einer sozialen 
Opposition, deren Basis jedoch allmählich erodierte. 

Mit der Individualisierung und der Fragmentierung der Gesellschaft kon- 
frontiert, schwankte die Partei auch zwischen verbaler Abgrenzung zur 
korrupten Modernität Craxis und der Notwendigkeit des alltäglichen Mit- 
regierens. Anstatt ihre Identität durch die, zum Teil positiven Erfahrungen 
bei den kommunalen autonomen Verwaltungen oder durch ein explixit re- 
formorientiertes Grundsatzprogramm neu zu entwickeln, blieb die Partei in 
der Frage ihrer Identität bei der Betonung eines nicht näher ausformulierten 
„anderen Kommunismus« stecken, um sich letztlich einer glorreichen 
Vergangenheit zu überlassen. Die rhetorische Beschäftigung mit dem 
Kommunismus sowie die innerparteilichen Rivalitäten beeinträchtigen die 
Attraktivität der Kulturarbeit der Partei, die in einer veränderten Gesell- 
schaft mit einem vielfältigen Angebot zu konkurrieren hat. 

Die Schwierigkeiten bei der Rekrutierung einer neuen Basis zeigen sich 
besonders deutlich beim Verlust von Wählern und Parteimitgliedern. Wäh- 
rend die Wahlerfolge in den siebziger Jahren noch in den Mobilisie- 
rungseffekten der sechziger Jahren gründeten, verlor die Partei später an 


Forza Italia und PDS 41 


Attraktivität bei der jüngeren Generation. Die Parteimitgliedschaft wuchs 
zwar von 1,5 Mill. im Jahr 1969 bis auf 1,8 Mill im Jahr 1976. Im An- 
schluß an diese Mobilisierungs- und Wahlerfolge konnte sich die PCI unter 
der Führung Berlinguers (von 1972 bis 1984) als Hoffnungsträger für eine 
»nationale Rettung« darstellen. In den achtziger Jahren veränderte sich die 
Altersstruktur der Mitgliedschaft aber erheblich. Während im Jahre 1982 
5,2% der Parteimitglieder jünger als 25 Jahre waren, sank diese Zahl 1985 
auf 2,9 % und 1989 auf 2,1 % (Prospero 1992: 37). Signifikant ist zudem, 
daß etwa 1/3 der in den Jahren zwischen 1980 und 1985 gewonnenen 
Mitglieder 1986 bereits wieder aus der Partei ausgeschieden waren (Ignazi 
1992: 100). Die eigentliche Stärke der Partei bleibt dennoch ihre territoriale 
Verwurzelung. Die 13.786 Parteiortsvereine finanzierten noch 1988 die 
Partei zu 80,6%. Bis Anfang der 80er Jahre wuchs auch noch die Zahl der 
Funktionäre. Die schlechte Verwaltung des Immobilienvermögens und die 
steigenden Kosten der Parteizeitung L’'Unitä führten Anfang der 90er Jahre 
allerdings zu einer katastrophalen finanziellen Situation (Ignazi 1992: 100, 
144). Dadurch verlor die Partei auch an materieller Attraktivität für ihre 
Anhänger. 

Es ergibt sich das Bild einer Organisation, deren Ressourcen in den achtzi- 
ger Jahren noch relativ stark sind und die nach einer Mobilisierungsphase 
in den siebziger Jahre einen kontrollierten Rückzug durchmacht. Außer in 
ihren mittelitalienischen Hochburgen findet sie aber kaum einen Bezug zu 
den neuen und dynamischen Wirtschaftsbereichen. 

Bevor der Auflösungsprozeß der PCI umrissen wird, muß noch kurz die 
kulturelie Dimension der Krise der PCI betrachtet werden. Die PCI erlebte 
einen kulturellen und theoretischen »Erschöpfungsprozeß«, der sowohl et- 
was mit der allgemeinen Krise des italienischen Marxismus als auch mit 
der graduellen Differenzierung der politischen Kultur der italienischen 
Kommunisten zu tun hatte. 

Im Gefolge der Bewewgung von 1968, der erfolgreichen Rekrutierung 
jüngerer Genossen und durch das Denken und Handeln von Berlinguer er- 
lebte die Partei zunächst eine Aufbruchsphase. Das Ergebnis dieser Ent- 
wicklung war nicht nur die breite Rezeption der Werke Gramscis, sondern 
auch eine bestimmte politische Kultur, die eine Verbindung zwischen Intel- 
lektuellen und Industriearbeitern herstellte. Neben leninistischen und 
stalinistischen Spuren war diese politische Kultur auch durch Gradualis- 
mus, Verteidigung der Demokratie, Engagement in der Kommunalpolitik 
und in genossenschaftlichen Betrieben charakterisiert. Aufgrund ihrer 
Entwicklung hin zur Volkspartei, die die demokratischen Strukturen ver- 
teidigte, wurde die PCI zu einer wichtigen Vermittlerin zwischen dem po- 
litischen System und der Gesellschaft. 
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Dieser politische Bedeutungszuwachs der PCI schlug sich allerdings nicht 
auf der theoretisch-konzeptionellen Ebene nieder. Weder der orthodoxe 
dialektische Materialismus, noch die Strömung des sogenannten Wissen- 
schaftlichen Marxismus um Della Volpe und Colletti und die offiziell ver- 
tretene Gramsci-Strömung waren in der Lage, neue Analysen zu entwic- 
keln. Die marxistische Kultur erreichte ihre maximale Verbreitung, wäh- 
rend die theoretischen Beiträge dürftig blieben (Finelli 1991: 95), so daß 
schließlich in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre von mehreren Seiten 
die Krise des Marxismus verkündet wurde und insbesondere liberale oder 
liberal-sozialdemokratische Ansätze an Attraktivität gewannen. 

Berlinguer engagierte sich zwar für eine Reihe neuer Politikfelder und 
warb um ein besseres innerparteiliches Verständnis für Frauen-, Umwelt- 
und Entwicklungspolitik. In wirtschaftspolitischen Fragen blieb man je- 
doch zwischen seiner faszinierenden Suche nach einer »Austerity« im 
Sinne eines gesellschaftsökonomischen Umbaus und der Unterstüzung un- 
populärer Wirtschaftsmaßnahmen gespalten (D’Angelillo/Paggi 1986; 
Barca 1993). Ähnliches gilt auch für die durch die Lega Nord aktuell ge- 
wordene Frage des Föderalismus. Die PCI hatte sich schon viel früher für 
Dezentralisierung und direkte Formen der politischen Partizipation auf lo- 
kaler und regionaler Ebene eingesetzt. Aber sie hatte kein klares föderali- 
stischen Projekt entwickelt (Pasquino 1988: 377). 

Nach der Stagnation der achtziger Jahren, kam es schließlich zu einer Be- 
schleunigung der Entwicklung der Partei. Dabei spielte sowohl die Er- 
schöpfung alter politischer Strukturen als auch die Befreiung von der in- 
ternationalen Ost-West Spaltung eine entscheidende Rolle. Die von Oc- 
chetto erklärte sog. Wende, im November 1989 erfolgte allerdings sowohl 
zu spät als auch zu früh: zu spät, weil sie zu einem früheren Zeitpunkt zu 
mehr »Bewegung« geführt hätte (wenn auch die Abspaltung eines prosow- 
jetischen Teils auf mehr organisatorische und finanzielle Mittel hätte zäh- 
len können), zu früh, weil erst ab 1992 deutlich wurde, daß das gesamte politi- 
sche System Italiens dabei war, eine totale Umwandlung zu vollziehen. 

Nach der ersten Erklärung Occhettos, den Parteinamen zu ändern und zu 
einer breiteren Linksallianz zu kommen, entflammte bis zu den Parteitagen 
von 1990 und 1991 eine breite Diskussion, die oft verwirrend und unpro- 
duktiv verlief. Zwei zentrale Diskussionspunkte sind allerdings hervorzu- 
heben. Zum einen ging es um die »kommunistische Identität« heute, so- 
wohl um ihre philosophisch-theoretische als auch um ihre nationale und 
internationale Definition. Zum anderen ging es um die Identität der Partei 
als einer »italienischen«, d. h. als einer Partei, die in einem sistema con- 
sociativo miteinbezogen war. Diese beiden Diskussionsfelder entsprachen 
den beiden traditionellen Entwicklungspfaden der Partei seit ihrer Neu- 
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gründung als »Massenpartei« durch Togliatti: Unabhängigkeit vom sowje- 
tischen Modell bei der Suche eines italienischen Weges zum Sozialismus 
einerseits, Integration in die italienische Gesellschaft andererseits. 

Das Thema der kommunistischen Identität wurde allerdings dominierend, 
wobei verschiedene Faktoren eine Rolle spielten. Für viele innerparteiliche 
Akteure bedeutete eine Diskussion über den Kommunismus nichts anderes 
als eine Diskussion über die eigene Vergangenheit als Widerstandskämpfer 
oder als für ıhre Rechte kämpfende Arbeitnehmer. Außerdem war die 
symbolische Wirkung des Falls der Berliner Mauer außerordentlich stark 
und schließlich war die Führung der Partei unfähig, die Diskussion anders 
zu orientieren, da sie mit internen Streitigkeiten beschäftigt war. Gerade 
der persönliche Bruch zwischen einigen führenden Repräsentanten der 
Partei wirkte besonders destruktiv. Während dieser Zeit kam es nur selten 
zu programmatischen Diskussionen oder zur politischen Mobilisierung 
(abgesehen vielleicht von der Bewegung gegen den Golfkrieg). War die 
»Wende« der Partei ursprünglich als Angebot an eine ermüdete und 
geschwächte Zivilgesellschaft gedacht, als Möglichkeit in einem 
blockierten politischen System eine neue linke Alternative zu schaffen, so 
reduzierte sich die Diskussion am Ende fast auf ein subkulturelles 
Gemeindetreffen. 

Nach einer Reihe von unterschiedlichen Versuchen zu einem Kompromiß 
zu kommen, wurde die PCI schließlich aufgelöst und zwei neue Parteien 
gegründet: die Partito Democratico della Sinistra (PDS) und die Partito 
della Rifondazione Comunista. Während die PDS schließlich Mitglied in 
der sozialistischen Internationale wurde, sammelte sich in Rifondazione 
nicht nur der prosowjetische Flügel der PCI, sondern auch radikallibertäre 
Positionen, wie die die von L. Magris oder L. Castellina sowie die Reste 
linksalternativer Gruppen. 

Berücksichtigt man die relativ lange Zeit, die zwischen der Entscheidung, 
eine neue Partei zu gründen und der Gründung der PDS verstrich, so wird 
deutlich, daß die (ex-)kommunistische Führung ohne Rücksicht auf Kom- 
munikationsstrategien handelte - der demokratische Prozeß der Neube- 
stimmung der Identität hatte sich längst von den Notwendigkeiten einer 
Mediengesellschaft entfernt, wo der Markt und das Publikum eine wir- 
kungsvolle Darstellung erwarten. 


4. Das Projekt Forza Italia als Beispiel des »amoralischen Familismus« 


Napoleon Bonaparte soll gesagt haben: »Ich habe mir vorgenommen, Itali- 
en in drei Monaten zu erobern« (Corrias/Gramellini 1994: 1). Im Vergleich 


Die PDS hatte 1994 750.000 Mitglieder, Rifondazione hatte 1993 110.000 Mitglieder. 


44 Marco Piantini 


dazu benötigte der mailändische Unternehmer Sivio Berlusconi nicht ein- 
mal 50 Tage (wählt man als Beginn seines Feldzuges den 6.2.1994, als sich 
Forza Italia in Rom konstituierte), um geradewegs die politische Mehrheit 
im Lande zu »erobern« (Revelli 1994: 667). Dieser unerwartete Wahlerfolg 
kann nur vor dem Hintergrund der eingangs skizzierten historischen 
Entwicklungen verstanden werden. 

Ein wesentliches Merkmal der politischen Kultur Italiens ist das Fehlen ei- 
ner moderaten, konservativen bürgerlichen Partei. Eine autoritäre Variante 
des Bürgertums stellte nach dem Scheitern des Liberalismus der Faschis- 
mus dar, während in den Jahren zuvor die Freimaurerei die bürgerlichen 
und aristokratischen Interessen in Italien organisierte (Sapelli 1994: 130). 
In der Geschichte Italiens stellte sich stets das Problem, eine organısatori- 
sche Basis und einen ideologischen Überbau zum Schutz familiärer und 
sozialer Interessen zu entwickeln. Auch die nach 1945 enstandene Christ- 
demokratische Volkspartei (DC) trug diesen Bedürfnissen Rechnung. 

Bei der DC handelte es sich um eine Partei, die organisatorisch auf die sä- 
kulare Kraft der Kirche und der katholischen Gemeinden als Transmissi- 
onsriemen zwischen der Partei und ihrer Wählerschaft zurückgreifen 
konnte. Ideologisch war sie im Katholizismus verankert.‘ Demgegenüber 
kann sich Forza Italia organisatorisch hauptsächlich auf die Kraft des Un- 
ternehmens Fininvest und ideologisch auf die Euphorie der 80er Jahre 
(Individualismus und traditioneller Antikommunismus) stützen. Ihr Ver- 
hältnis zum konservativen Katholizismus und zum reaktionären Movi- 
mento Socjale Italiano (MSI) ist gut, da die persönlichen und kulturellen 
Verbindungen sehr eng sind. Kennzeichnend dafür ist die gemeinsame 
Mitgliedschaft in der Geheimloge »P2«° und im Opus Dei. 

An dieser Stelle bietet es sich an, den Begriff einer »diffusen Rechten« in 
die Diskussion einzuführen. Während ın den 80er Jahren in Italien von der 
Präsenz einer »diffusen Linken« (vgl. Flores Arcais 1990) gesprochen 
wurde - d.h. von linksorientierten sozialen Akteuren unterschiedlicher 
Herkunft (Individuen, Vereine, Intellektuelle usw.), die aber parteilich 
nicht organisiert waren - vernachlässigte man die Existenz einer »diffusen 
Rechten«, die im Militär, in der Kirche und in verschiedenen staatlichen 


° Die DC entwickelte nur unter der Führung Fanfanis, mit dem Wachstum des öffentlichen 


Sektors und der Besetzung des staatlichen Apparats in den 60er Jahren eigene organisato- 
rische Spielräume. 

Nach den Plänen dieser Loge sollte Italien mittels der Medien und durch Angriffe auf un- 
abhängige Institutionen wie beispielsweise die Staatsanwaltschaft oder den Staatspräsi- 
denten nach und nach in einen autoritären, rechten Staat verwandelt werden. Übrigens hat 
der Chef der Loge selbst vor kurzem erklärt, daß bis zu acht Minister der Regierung Ber- 
lusconi Mitglieder der Loge gewesen seien. Über die Verbindungen von Berlusconi zur 
rechts-konservativen Finanzwelt und zur P2 ist inzwischen schon viel geschrieben wor- 
den, vgl. z.B. Fracassi/Gambino (1994). 
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Organisationen wichtige Positionen innehatte. Die Rechte, die selbst inner- 
halb der DC ihre Vertreter besaß, profitierte vom Zusammenbruch des 
breiten »Schirms« DC. Der Erfolg des Wahlbündnisses um Forza Italia ist 
nicht einfach das Resultat seiner Neuheit und des von 
Korruptionsskandalen verschont gebliebenen MSI, sondern auch Ausdruck 
der Stärke dieser »diffusen Rechten«. Diejenigen, die den populistischen 
Versprechungen Berlusconis Glauben schenkten, machen nicht den 
eigentlichen Kern der Wählerschaft von Forza Italia aus. 

Die Bedeutung und Funktionsweise von Forza Italia Kann aber auch nicht 
ohne das italienische Modell der »Privatisierung« von Politik, der Ausnut- 
zung Öffentlicher Ressourcen zu privaten Zwecken verstanden werden. Es 
besteht aus zwei Hauptakteuren: Einerseits aus dem politischen Personal, 
den »politischen Unternehmern«, wie sie von Della Porta (1994) und Caz- 
zola (1992) beschrieben worden sind; andererseits aus den sozialen Grup- 
pen, die entweder eine »Ad-hoc-Gesetzgebung« für sich »erkaufen« oder 
die Grundlagen für einen faktischen Kauf schaffen.” Verhaltensweisen, die 
in diesem Zusammenhang in der süditalienischen Gesellschaft mit dem 
Begriff des »amoralischen Familismus« umschrieben worden sind, errei- 
chen ihren eigentlichen Höhepunkt in der hochentwickelten bürgerlichen 
Finanzgesellschaft des Nordens. 

Dieser amoralische Familismus ist aber nicht nur ein soziales Verhaltens- 
muster, er erlangt durch die Privatisierung der Politik eine zentrale politi- 
sche Dimension. Der Begriff »Familie« gewinnt eine völlig andere Konno- 
tation. Es sind jetzt nicht mehr die spezifisch familiären Interessen ange- 
sprochen, wie sie in einem süditalienischen Dorf zum Tragen kommen, 
sondern der Begriff Familismus steht nunmehr z. B. für die Interessen einer 
Unternehmensgruppe oder eines Industriezweigs und drückt sich unter 
anderem in personalpolitischen Entscheidungen aus: So wurde z. B. der 
frühere Berater eines Militärkonzerns und juristische Vertreter der Finin- 
vest-Unternehmensgruppe Cesare Previti zum Verteidigungsminister er- 
nannt. Auch der Einstieg Berlusconis in die Politik war ganz wesentlich 
durch die Situation seines Unternehmens bestimmt. Die absehbaren Ver- 
änderungen in der italienischen Medienlandschaft (z.B. durch die Umset- 
zung von EU-Richtlinien) hätten unmittelbare Auswirkungen auf die fi- 
nanzielle Situation von Fininvest gehabt (vgl. Meli 1994). 


° Wie beispielsweise durch die nachträgliche Legalisierung durch sog. »condoni« (vgl. da- 


zu den Beitrag von Franco Cazzola in diesem Heft). 

Der italienische Kapitalismus wurde auch schon insgesamt als »familistischer Kapitalis- 
mus« beschrieben (zur Typologie und Unterscheidung zwischen competitive managerial, 
personal und cooperative capitalism siehe Chandler 1990; Sapelli 1993: 14), um dessen 
spezifische Faktoren zu charakterisieren: der extrem hehe Konzentrationsgrad der großen 
industrie, die ausufernde und durch Klientelwirtschaft bestimmte Entwicklung des staatli- 
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Wurden bisher die grundlegenden Strukturen dargestellt, die den Erfolg 
Berlusconis ermöglichten, so muß nun aber auch noch ein Blick auf seine 
Wahlkampagne geworfen werden. Ohne Zweifel erschöpft sich das Wesen 
der Macht Berlusconis nicht im Fernsehen als Mittel der politischen Mobi- 
lisierung. Der entscheidende organisatorische Kern dieser Macht ist 
»Publitalia«, die Werbevermittlungsagentur der Fininvest-Gruppe, deren 
Haushalt etwa 2600 Milliarden Lira beträgt (Perulli 1994: 437). Sie war 
entscheidend für den schnellen Aufbau der Organisation von Forza Italia. 
Innerhalb weniger Monate wurden etwa 13.000 Büros eröffnet, die bis zu 
einer Million Menschen organisieren konnten (Revelli 1994: 669). Die 
Clubs von Forza Italia entstanden mit einer erstaunlichen Geschwindigkeit 
vor allem in der Lombardei und auf Sizilien. Publitalia hatte deshalb einen 
entscheidenden Einfluß, weil sıe etwa das darstellt, was früher einmal die 
Zellen der Arbeiterbewegung gewesen sind. Publitalia verfügt auch über 
materielle und symbolische Ressourcen, indem sie Karrieremöglichkeiten 
bietet. Von ihr wurden die Kandidaten ausgewählt, die von den Sendungen 
Berlusconis unterstützt wurden. Sie konzentriert Kommunikationskanäle, 
hat Einfluß auf das Fernsehen und die Informationsmittel und sie verfügt 
über einen großen Teil des italienischen Werbekuchens‘. Dies bedeutet, 
daß Publitalia auch Schlüsselpositionen im kulturellen Leben einnimmt, 
denn die Werbung beeinflußt den Lebensstil und Publitalia beeinflußt die 
Werbung. Darüberhinaus hat sie auch Einfluß auf den produktiven Bereich, 
denn was ist heute ein Unternehmer, ohne direkten Zugang zur Werbung? 
Schließlich hat Berlusconi auch noch Einfluß auf den Sport, da er eine 
Reihe von Volleyball-, Hockey-, Rugby- und natürlich Fußballvereinen 
kontrolliert. 

Berlusconi selbst ist die charismatische Führungsgestalt von Forza Italia.’ 
Seine Fernsehauftritte und seine Wahlveranstaltungen wiederholen die 
Rituale der Madonnenerscheinungen. Berlusconi ist nicht, er erscheint. Er 
erscheint vor einer Masse von »Gläubigen«, die zu dem Erscheinungsort 
gekommen sınd, wo die mediale Madonna per Kabel und auf einem gigan- 
tischen Schirm ihre vielversprechenden Worte über ein schönes Jenseits 
verkündet. 


chen Sektors, die enge Beziehung zwischen der politischen Klasse und den Wirtschafts- 
unternehmen und der Anstieg von Familienbetrieben (98% der Betriebe haben in Italien 
weniger als 100 Angestellte und beschäftigen 60% der Industriearbeiterschaft). Faktisch 
bestehen in bestimmten Industriesektoren private Monopole (z.B. FIAT, Olivetti, Pirelli) 
oder Zweiermonopole wie z.B. RAI-Fininvest (Fernsehen), ENI-Montedison/Ferruzzi 
(Chemie). Vergi. dazu Trigilia (1994: 437). 

Hier besteht ein Zweiermonopol von Publitalia und SIPRA-RAT. 

So meinte Angelo Codignoni der Vorsitzende der Clubs von Forza Italia, Politik sei für 
ihn und seine Mitstreiter der Transport der Gedanken Silvio Berlusconis zu den Massen 
(Corrias 1994: 65). 
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Die regionalen Vertreter von Publitalia und von der Finanzgesellschaft 
Programma Italia (beide haben zirka 3000 regionale Vertreter) agieren als 
tatsächliche Repräsentanten der Partei.” Der Propagandaapparat ist durch 
das Fernsehen, die Zeitungen und die von Berlusconi kontrollierten Um- 
fragen riesig. Die innerparteiliche Arbeit ist im wesentlichen eine Wahlma- 
schinerie, die ausschließlich durch Computer- und Kabelnetze funktioniert. 
Riccardo Camporesi, der technische Leiter des Systems, spricht daher auch 
von einer Revolution in der Art und Weise Politik zu betreiben (Corrias 
1994: 65). Wahlveranstaltungen, Parteitage, Flugblätter usw. werden fast 
als nutzlos angesehen. 

Berlusconis Firmenimperium Fininvest durchdringt mittlerweile fast das 
gesamte Alltagsleben der Italiener (vgl. Meli 1994). Fininvest umfaßt 
hauptsächlich vier Wirtschaftbereiche: Versicherungs- und Finanzgesell- 
schaften (z. B. Mediolanum und Programma Italia); Fernsehen, Werbung 
und Kino; Verlagshäuser, Zeitungen und Zeitschriften (vor allem Monda- 
dori und Einaudi); Kaufhausketten (vor allem Standa, die 1/3 des italieni- 
schen Marktes kontrolliert). Das gesamte politische Führungspersonal von 
Forza Italia kommt aus der Fininvestgruppe: Pressesprecher, Assistenten, 
Hostessen usw. Koordiniert wurde es von dem Sizilianer Marcello Dell 
Utri, der wegen Finanzunregelmäßigkeiten und wegen des Verdachts, 
Kontakte zur Mafia zu unterhalten, bereits mit der Justiz in Konflikt 
geraten ist. 

Nicht zu unterschätzen ist auch die Rolle der alten Machtstrukturen der 
Mehrheit um DC und PSI, die für Berlusconi werben: etwa 30% der PSI- 
und DC-Wäähler, bis zu 50% der PLI (Liberale Partei) wählten Forza Italia 
(Diamantı 1994: 666). 

Neben dem beschriebenen organisatorischen Kern, war für den Wahlerfolg 
Berlusconis auch eine perfekte Marketingsstrategie von Bedeutung gewe- 
sen, die vor allem mit einem genauen Timing arbeitete, um »Schock- 
effekte« zu verursachen, die die Wirkung der Werbung auf der politischen 
Ebene noch vervielfacht. Wie inzwischen bekannt ist, wurde dieser »Blitz- 
krieg«, schon früher, wenigstens ein Jahr vor den Wahlen vorbereitet - so 
sollen z. B. im Früherbst 1993 unter strenger Geheimhaltung in Spanien Sym- 
bole und Materialien der Partei hergestellt worden sein (Corrias 1994: 47). 
Vom materiellen Interesse her spricht Forza Italia diejenigen sozialen 
Schichten an, die einen Sieg der Linken am meisten befürchten. Dabei 
profitierte sie aber auch von der mangelnden Einheitlichkeit und Eindeu- 
tigkeit innerhalb der Linkskoalition, die aus PDS, Rifondazione, den Grü- 
nen, La Rete, Alleanza Democratica, Cristiano Sociali und von Teilen der 


10 


Allein die Zentrale von Publitalia zählt mehr als 2000 Angestellte. Die PDS hat heute in 
ganz Italien nur 600 Funktionäre, viele davon sind Teilzeitbeschäftigte. 
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ex-PSI bestand. So boten z. B. die Positionen von Rifondazione, die sich 
unter anderem für den Austritt Italiens aus der NATO ausgesprochen hatte, 
genügend Ansatzpunkte, um die antikommunistischen Ängste der Mittel- 
schichten zu schüren. Andererseits hatte die Führung der Linken eine Reihe 
von gravierenden Fehlern gemacht. Schon in der Übergangsphase der 
Regierung Ciampi, die überwiegend aus parteilosen Technokraten bestand, 
verstand die Führung der PDS nicht, das Gemisch von Protest gegen die 
Parteien, Ablehnung von Politik, aber auch de Suche nach »Schutz« und 
wirklicher Regierung, das in der Gesellschaft vorhanden war, aufzu- 
nehmen. Die PDS entschied sich schließlich nur für eine indirekte Beteili- 
gung an der Regierung Ciampi durch Stimmenenthaltungen. Die von der 
Linken designierten Minister schieden bereits nach nur 24 Stunden aus 
dem Amt aus, nachdem das Parlament die Aufhebung der Immunität von 
Craxi abgeleht hatte. Vor lauter Angst, in die Macht kooptiert zu werden, 
lehnte die PDS die Macht ab: für eine eher moderat orientierte Wähler- 
schaft war dies ein wichtiges Zeichen, denn in dieser Phase galt die PDS 
für viele noch als Garant der Stabilität. 

Noch gravierender war allerdings die Unterschätzung von Berlusconi durch 
die Linke. So meinte etwa M. Paissan, Abgeordnete der Grünen, am Abend 
der offiziellen Ankündigung Berlusconis, in die Politik eintreten zu wollen, 
daß dies für die Linke ein Vorteil sei. Noch kurz vorher, als die Linke 
praktisch allein auf der politischen Bühne stand, hatten die verschiedenen 
Parteien lange verhandelt, um eine große Koalition aus sieben (!) Parteien 
zu bilden und die Wahlkreise aufzuteilen. Diese Phase wurde allerdings 
von ständigen ideologischen Streitereien zwischen den einzelnen Flügeln 
der Koalition begleitet, wodurch gerade die Offenheit, mit der die Linken 
bei den Kommunalwahlen 1993 gewonnen hatten, definitiv begraben 
wurde. Gestritten wurde letzten Endes vor allem darum, wer die sicheren 
Wahlkreise in der Toskana, der Emilia und in Umbrien (wo die Linke 
zwischen 90% und 100% der direkten Mandaten gewinnen konnte) erhal- 
ten sollte. 

Schließlich fehlten aber auch Persönlichkeiten und Gesichter, die das 
»Neue« charismatisch vertreten konnten. Vor der Wahl konnte sich die 
Linke nicht auf einen Führer einigen, nach der Niederlage war es selbst- 
verständlich Occhetto gewesen." 

Neben diesen Fehlern der Linken darf aber nicht aus dem Blick geraten, 
weichem materiellen Interesse die Rechtskoalition den Sieg und die Linke 
die Niederlage zu verdanken hat. Forza Italia setzte sich gerade dort am 


"Dies erinnert an den FIAT-Chef Agnelli, der in einem anderen Zusammenhang gesagt ha- 


ben soll: »Wenn Berlusconi gewinnt, dann haben die Arbeitgeber gewonnen. Wenn er 
verliert, dann hat er allein verioren« (Corrias 1994: 24). 
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meisten durch, wo der »fiskalische« Protest gegen das alte System stärker 
geworden war, d. h. in den reichsten und produktivsten Teilen Italiens, die 
eine starke katholische Subkultur hatten: in der Lombardei und Veneto. Die 
Rechtskoalition erreichte eine große Mehrheit im Norden, mit Ausnahme 
von Ligurien und dem Gebiet von Turin, im übrigen Italien konnte sie dies 
nur in Latium und Sizilien erreichen (Bobbio 1994: 658). 

Die Wahlergebnisse von 1994 stellen weniger eine moralische Revolte ge- 
gen die korrupte Allianz von PSI und DC dar, als vielmehr gegen die Per- 
spektive, nach dem möglichen Ende der perversen Beziehung zwischen 
staatlicher Verschuldung und privater Ersparnis, eigene »familiäre« Inter- 
essen opfern zu müssen. Diejenigen sozialen Schichten, die neben dem von 
staatlicher Alimentierung abhängigen Süden früher die PSI und die DC 
unterstützten, hatten sich zuerst der Lega und dann Forza Italia zugewandt, 
als denjenigen Gruppierungen, die die konservativen sozialen Interessen 
am besten vertreten können. Für die Linke stellt sich daher die Klärung der 
Beziehung zu den Freiberuflern und kleineren Unternehmer als wichtige 
Aufgabe der nächsten Jahren. 

Im Süden wurde die Linke so stark wie nie zuvor; so erhielt sie z. B. in 
dem Gebiet von Neapel mehr Stimmen als in Genua oder Turin, was auch 
von symbolischer Bedeutung ist. Wahrscheinlich drückt sich darin aber 
auch der Wunsch nach mehr staatlichem Schutz, nach der Befreiung von 
alten Machtkartellen und einer besseren lokalen politischen Klasse aus 
(Sales 1995: 2). PSI und DC stützten sich am Ende ihrer Ära (wie schon 
früher die sog. liberale Klasse vor ihrer Ablösung durch den Faschismus) 
auf den »schwachen« Süden, da ihnen der industrialisierte Norden immer 
mehr die Unterstützung entzog. Ob das starke Abschneiden der Linken im 
Süden jetzt ebenfalls ein Vorzeichen künftigen Niedergangs ist, läßt sich 
allerdings noch nicht ausmachen. 

Auch auf der symbolischen Ebene läßt sich Wichtiges über Berlusconi und 
Forza Italia feststellen. Während die Linke eine gemäßigte Rhetorik mit 
realistischen Vorschlägen verband (sogar /! Sole 24-Ore, die Zeitung des 
Arbeitgeberverbandes sowie die Financial Times bezeichneten das Regie- 
rungsprogramm der PDS als das am besten durchdachte) versprach Berlu- 
sconi Arbeitsplätze und Träume. Während die Fernsehkanäle der Fininvest 
Occhetto in einer Kindersendung als Teufel zeigen konnten, verbreitete 
Berlusconi Optimismus, nationalen Stolz (Forza Italia!) und knüpfte an die 
Popularität des Fußballs an: »Italien soll wie der A.C. Mailand sein.« Sol- 
che Argumente wurden von den Italienern gerne gehört. 

Berlusconi gewinnt natürlich bei einem Publikum, das vom Fernsehen be- 
sonders beeinflußbar ist: das sind in Italien Frauen (55% stimmten für 
Forza Italia, davon waren 33% Hausfrauen), Jugendliche (40% der unter 
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35jährigen wählten Berlusconi) und vor allem Menschen mit einem mittle- 
ren oder niedrigen Ausbildungsgrad. Auch darin kommt eine gefestigte 
Tradition zum Ausdruck. Berlusconi machte eine neue Anwendung vom 
traditionellen Rechtspopulismus und er verfügt auch über die adäquaten 
Mittel dafür. Er konnte sowohl auf der materiellen als auch auf der symbo- 
lischen Ebene ein schon existierendes soziales Terrain gewinnen, das nach 
der Auflösung von DC und PSI unbesetzt war und das sich sowohl wegen 
einer möglichen Reform des Steuersystems als auch aufgrund des vierzig- 
jährigen Antikommunismus nicht nach Links entwickeln konnte. 

Der »Familismus« Berlusconis wirkt auch auf der symbolischen Ebene als 
Bezugspunkt. Er ist eine Anspielung auf ein organizistisches Verständnis 
von Gesellschaft, wo der freie Bürger oder das liberale Individuum zugun- 
sten des Ganzen oder einer Autorität zurücktreten. Familie, Fernsehen aber 
auch Fußballstadion und Kirche sind Orte an denen das Individuum ver- 
schwindet und sich das Ganze in einer materiellen oder symbolischen 
Hierarchie ausdrückt: Priester, Fußballstar, Eltern, Unternehmer (vgl. Bi- 
dussa 1994). Daß gerade die Regionen, in denen früher die Lega und jetzt 
Berlusconi erfolgreich ist, für Katholizismus und wirtschaftlichen Wohl- 
stand stehen, bestätigt diese Analyse der symbolischen Ebene (Cartocci 
1993: 69). 

Die Mischung zwischen »Altem« und »Modernem« ist nach wie vor prä- 
gend für die politische Kultur Italiens (Bidussa 1994:51; Bollati 1990:4-5). 
Es ist auch nicht der Wirtschaftsliberalismus, der die politische Kultur von 
Forza Italia und der Rechten in Italien konstituiert. Wesentlichen Anteil am 
»Programm« von Forza Italia hatte der junge Philosoph Paolo Del Debbio - 
ein Absolvent der Vatikanischen Hochschule. Der Bezug von Forza Italia 
zum konservativen Katholizismus (der auch dem MSI eigen ist) macht eine 
latente ethnozentristische Perspektive und sogar einen ethnoreligiöser 
Glauben deutlich. So heißt es in einem grundlegenden Dokument des von 
Forza Italia angeführten Wahlbündnisses, der Alleanza Nazionale, mit dem 
Titel »Das Erbe der christlichen Zivilisation für eine humanere Gestaltung 
unserer Gesellschaft«: 


»Wir glauben die Vertreter der moralischen Werte unserer Zivilisation zu sein, einer Zivilisa- 
tion, deren Prinzipien die Tradition von Glaube und Kultur des italienischen Volkes sind und 
die gegen Konsumismus und Weltbürgertum steht« (Bidussa 1994: 95). 


5. Was bleibt? 


Die besten Erfolgschancen für Forza Italia liegen vielleicht darin, sich von 
ihrem Image als »Zweckpartei« zu lösen und eine Mitte-Rechts-Allianz zu 
schaffen - eine neue, aber veränderte DC. Wäre dieser Prozeß erfolgreich, 
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so würde er auf eine Entsolidarisierung in der Gesellschaft hinauslaufen 
und die Chance einer moralischen Erneuerung und Modernisierung des 
Staates wäre vepaßt. 

Die italienische Linke ist allerdings politisch noch nicht endgültig zurück- 
gedrängt. Vielmehr befindet sie sich in einer Sackgasse. Entweder fällt sie 
als Antwort auf Berlusconi einem Linkspopulismus anheim und sucht ihr 
Heil lediglich in der Verteidigung absteigender sozialer Schichten, oder sie 
optiert für eine Politik der »Gremienkompromisse« und des ständigen 
Paktierens. PDS und Rifondazione Communista schwanken zwischen die- 
sen beiden Extremen. 

Für einen Neuanfang braucht die Linke aber sowohl Regierungs- als auch 
Kampferfahrungen. Konfliktfelder wie beispielsweise die Reform der Insti- 
tutionen, die Neuordnung der Medienlandschaft, die Erneuerung des Schul- 
und Universitätssystems, die Bekämpfung unterschiedlicher Formen von 
Organisierter Kriminalität usw. bieten dafür ebenso gute Möglichkeiten 
wie die Verwaltung überlasteter Metropolen und kleiner dynamischer 
Städte. Erfolgversprechend kann ein solcher Neuanfang aber nur sein, 
wenn die Pluralität an linken Identitäten gleichzeitig mit Toleranz und dem 
Verzicht auf bloße Selbstbestätigung einhergeht. Auch wäre es notwendig 
eine positive Beziehung zu dem Teil der italienischen Mittelschichten zu 
finden, die noch nicht vom sozialen Egoismus der Rechten erfaßt sind. 
Gleichzeitig sind die Verlierer der Wachstumsprozesse der achtziger Jahre 
immer noch ein wichtiger Bezugspunkt: Es sind dies in erster Linie ältere 
Menschen, Jugendliche und Einwanderer. Verlierer und fortschrittliche 
Gewinner des sozioökonomische Transformationsprozesse der italieni- 
schen Gesellschaft für ein gemeinsames politisches Projekt - einen 
»moralischen Familismus« (Donolo/ Turnaturi 1988: 164; Ginsborg 1989: 
558) - zu gewinnen, ist wahrlich keine einfache Aufgabe. Denn wie sagte 
einst der große Florentiner? »E’ tanto difficile e pericoloso volere fare li- 
bero un popolo che voglia vivere servo, quanto & volere fare servo un po- 
polo che voglia vivere lıbero« - »Es ıst genau so schwierig und gefährlich, 
ein Volk befreien zu wollen, das in der Sklaverei leben will, wie ein Volk 
zu versklaven, das in Freiheit leben will« (Machiavelli, Discorsi sopra la 
prima deca di Tito Livio, Libro Terzo, S.8). Aber einen Versuch ist es al- 
lemal wert! 
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Gianni D'Amato, Siegfried Schieder 


Die Lega Nord: Zwischen ethnischer 
Staatsbürgerschaft und föderalem Projekt 


1. Einleitung 


Als das Phänomen der Leghe 1983 zum ersten Mal in Erscheinung trat und 
diese bei Wahlen in der Region Veneto unerwartet 4% der Stimmen er- 
reichten, wurde es entsprechend der dominanten politischen Rhetorik jener 
Zeit als ein vorindustrielles Residuum abgetan, als ein nostalgisches 
Überbleibsel vormoderner Epochen, das sich unbegreiflicherweise in die 
Moderne hinüberretten konnte. In den 80er Jahren, die in Italien ganz im 
Zeichen des technischen Modernismus und technokratischen Dezisionis- 
mus standen, gab es keinen Platz für vermeintlich irrationale, lokalistische 
Formen des Widerstands. Diese modernistische Anthropologie wurde am 
markantesten von Bettino Craxi beschworen, der von 1983 bis 1987 Mini- 
sterpräsident in der am längsten amtierenden Regierung Italiens war und 
von 1977 bis 1993 den Vorsitz der Sozialistischen Partei innehatte. Mit 
Blick auf ein Italien, das auf dem Olymp der Industrienationen den fünften 
Platz anstrebte und endlich die Arbeiterbewegung in ihre Schranken ge- 
wiesen hatte, sagten Craxi und andere Berufspolitiker eine baldige Resorp- 
tion der Leghe voraus. In den Stimmengewinn der Leghe sahen sie nicht 
mehr als eine Protestwahl ohne Zukunftsaussichten. 

Ein genauerer Blick auf die politische Landkarte hätte genügt um festzu- 
stellen, wie falsch diese Einschätzung war. Die Orte, in denen die Leghe 
erstmals Erfolge erzielten, waren keineswegs ländliche Randgebiete, son- 
dern sie zeichneten sich seit den 70er Jahren durch eine außergewöhnliche 
wirtschaftliche und soziale Dynamik aus. Es waren jene Provinzen in Ve- 
netien und der Lombardei (die es aber auch in der Toskana und der Emilia- 
Romagna gibt, wo die Leghe bislang noch nicht eindringen konnten), die 
im Verlaufe der industriellen Umstrukturierung auf eine flexible Speziali- 
sierung setzten und intensive soziale Innovationen ankurbelten. In den un- 
ter dem Begriff des »Dritten Italiens« zusammengefaßten Kleinstädten und 
Provinzen haben sich in den vergangenen zwei Jahrzehnten eine Vielzahl 
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an kleinen und mittleren Industrieunternehmen angesiedelt, die wirtschaft- 
liches Wachstum und Prosperität mit sich brachten.’ Gerade in diesen Ge- 
bieten drückte der Protest der Leghe mehr als nur ein Stück diffuser Sehn- 
sucht nach der Vergangenheit aus. Vielmehr war er ganz im Gegenteil die 
Antizipation des Kommenden. 

Mit einem Schritt zurück in die Zukunft haben sich die Leghe und später 
ihre Dachorganisation Lega Nord unter Führung von Umberto Bossi ins 
Zentrum der italienischen Politik manövriert. Es gelang ihnen, einen vagen 
regionalen Zusammenhalt zu einer starken Identität und strategischen Res- 
source umzufunktionieren, was ungeahnte politische Energien auslöste. Ih- 
re Forderung nach einem radikalen Föderalismus, einer Repubblica del 
Nord, der die demokratische Partizipation an ein ethnisch definiertes Terri- 
torium bindet, kollidiert aber mit der grundlegend universalistischen Kon- 
zeption der Staatsbürgerrechte und bedroht die nur schwach ausgebildete 
nationale Identität der Italiener (Rusconi 1993). 

Die Questione Meridionale - die Frage der wirtschaftlichen und kulturellen 
Kluft zwischen Nord- und Süditalien - war seit der italienischen Vereini- 
gung von 1861 der Bezugsrahmen des politischen Denkens und der so- 
zialwissenschaftlichen Analyse. Damit wurde der Prozeß der Bildung der 
Nation kritisch begleitet. Aus dieser Denktradition ergab sich aber auch das 
stereotype Bild eines entwickelten Nordens, der alle Vorteile ökonomischer 
Entwicklung und gesellschaftlicher Stabilität auf sich vereinigte und häufig 
für die rückschrittlichen Bedingungen des Südens verantwortlich gemacht 
wurde. Diese etwas einseitige, aber nicht völlig falsche Deutung, 
verhinderte die Beschäftigung mit nördlichen Problemlagen; die Stellung 
einer Questione Settentrionale.’ Das Paradox der momentanen politischen 
Konstellation ist, daß nicht das schwächste Glied in der Kette, der ökono- 
misch weniger entwickelte Süden, mit Insubordination und Rebellion 
droht‘, sondern daß der nationale Konsens vom entwickelten Norden in 
Frage gestellt wird. Historisch gewachsene Solidaritäten und Institutionen 
werden in den Regionen in Frage gestellt, die im letzten Jahrhundert den 
Einigungsprozeß anführten und einen Hegemonieanspruch auf ganz Italien 
anmeldeten. Inzwischen hat sich diese Ausgangslage verkehrt. Ein immer 
breiter werdender Bevölkerungsteil im Norden sieht in Rom und alles was 
weiter südlich liegt, einen einheitlichen Raum »parasitärer« Lebensgestal- 
tung, der den eigenen Interessen schadet und die gesamtstaatliche Entwick- 


Zum »Dritten Italien« siehe Bagnasco (1977) und Trigilia (1981, 1986). Dazu auch 
grundlegend Piore/Sabei (1984). 

Siehe die Aufsatzsammlung in: Meridiana, Rivista di Storia e Scienze Sociali, 1993 
(Januar), Nr. 16, mit dem Titel Ouestione Settentrionale. 

Zur Sozialgeschichte der Rebellion im Süden Italiens bietet das kleine, aber sehr wert- 
volle Buch von Hobsbawm (1962) immer noch wichtige Hinweise. 
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lung behindert. 

Die Entstehung und Ausbreitung der Leghe sind ein Symptom für den 
kulturellen und politischen Wandel, der breite Teile der norditalienischen 
Gesellschaft erfaßt hat. Mit der Rekonstruktion dieser Bewegung soll ver- 
sucht werden, den Umschwung zu verstehen, der viele Norditaliener veran- 
laßt hat, tradierte politische Bindungen und nationale Ansprüche zu kappen 
und eine Gruppierung zu unterstützen, die sich die lokale Autonomie und 
ein ethnisches Ideal auf die Fahnen geschrieben hat. Wir versuchen die 
Frage zu beantworten, welchen Ursprung diese Bewegung hat und welche 
Faktoren ihre Entwickiung begünstigt haben. Dabei greifen wir auf die 
»Resource Mobilization Theory« (MeCarthy/Zald 1977) zurück, wonach 
politische Organisationen und Parteien auf die Nachfrage im politischen 
Markt reagieren, ihrerseits aber Mobilisierungsangebote in Form von Iden- 
titätsstiftung und Akzentuierung neuer Themen einbringen. 


2. Die Lega Nord als politisches Unternehmen der Krise 


International vergleichende Studien haben gezeigt, daß seit den 60er Jahren 
traditionelle Formen der politischen Beteiligung in westlichen Gesellschaf- 
ten kontinuierlich abnehmen (Tarrow/Klandermans/Kriesi 1986). Vor al- 
lem für besser ausgebildete und politisch kompetente Bürgerinnen und 
Bürger erscheint die traditionelle politische Beteiligung, die sich vielfach 
auf ein Wahlkreuz beschränkt, als unzureichend. Vor diesem Hintergrund 
gewinnen unkonventionelle Formen der politischen Beteiligung und des 
politschen Protests seit zwei Jahrzehnten zunehmend an Bedeutung (Kleger 
1993). Bürgerinitiativen und neue Parteien greifen Themen und Probleme 
auf, die die etablierte Politik vernachlässigt haben. Die zunehmende 
Entfremdung von der traditionellen Politik und die abnehmende Bedeutung 
von Links-Rechts-Klassifikationen sind keineswegs ein italienisches 
Phänomen, sondern kommen auch in den anderen europäischen Staaten in 
unterschiedlicher Weise zum Ausdruck. Der italienische Sonderfall 
zeichnet sich dadurch aus, daß sich viele Bürger durch die traditionelle 
Politik - stärker als in anderen europäischen Ländern - nicht vertreten füh- 
len, obschon sie erklären, einer Partei nahe zu stehen (Biorcio 1991: 43- 
46). Die Kluft zwischen der Bevölkerung und der traditionellen Politik 
schafft daher mehr als anderswo in Europa einen Markt für neue politische 
Parteien. 

Seit den 70er Jahren rivalisieren auf dem politischen Markt sehr unter- 
schiedliche politische Gruppierungen und soziale Bewegungen, doch keine 
war so erfolgreich wie die Lega Nord. Ihre Eliten haben es ausgezeichnet 
verstanden, als politische Unternehmer - um eine gelungene Metapher der 
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»Resource Mobilisation Theory« aufzugreifen - auf die sich wandelnden 
äußeren Bedingungen zu reagieren. Mit der geschickten Wahl ihrer Res- 
sourcen haben sie - nach anfänglichen Schwierigkeiten - ihren Einfluß auf 
die Umwelt verstärken können und eine steigende Zahl von Bürgerinnen 
und Bürgern mobilisiert. 

Der Kontext, ın dem die Leghe operieren, ist seit Anfang der 80er Jahre 
durch starke Auflösungstendenzen von ehemals konsolidierten Identitäten 
und Solidargemeinschaften gekennzeichnet. Durch die fortschreitende Sä- 
kularisierung wurde die »weiße« katholisch-christdemokratische Subkul- 
tur’ im Nordosten des Landes stark geschwächt. Die ökonomischen Span- 
nungen in den neuen Industriezonen, die latente Unzufriedenheit aufstei- 
gender Kleinunternehmer und der Kontrast zwischen einer zwar wirt- 
schaftlich starken, aber politisch schwachen Peripherie führten zu einer 
politischen Nachfrage, die die traditionellen Parteien nicht befriedigen 
konnten. 

Die Lega Nord konnte in einer für die politische Mobilisierung günstigen 
Ausgangslage mit der Thematisierung einer territorial gebundenen Ge- 
meinschaft, der Wiederherstellung solidarischer Beziehungen durch den 
Bezug auf das Lokale, der Einbindung der Identität in einen starken, un- 
verhandelbaren ethnos, im Wettbewerb mit den alten und neuen Parteien 
entscheidende Vorteile gewinnen. Darüber hinaus ist die Lega Nord ein 
politischer Akteur, der um die Ressource »Konsens« streitet und mit stän- 
digen Angriffen gegen tradıtionelle Parteien deren Fähigkeit in Frage stellt, 
die Nachfrage nach politischer Identität zu befriedigen. Die Lega Nord hat 
sich als ein politisches Unternehmen erwiesen, das die Krise des politi- 
schen Systems in Italien strategisch nutzte und mit den Rissen zwischen 
Massenparteien, kulturellen Traditionen und Bürgergesellschaft versiert 
umgeht. Obwohl ihre Symbole und Botschaften alles andere als neu sind, 
schafft sie es, Widersprüche herzustellen und sich selbst einen besonderen 
Charakter zu geben. Der Stil und die Mittel, die die Lega Nord in der 
Kommunikation mit den Mitgliedern und den Sympathisanten benutzt, 
unterscheiden sich durch den Gebrauch eines unkonventionellen Lexikons 
von den etablierten Parteien (Allieri 1992). Ihre kommunikativen Techni- 
ken erinnern an jene der ökologischen Bewegungen. Aber anders als diese 
vertritt die Lega Nord nicht postmaterielle Werte, sondern sie bewegt sich 
mit ihrer Forderung nach Neuregelung der Fiskalgesetzgebung und der 
Auseinandersetzung mit dem Süden Italiens auf dem Terrain eines Neo- 
Materialismus (Diamantı 1993a: 105). Auch ist ihre Handlungsebene nicht 
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außerparlamentarisch; vielmehr werden auf parlamentarischer Ebene und 
im permanenten Wettbewerb um die Gunst der Wähler die eigenen Werte 
und Identitäten verteidigt. Anders als bei vielen neuen Parteien ist die Or- 
ganisationsstruktur der Zega Nord traditionell: sie beruht auf der Dreitei- 
lung zwischen innerem Kern, Mitgliedern und Sympathisanten. 


3. Die Entwicklungsphasen der Lega Nord 


Der renommierte Lega-Experte EUvio Diamantı unterteilt die Entwick- 
lungsgeschichte der autonomistischen Bewegungen Norditaliens in vier 
Phasen: die konstituierende Phase (1983-1987), die Aufbauphase (1987- 
1990), die Durchsetzungs- (1990-1992) und die bis heute andauernde Kon- 
solidierungsphase (Diamanti 1993b, 1994). Durch all diese Etappen hin- 
durch bleibt der Begriff des Territoriums und die Entzauberung des tradi- 
tionellen politischen Systems der thematische Bezugspunkt, an dem die 
Lega Nord ihr politisches Angebot orientiert. 

Schon vor dem Auftreten der Zeghe war der Begriff des Territoriums eine 
bedeutende Kategorie der politischen Mobilisierung in Italien. Sie galt als 
Ursprung historischer und kultureller Identität, als Bezugsrahmen für eine 
Interessengemeinschaft und als negative Abgrenzung sowohl gegenüber 
der Zentralregierung als auch gegenüber dem Süden (Melucci/Diani 1992). 
Die Entzauberung und die Distanzierung vom politischen System umfassen 
unterschiedliche Inhalte. Sie dienen einerseits der Abgrenzung gegenüber 
dem Staat, den Parteien, den neokorporativen Verbänden und der öffentli- 
chen Verwaltung. Andererseits sind sie Ausdruck der Unzufriendenheit mit 
den degenerativen Erscheinungen des heutigen Italien. Latente Spannungen 
und Bedürfnisse der Bürger im Hinblick auf diese beiden Dimensionen 
werden von der Lega Nord besser als von anderen Gruppierungen aufge- 
nommen, neu formuliert, teilweise anders betont und zum spezifischen In- 
halt einer neuen politischen Identität gestaltet. Der Duktus dieser Begriffe, 
ihre unterschiedliche Akzentuierung in Raum und Zeit eignen sich daher 
besonders, das Phänomen der Lega Nord zu rekonstruieren. 


Die konstituierende Phase (1983-1987) 


Diese Phase ist vor allem durch die Erfahrung der Liga Veneta charakteri- 
siert,” die völlig unerwartet in den industrialisierten Zonen des Veneto 1983 
ein Wahlergebnis von bis zu 8% erhielt, es aber später nicht schaffte, ihre 
Wählerklientel auszudehnen. Die Ursachen für den Erfolg liegen 
vorwiegend im politischen Umfeld. Dabei spielte die Krise der christde- 


Die »Mutter aller Ligen«, wie sie der Gründer und mittlerweile abgesetzte Präsident der 
Lega Nord, Franco Rocchetta, einmal genannt hat. 
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mokratischen Subkultur im Nordosten Italiens, die durch eine enge Ver- 
flechtung zwischen der staatsiragenden DC und der Gesellschaft charakte- 
risiert war, eine wichtige Rolle. Vermittelt wurde diese Verbindung mit 
Hilfe der katholischen Kirche und ihren Basisorganisationen. Seit den 60er 
Jahren sah sich diese lokale Gesellschaft einem starken Säkularisierungs- 
prozeß ausgesetzt, dem die DC mit der Lockerung ihres katholischen Pro- 
fiis noch Vorschub leistete. Grundlage der politischen Vermittlung zwi- 
schen der DC und ihren Wählern war nicht mehr die Übereinstimmung in 
bestimmten religiösen Werten, sondern die Wahrung bestimmter Interes- 
sen. Dieses instrumentelle Verhältnis zur Politik und die Schwächung der 
religiösen Identität begünstigte das Aufkommen neuer lokaler, gegen den 
Staat gerichteter Orientierungen, die zuvor die Kirche dank ihrer nationalen 
Ausrichtung eingebunden hatte. 

Die autonomistische Bewegung im Veneio wurde aber auch von einem 
weit verbreiteten Gefühl der relativen Depravation begünstigt. Der Ein- 
druck, in einer zwar prosperierenden, aber politisch bedeutungslosen Regi- 
on zu leben, die zu Beginn der 80er Jahre nicht frei von ökonomischen Er- 
schütterungen war, verstärkte die Frusirationen und die Spannungen in den 
industrialisierten Provinzen. Die Zustimmung zur Liga Veneta gab in Zei- 
ten steigender Unsicherheit einer Vielzahl von sozialen Akteuren im 
»Dritten Italien« die Möglichkeit, ihre Unzufriedenheit auszudrücken. In- 
sofern ist die Liga Veneta das Resultat der Säkularisierung ehemals 
»weißer« Gegenden und der ökonomischen Transformationsprozesse in 
diesen Industriegebieten. Sie entstand aus dem Wohlstand, der Distanzie- 
rung zum politischen System und der Unsicherheit, ob die Prosperität ohne 
eigenes Eingreifen nicht bald ein Ende haben könnte (Diamanti 1993a: 
115). Dieses Moment erklärt auch, warum die autonomistischen Protest- 
bewegungen nur einen begrenzten Einfluß in den von der kommunistischen 
Partei (PCI) regierten Regionen Mittelitaliens (Toskana, Emilia-Romagna, 
Umbrien) gewinnen konnten. Die »rote Subkultur« erwies sich für die 
Werte der Leghe weniger offen, und erst mit dem Fail der Berliner Mauer 
und dem Zusammenbruch des Mythos »Sowjetunion« geriet diese in eine 
Identitätskrise. 

Obwohl die überraschenden Gewinne der Liga Veneta eher einen Hinweis 
auf die »Demobilisierungseffekte« (Corbetta/Parisi 1985) der traditionellen 
Parteien darstellen, sind die von den Autonomisten geweckten Bedürfnisse 
nicht zu unterschätzen. Mit unkonventionellen Beschriftungen auf Auto- 
bahnbrücken, Häuser- und alpinen Felswänden warben sie mit Veneto ai 
Veneti, Roma KanKaro d'Italia und Forza Eina® für eine starke, territoriale 


Diese Parolen lassen sich etwa folgendermaßen übersetzen: Venetien den Venetianern; 
Rom, ein Krebsgeschwür; Zeigen wir's denen. 
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Identität und gegen all das, was die Entwicklung und die lokale bzw. sozia- 
le Integration bedrohte. Jede Stimme für die Liga Veneta war eine Stimme 
gegen Rom, gegen den Staat und gegen den Süden, der eine Projektions- 
fläche für alle staatlich programmierten Fehlentwicklungen darstellte. 

Die Liga Veneta, die alsbald an Profil gewann, vertrat mit dem Konzept des 
»Ethno-Regionalismus« eine Idee des Territoriums, die auf einer ethni- 
schen Identität basierte. Im Namen des »venetianischen Volkes« propa- 
gierte die Liga Veneta die Autonomie der Region und verteidigte ein Ver- 
ständnis des Veneto als »Nation« mit kultureller, historischer und anthro- 
pologischer Selbständigkeit. (Diamanti 1993a: 235). Mehr als die Verteidi- 
gung ethnischer Eigenheiten interessierte die Basis aber das Eintreten für 
konkrete materielle Interessen. In dieser Asymmetrie zwischen den mate- 
riellen Interessen der Wähler und den strategischen Erwägungen der Füh- 
rung sieht Diamantı die Ursache für den schrumpfenden Konsens der Liga 
Veneta bei späteren Wahlgängen. 


Die Entwicklungsphase (1987-1990) 


Die zweite Phase ist von den Erfahrungen der Lega Lombarda und der 
Leadership Umberto Bossis geprägt. Auch Bossi übernahm am Anfang das 
ethno-regionalistische Modell der Ziga Veneta und versuchte anhand des 
öffentlichen Gebrauchs des Dialekts eine spezifische lombardische Identi- 
tät, eine lombardische »Nation« zu Konstruieren (Biorcio 1991: 68). Dieser 
dialektale Code schaffte zwar Sichtbarkeit und Distinktion gegenüber dem 
offiziellen italienischen Sprachgebrauch, wurde aber in der Bevölkerung 
nur unvollständig verstanden. Anders als im Veneto gibt es in der Lom- 
bardei eine Vielzahl von Dialekten, die untereinander nicht Kommunikabel 
und die zudem in den Städten meistens dem Gebrauch des Italienischen 
gewichen sind. 

Um sich nicht in ein folkloristisches Ghetto zu manövrieren, definierte 
Bossi das Kriterium des Territoriums neu. Die Behauptung der ethnischen 
Identität und der Lombardei als »Nation« wich dem Konzept des Territori- 
ums als Interessengemeinschaft. Anstatt sich auf lokale Identitäten zu beru- 
fen, wurde an die lombardische Solidarität gegen die »gemeinsamen Fein- 
de« appelliert. Damit meinte Bossi die Ineffizienz des Staates, den 
Machtmißbrauch der Parteien, die zu hohe Steuerlast und die »südländi- 
sche« Mentalität (»mentalitä terrone«).' Dem arbeitsamen und produktiven 
»lombardischen Volk« wird der Staat und der Süden gegenübersestellt, 
deren Verschwendung vom Norden subventioniert werden muß. Für die 


Terrone ist ein pejorativer Ausdruck für Süditaliener. Die Stelle ist entnommen aus Vi- 
mercati (1990: 48). Zur Geschichte des inneritalienischen Rassismus siehe Lepsius 
(1990). 
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wachsende Unsicherheit und Unzufriedenheit bietet die Lega Lombarda 
eine Verlagerung der Verantwortung nach außen an und befriedigt so die 
gesellschaftliche Nachfrage nach Erklärungen. 

Mit dem Konzept des »Neo-Regionalismus« mobilisierte die Lega nicht 
nur die Stimmen der Unzufriedenen, sondern offerierte auch ein neues In- 
terpretationsmuster (Goffman 1974) zur Deutung der Wirklichkeit. Diese 
Deutung kontrastierte stärker als zuvor mit jener des politischen Gegners. 
Sie entsprach weit mehr als in der konstituierenden Phase den Gefühlen 
und Vorstellungen potentieller Wähler und ermöglichte es der Lega Lom- 
barda, ihre gesellschaftliche und territoriale Penetrationsfähigkeit zu erhö- 
hen (Diamantı 1993b: 120). Wie einige Jahre zuvor die Liga Veneta, so 
verzeichnete die Lega Lombarda 1987 ihre wichtigsten Erfolge in vorwie- 
gend kleinindustriellen, ehemals christdemokratisch dominierten Provin- 
zen. 

Vielfach konnten die traditionellen Parteien das Phänomen der Lega nicht 
deuten. Sie griffen nicht die von den Leghisten aufgeworfenen Probleme 
auf, sondern konzentrierten sich auf die Sprachwahl der Lega Lombarda 
und stärkten auf diese Weise deren auf dem Antagonismus zu den traditio- 
nellen Parteien beruhende Legitimation. Die von Bossi und seinen Mitstrei- 
tern häufig benutzte krude und unmittelbare Sprache diente geradezu als 
Ersatz für den nicht durchsetzbaren Dialektgebrauch. Wortschöpfungen in 
Form von sexuellen Anspielungen (»La lega ce !’ha duro«) erzeugten 
Identifikation in der Bevölkerung, wie Tiefeninterviews belegen (Biorcio 
1991: 70). Es ist dieser kontinuierliche Bruch mit überlieferten Codes, der 
Appell an den Gemeinsinn und ihr vorbehaltloser Bezug auf das »Volk«, 
der die Lega Lombarda zu einer äußerst erfolgreichen populistischen 
Bewegung machte. Der anhaltende Erfolg Ende der 80er Jahre bedeutete 
ihre Durchsetzung auf dem politischen Markt Italiens. Das Wählerprofil 
der Lega Lombarda, das sich in der ersten Entwicklungsphase eher durch 
schlecht ausgebildete, ältere, männliche, aus kleinstädtischen Verhältnissen 
stammenden Anhängern zusammensetzte, glich sich immer mehr der 
Normalverteilung in der Bevölkerung an. Die Lega Lombarda begann sich 
in größeren Städten wie Brescia, Como, Varese, Mantova und Mailand 
auszubreiten. Dadurch beflügelte sie auch die anderen Leghe und stärkte 
ihre zentrale Rolle in den autonomistischen Bewegungen. 


Die Durchsetzungsphase (1990-1992) 


Bis gegen Ende der 80er Jahre verfügte von den im Norden Italiens auftre- 
tenden Leghe lediglich die Lega Lombarda über ein ausreichend großes 
Wählerpotential, um die »weißen« katholisch-christdemokratischen Hoch- 


Die Lega Nord 61 


burgen in der Lombardei ernsthaft zu gefährden. Zwar haben auch in den 
Regionen Piemont und Friaul/Julisch-Venetien die Leghe seit Anfang der 
achtziger Jahre nach und nach ansteigende Wahlergebnisse verbuchen 
können (Macke 1990: 688). Aber ihnen wuchs keineswegs eine dominie- 
rende Stellung zu, wie sie die Lega Lombarda in der Region Lombardei 
und in dem Mailänder Hinterland einnahm. Bei den Kommunal- und Re- 
gionalwahlen vom Mai 1990 avancierte sie mit 20,2 Prozent der Stimmen 
gar zur zweitstärksten Fraktion im Regionalparlament.' 

Für die Führung der Lega Lombarda war es von strategischer Bedeutung, 
den von den regional verbreiteten Leghe im Norden getragenen Protest ge- 
gen das von den Parteien dominierte politische System zu bündeln. Nach 
dem Willen der Lega Lombarda kam es zu einer Konföderation zwischen 
ihr und den übrigen regionalen Autonomiebewegungen, der Liga Veneta, 
der Bewegung Piemont Autonomista und den Leghe in den Regionen Li- 
gurien, Emilia-Romagna und Toskana. Aus dieser konföderalen Dachor- 
ganisation ging die Lega Nord unter Führung von Umberto Bossi hervor, 
nachdem dieser den internen Machtkampf gegen Franco Rocchetta von der 
Liga Veneta und Gipo Farassino von der Bewegung Piemont Autonomista 
für sich entscheiden konnte. Damit war ein erster Grundstein für den un- 
aufhaltsamen Aufstieg der Lega Nord im Norden des Landes geschaffen. 
Durch die Zusammenführung der regionalen Leghe wurde verhindert, daß 
sich zwischen diesen ein Machtkampf um regionale Einflußsphären ent- 
wickelt. Die Lega Nord, die nach ihrem ersten Kongreß im Februar 1991 
nachhaltig den Fortbestand der italienischen Nation in Frage stellte, sah 
sich durch das Klima der Unzufriedenheit und Abneigung in weiten Teilen 
der norditalienischen Bevölkerung gegenüber den staatlichen Institutionen 
und traditionellen Parteien in ihren politischen Forderungen bestätigt. Die 
fortdauernde Asymmetrie zwischen Nord und Süd und das Auseinander- 
klaffen einer Katholisch-christdemokratischen und einer sozialistisch-kom- 
munistischen Subkultur haben den Staat seit den 70er Jahren veranlaßt, auf 
öffentliche Förderprogramme und Unterstützungsleistungen insbesondere 
gegenüber dem Süden zurückzugreifen, um in der zunehmend polarisierten 
und komplexen italienischen Gesellschaft’ einen Konsens herzustellen. 
Unter anderem als Folge dieser Förderprogramme nahm die Staatsver- 
schuldung im Laufe der achziger Jahre stetig zu, so daß sie aufgrund der 
Zwänge des internationalen Finanzmarktes und insbesondere vor dem 
Hintergrund der geplanten Wirtschafts- und Währungsunion der EU zu ei- 
nem Problem wurde. Als Reaktion darauf erhöhte die Regierung die Steu- 
erlast, ohne daß dadurch aber die öffentliche Verschuldung eingedämmt 


Siehe dazu La Repubblica vom 9. Mai 1990. 


° Zum Verständnis dieser Komplexität siehe neuerdings Bagnasco (1994). 
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werden konnte. Insbesondere die Kleinunternehmen und die Handwerksbe- 
triebe, die Industrie und der Handel, die zum Wählerpotential der Lega 
Nord zählten, wurden stärker besteuert. Der sich daraus ergebende Dissens 
und die fortdauernde Erosion des Vertrauens breiter Schichten der Bevöl- 
kerung in die staatlichen Institutionen und politischen Parteien haben sich 
als ein wesentlicher Faktor des Erfolgs der Lega Nord als »Anti-Partei- 
Partei« (Pasquino 1991) erwiesen. 

Neben den inneritalienischen ökonomischen und sozialen Problemlagen, 
hatten aber auch Ereignisse, die sich auf der internationalen Bühne abspiel- 
ten, den Erfolg der Lega Nord gegen das etablierte Parteiensystem begün- 
stigt. Mit dem Fall der Berliner Mauer und dem Einsturz der sozialistisch- 
kommunistischen Ideologie wurde dem blockierten Parteiensystem der ita- 
lienischen Nachkriegszeit endgültig die Grundlage entzogen. Die tradierte 
Rhetorik des Antikommunismus in der Auseinandersetzung um die Gunst 
der Wähler verlor an Bedeutung und die Gründe für die Legitimation der 
traditionellen Parteien, insbesondere der Christdemokraten, schienen hin- 
fällig zu sein (Allum 1992: 70). 

War die Lega Lombarda in den achtziger Jahren noch von einem defensi- 
ven Ethno-Regionalismus ausgegangen, der den Begriff Region mit den 
Kategorien der Nation dachte, so dominierte Anfang der 90er Jahre in der 
Lega Nord die Vorstellung von einem radikalen Föderalismus, der die 
Bindung der demokratischen Partizipation an ein ethnisch definiertes, re- 
gionenübergreifendes Territorium vorsah. Das von Gianfranco Miglio, dem 
theoretischen Kopf der Lega Nord, vorgedachte föderale Projekt" sah die 
Aufteilung Italiens in drei fiskalpolitisch und wirtschaftlich weitgehend 
autonome Makroregionen vor: in eine Republik des Nordens (Padania), 
des Zentrums (Etruria) und des Südens (Repubblica del Sud). Um diesem 
institutionellen Vorhaben Nachdruck zu verleihen, drohte Bossi gar mit der 
Sezession einer Republik des Nordens und der Aufkündigung der histo- 
rısch gewachsenen Solidaritätsbeziehungen zwischen dem ökonomisch zu- 
rückgebliebenen Süden und dem entwickelten Norden. Diese Abgren- 
zungsstrategie der Lega Nord war deshalb von besonderer Bedeutung, weil 
die Repubblica del Nord über keine eigene historisch-kulturelle Identität 
verfügt. Die Drohung der Sezession stellte somit ein Identitätsangebot dar, 
das durch das Kreieren von Emblemen, Banknoten und weiteren Accessoi- 
res symbolisch untermauert wurde. 

Nun liegen dem föderalen Vorstoß der Lega Nord keineswegs nur kultu- 


Zu den Ausführungen von Miglio hinsichtlich eines föderalen Italiens siehe die Beilage 
Per un'Italia »federale« in: I! Mondo economico, 1990. Gianfranco Miglio ist emeritierter 
Staatsrechtler an der Universitä Cattolica in Mailand und ist insbesondere wegen der Re- 
zeption der deutschen Staatsrechtslehre der Weimarer Zeit bekanntgeworden. 
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relle Legitimationsmuster zugrunde; vielmehr spielten bei dessen Projek- 
tierung Aspekte der ökonomischen und sozialen Homogenität eine wesent- 
liche Rolle. Es trifft zu, daß die Lega Nord den ökonomischen und sozialen 
Nord-Süd-Gegensatz anthropologisch interpretiert. Aber neben diesem 
Uniformitätskriterium war es vor allem die wirtschaftliche Einheit des 
Nordens, geprägt von der sogenannten »Unternehmenskultur«, auf die die 
Lega Nord nachhaltig aufmerksam machte. Gerade in der Verschmelzung 
von ethnischen und dezidiert ökonomisch-sozialen Inhalten sah die Lega 
Nord die Grundlage ihrer eigenen Existenz und Identität.’ Sie konnte den 
Begriff des Föderalismus für ihre Zwecke instrumentalisieren, da dieser 
sehr unterschiedliche Emotionen und Vorstellungen zu wecken vermag. 
Insofern paßte der Föderalismusbegriff nur allzugut in die politische Stra- 
tegie der Lega Nord. Auf der einen Seite betrachtete sie die Föderalisierung 
des italienischen Zentralstaates als notwendig, um die »parasitäre Bü- 
rokratie« zu überwinden, die auf dem Klientelwesen beruhenden Partei- 
strukturen zu zerschlagen und um die Problemlösungs- und Entscheidungs- 
fähigkeit der staatlichen Institutionen wiederherzustellen. Auf der anderen 
Seite sah sie darin aber auch ein wesentliches Moment der politischen 
Opportunität. Indem den Makroregionen die alleinige Zuständigkeit auf 
den Gebieten der Wirtschaft und der Fiskalgesetzgebung zukäme, bestünde 
für den Norden die Möglichkeit, seine ökonomische Vormachtstellung zu 
zementieren und noch weiter auszudehnen. 

Die Lega Nord - und vor ihr die Leghe - haben quasi ex post von den Ent- 
wicklungen profitieren können, an deren Zustandekommen sie maßgeblich 
beteiligt waren. Die Lega Nord hat nicht nur früher als andere politische 
Akteure auf die sich abzeichnenden Veränderungen reagiert. Vielmehr ist 
es dem »politischen Unternehmen« unter Führung von Umberto Bossi bes- 
ser als anderen politischen Parteien gelungen, mit einer wirksamen und 
symbolträchtigen Sprache direkt in die politischen und sozialen Gescheh- 
nisse einzugreifen und gezielt Themen neu zu besetzen. Die Lega Nord 
präsentierte sich zu Beginn der 90er Jahre als Unternehmerin der politi- 
schen Krise, aus der sie - wie noch zu zeigen sein wird - als eine Partei der 
politischen Erneuerung und der institutionellen Konsolidierung hervorging. 


Die Konsolidierungsphase (1992-1994) 


Wahlergebnisse gelten für die Parteienforschung gemeinhin als ein zentra- 
ler Indikator, um sowohl die quantitative als auch die territoriale Reich- 
weite von politischen Parteien und Bewegungen zu analysieren. Gleichzei- 


"  Bossi selbst hat erklärt, daß ein ethnischer Föderalismus alleine nicht Bestand haben kön- 


ne, sondern es vielmehr eines ökonomischen Kitts bedürfe. Zitiert in Diamanti (1993: 
90). Ahnliches äußerte auch Gianfranco Miglio (1994: 11). 
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tig verweisen politische Wahlen auf Verschiebungen der Kräfteverhältnisse 
im politischen System. Vor diesem Hintergrund ist die Parlamentswahl 
vom 5. Aprıl 1992 als eine Zäsur zu betrachten. Im Norden Italiens wurde 
die Lega Nord mit über 18% der Wählerstimmen zur zweitstärksten 
politischen Kraft.” Anders verhielt es sich in Mittelitalien und im Süden 
des Landes, wo der Lega Nord lediglich eine marginale politische Rolle 
zufiel. Während in den nördlichen Regionen eine tiefgreifende Wähler- 
fluktuation von der DC aber auch vom PSI hin zur Lega Nord stattfand, 
hielt die »rote« Subkultur dem Andrang der Lega Nord stand. Das Wahl- 
verhalten der Bevölkerung zeigt ein dreigeteiltes Italien mit sehr unter- 
schiedlicher politischer Repräsentation, die das Regieren des Landes immer 
schwieriger macht. 

Die Gründe für den Aufstieg der Lega Nord zur zweitstärksten Partei im 
Norden Italiens sind vielschichtig. Zunächst ist die mit dem Austritt der Li- 
ra aus dem Europäischen Währungssystem einhergehende Instabilität zu 
erwähnen, die sich negativ auf die Wettbewerbsfähigkeit der italienischen 
Wirtschaft auswirkte und in politische Irritationen umschlug. Ebenso von 
Bedeutung waren die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft gegen führende 
Politiker aus den Reihen der Christdemokraten und der Sozialisten, die ein 
ungeahntes Ausmaß an Korruption und illegaler Parteienfinanzierung of- 
fenlegten. Der Lega Nord wuchs dadurch immer mehr die Rolle einer Mo- 
nopolistin auf dem politischen Markt zu. Schließlich hat die Gewaltspirale 
seitens der Mafia mit den Morden an Giovanni Falcone und Paolo Borsel- 
lino das politische Klima weiter angespannt. 

Während das traditionelle Parteiensystem delegitimiert und in völliger 
Auflösung begriffen war, sah sich die Lega Nord ın ihrer politischen Stra- 
tegie bestätigt, wie nıcht zuletzt die Regionalwahlen 1993 in den nördli- 
chen Regionen zeigten. So gelang es ıhr im Juni 1993 mit Mailand die für 
sie so symbolträchtige lombardische Metropole »des arbeitenden Nordens« 
zu gewinnen und erstmals den Bürgermeister zu stellen. Ihre Strategie lief 
darauf hinaus, sich als Partei der institutionellen und ökonomischen Kon- 
solidierung zu präsentieren. Die Lega Nord legte den Protestcharakter und 
ihre systemkritische Haltung ab und versuchte sich als einzige staatstra- 
gende Kraft der Erneuerung darzustellen. Trotz dieses neuen politischen 
Angebots gelang es ihr aber nicht, ihr Wählerpotential auszudehnen. Viel- 
mehr stagnierte sie, wie die Lokalwahlen in Triest, Venedig, Genua, Rom 
und Neapel zeigten. Dafür können unter anderem zwei wesentliche Gründe 
angeführt werden (Diamanti 1994: 671-677). Einerseits gelang es der Lega 
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Die Christdemokraten (DC) erreichten im Norden 24%, die Sozialisten (PSD 11% und 
die neugegründete Nachfolgepartei der Kommunisten PDS 12,2% der Wählerstimmen. 
Dazu näher Visentini (1993: 114-117). 
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Nord nicht, sich von ihrer »nordistischen« Identität zu lösen, andererseits 
stand sie aufgrund der Einführung des Mehrheitswahlrechts vor der 
schwierigen Aufgabe, Allianzen einzugehen. Sie konnte ihre Hegemonie 
im Norden nur durch ein Wahlabkommen mit Forza Italia halten, der Be- 
wegung des Medien-Tycoons Silvio Berlusconi, die mit der Lega Nord um 
das gleiche Wählerpotential konkurtiert. Allein in der Aversion gegen 
Einwanderer und Süditaliener unterscheidet sich die Wählerstruktur der 
Lega von der anderer Parteien. Der Rassismus stellt somit die letzte Res- 
source der Lega Nord dar.” 


4. Welcher Föderalismus für Italien? 


Die Lega Nord hat im Laufe ihrer Entwicklung in einem trial-and-error- 
Verfahren diejenigen Kommunikationsstrategien und die Programmpunkte 
herausgefunden, die am erfolgreichsten waren. Die traditionellen Parteien 
erwiesen sich als unfähig, auf die Veränderungen adäquat zu reagieren. 
Aufgrund von drei zentralen Ressourcen ist es dem politischen Unterneh- 
men Lega Nord gelungen, das entstandene politische Vakuum strategisch 
zu seinen Gunsten zu nutzen. Erstens verfügte die Lega Nord über einen 
Katalog an klaren, aber zugleich fiexiblen Inhalten. Das Thema Föderalis- 
mus ist Teil dieses Katalogs. Eine zweite wichtige Ressource war die diffe- 
renzierte Sprache und der direkte Kommunikationsstil. Drittens schließlich 
liegt der Lega Nord ein hierarchisches Organisationsmodell zugrunde, das 
zugleich »kapillar« und elastisch ist (Diamanti 1993b: 118). 

Die innovativste Ressource war zweifelsohne der Föderalismus. Indem die 
Lega Nord den Föderalismus zu ihren Zwecken instrumentalisierte, ent- 
wertete sie ıhn als ein möglicherweise sinnvolles Organisations- und 
Strukturprinzip. Als Interpretationsmuster diente er der Absicherung der 
ökonomischen Vormachtstellung des Nordens und der Ausgrenzung und 
Abschließung gegenüber dem Süden und den Immigranten. Es stellt sich 
die Frage, was der Föderalismusbegriff für Italien über die Lega hinaus 
bedeuten könnte. Ist die Forderung der nachträglichen Föderalisierung Ita- 
liens ein Anachronismus oder eine mögliche Option für die Zukunft? 

Wie der Fall Italien zeigt, fallen Begriffe wie Föderalismus, Autonomie, 
aber auch Sezessionismus dann auf einen fruchtbaren Boden, wenn eine 
Gesellschaft auf dem Weg zur sozialen und ökonomischen Integration nur 
langsam oder überhaupt nicht vorankommt, weil dieser Prozeß durch eine 
ausgeprägte Spaltung in unterschiedliche Subkulturen behindert wird. Ge- 
fährlich wird der Föderalismus, wenn sich eine rechtspopulistische Bewe- 
gung seiner bemächtigt, um sich von der Nation als sozialer Demokratie zu 
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Einen guten Überblick über den Rassismus bei der Zega Nord bietet Moioli (1991). 
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verabschieden. Eine wesentliche Bedrohung liegt darin, daß sich eine sol- 
che partikuläre Identität wie die norditalienische als Garant einer ethni- 
schen Schliessung entpuppen kann. 

Nun müssen föderalistische Vorstellungen, die im Fall der Lega Nord nur 
allgemein formuliert werden, nicht notwendigerweise auf ethnische Kate- 
gorien rekurrieren, die in ihrer Konsequenz auf die Aufkündigung der für 
Italien dringend erforderlichen Solidaritätsbeziehungen zwischen dem 
Norden und dem Süden hinauslaufen. Der Begriff Föderalismus darf nicht 
einfach als Abgrenzung oder Schaffung von sogenannten unabhängigen 
Makroregionen verstanden werden. Föderalismus kann in funktionaler 
sowie verhandlungsdemokratischer Hinsicht eine Mehrebenenstruktur be- 
zeichnen, in der sich zentrale und dezentrale Entscheidungsebenen in der 
Ressourcenmobilisierung gegenseitig ergänzen (Mayntz 1990: 235). Nicht 
das ım Föderalismus enthaltene Element politischer Dezentralisierung, 
sondern genau diese Gleichzeitigkeit mehrerer Entscheidungsebenen stellt 
in evolutionärer Hinsicht den entscheidenden Vorzug des Föderalismus 
dar." 

Mittlerweile hat der Begriff Föderalismus in Italien eine Renaissance er- 
fahren, obschon er vorwiegend pejorativ besetzt ist. Dazu hat die Zega 
Nord mit ihrer allgemeinen Akzentuierung von Föderalimus nicht unwe- 
sentlich beigetragen. Gleichzeitig ist es aber das Verdienst der Lega Nord, 
die Föderalisierung Italiens als ein Projekt der politisch-institutionellen Er- 
neuerung konkret zu thematisieren.” Für die traditionellen politischen 
Parteien spielten Überlegungen in dieser Hinsicht nur eine sekundäre Rol- 
le. Gleichwohl muß konstatiert werden, daß über Carlo Cattaneo hinaus, 
auf den die Lega rekurriert, demokratische Konzepte des Föderalismus in 
der Vergangenheit entwickelt worden sind, die auch in der gegenwärtigen 
Diskussion berücksichtigt werden müßten. Zu erwähnen sei dabei unter 
anderem das vom späteren EG-Kommissar und Europaabgeordneten Al- 
tiero Spinelli gemeinsam mit Ernesto Rossi in der faschistischen Ver- 
bannung 1941 verfaßte wegweisende »Manifest von Ventotene« (Spinelli 


Die überzeugendste theoretische Begründung, daß mehrstufige Entscheidungsstrukturen 
für komplexe Systeme bei hohem Anpassungsdruck in einer turbulenten Umwelt vorteil- 
haft sind, findet man bei dem amerikanischen Entscheidungs- und Organisationsforscher 
Herbert A. Simon (1967). Simon zeigt, daß die lockere horizontale Koppelung von Ein- 
heiten, die miteinander koordiniert, aber als sonst relativ selbständige Teilsysteme operie- 
ren, einem weitverbreiteten Strukturprinzip entspricht, das sich infolge seiner höheren 
Leistungsfähigkeit im Evolutionsprozeß durchgesetzt hat. 

1992 machte auch die renommierte Agnelli-Stiftung einen entsprechenden Vorstoß und 
präsentierte der Öffentlichkeit einen Föderalismusvorschlag, der eine Reduzierung der 
bislang 20 Regionen auf 12 Großregioen vorsah. Ziel war es, den finanziellen Leistungs- 
ausgleich zwischen den Regionen soweit wie möglich auszutarieren. Vgl. dazu die Be- 
richte in / Sole-24 Ore vom 3. und 4.12.1992. 
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1991). Auf diese demokratische Tradition greifen auch die Sammelbände 
von Nadia Urbinati/Marco Sabella (1994) und Massimo Luciani (1994) 
zurück. 

Ein funktional und demokratisch verstandenes Föderalismuskonzept kann 
für Italien durchaus heilsam wirken, um die notorische Entscheidungsun- 
fähigkeit der italienischen Politik zu überwinden und die vertikale Macht- 
akkumulation zurückzudrängen. Eine nachträgliche Föderalisierung bislang 
relativ einheitlicher Zentralstaaten ist keineswegs politischer Konser- 
vatismus und Romantizismus, sondern eine sinnvolle Reaktion auf die im 
Zuge von Globalisierungstendenzen geschwächte Autonomie des Natio- 
nalstaates. Aber entgegen den Vorstellungen der Zega Nord, und darin liegt 
wohl der entscheidende Unterschied, lebt der Föderalismus in modernen 
Gesellschaften eben nicht aus den traditionellen Kräften des Regiona- 
lismus, und er hängt in seiner Funktionsfähigkeit auch nicht von einer 
emotional verkürzten sozialen oder ethnischen Identifikation ab. 
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Prokla 99, Juni 1995: Verteilungsfragen 


Seit mehr als »10° Jahren “ verschiebt sich. die Einkommensverteilung 
zugunsten. der. Unternehmer- ‚und ‘Vermögenseinkommen. Die Zahl der 
Bezieher von: Sozialhilfe wächst. Zugleich werden die institutionalisierten 
Kompromisse zwischen "Gewerkschaften,  Unternehmerverbänden "und 
Staat, die als tragende Säulen der goldenen Jahre: mit Vollbeschäftigung 
und: hohem Wachstum galten, einer. nach ‘dem: andern: 'aufgekündigt. 
Arbeitslosigkeit gilt auch auf hohem Niveau als normal: und immer: als 
sekundäres Problem gegenüber Inflation. Die Unternehmen werden 
steuerlich entlastet, die Spitzensteuersätze der Einkommenssteuer werden 
weitgehend unterlaufen, die Zinsbesteuerung existiert nur auf dem Papier. 
Das Verfassungsgericht fordert eine fairere Besteuerung der Familien, die 
Gesetzgebung : hinkt. .nach.. .Die öffentlichen «-- Ausgaben, . die die 
Lebenschancen der heränwachsenden Generation verbessern sollen, sinken. 
Zwischen West und Ost bahnt sich ein neues Verteilungsproblem an. Diese 
Entwicklungen sollen diskutiert werden. 


Luciano Violante 


Es ist nicht die Krake 
Die Mafia als Sammelbecken von kriminellen und 
politischen Organisationen‘ 


Die Mafia ist weder eine Krake, noch ein Krebs. Sie ist weder geheimnis- 
voll, noch unbezwingbar. Um die Mafia wirksam bekämpfen zu können, 
bedarf es rationaler Analysen. Sie besteht aus Menschen, Geldanlagen, 
Waffen sowie Beziehungen zur Politik- und Finanzwelt. 

Im wesentlichen konstituiert sich die Mafia aus drei großen kriminellen 
Organisationen, der Cosa Nostra, der 'ndrangheta und der Camorra, sowie 
aus einer kleineren Organisation, der Sacra Corona Unita, die in der Regi- 
on Apulien verwurzelt ist.” Gemeinsam sind diesen Organisationen die 
Kontrolle über ein bestimmtes Territorium, die Verbindung zur Politik und 
die Internationalisierung. Darin liegt der Unterschied der Mafia zu den all- 
gemeineren Formen von organisierter Kriminalität. 

Die Hauptorganisation der Mafia ist die Cosa Nostra. Sie ist zu Beginn des 
19. Jahrhunderts in Sizilien entstanden. Heute ist sie die bedeutendste 
kriminelle Organisation Europas und eine der wichtigsten in der Welt. Die 
Cosa Nostra verfügt über eine hierarchische innere Struktur und präzise 
Verhaltensregeln. Die Führung konstituiert sich aus der sogenannten 
Kommission, die die wichtigsten Köpfe versammelt, und die das Heer der 
rund 5.000 Mitglieder’ der Cosa Nostra leitet. Einige Anführer der 
'ndrangheta und der Camorra sind Mitglieder von Cosa Nostra, was ihre 
Möglichkeiten noch vergrößert. 

Die Cosa Nostra ist in weiten Teilen des Landes sehr stark sozial verwur- 
zelt; sie verfügt über eine paramilitärische Organisation sowie unbegrenzte 
finanzielle Ressourcen. Die Einzugsgebiete, in denen sie operiert, Kontrol- 


I Dieser Aufsatz ist eine Überarbeitung einiger Kapitel aus Luciano Violante, Non & la 


piovra, Einaudi 1994. 

Eine umfassende Bibliographie über die Organisationen der Mafia findet sich in Beotto 
(1994). Vgl. dazu auch die Monatszeitschrift Narcomafie, die aktuell und informativ über 
die neuesten Entwicklungen der Mafia berichtet. 


? Nach Aussagen von Ex-Mitgliedern vor Gericht ist dies die Zahl der aktiven Mitglieder. 
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liert sie minuziös. Ihre Kraft schöpft sie aus der Verbindung zur Politik. 
Das Leitmotiv der Cosa Nostra ist der Utilitarismus und ihre Strategie die 
unbegrenzte Expansion. Die Cosa Nostra ist ein Staat im Staate, die wie 
eine bewaffnete subversive Einheit agiert. 


Mafia, Staat und Freimaurerei 


Die Macht der modernen Mafia ist nicht nur das Resultat ihrer »endoge- 
nen« kriminellen Energie, sie ist auch das Ergebnis wichtiger politischer 
Entscheidungen, insbesondere der staatlicher Programme für den Mezzo- 
giorno. Anstatt die in den süditalienischen Regionen vorhandenen materiel- 
len und humanen Ressourcen intelligent zu nutzen und die regionale 
Autonomie zu fördern, griff die Regierung bei ihrer Unterstützung des 
Mezzogiornos auf Ausgleichszahlungen und öffentliche Sonderzulagen zu- 
rück. Dieser unkontrollierte Finanztransfer führte nicht nur dazu, daß die 
Abhängigkeit des Südens von der römischen Zentralregierung weiter zu- 
nahm. Vor allem bot sie dem Modell der Mafia, das sich auf spezifische 
Formen des Klientelismus stützt und durch einen schwachen Staat begün- 
stigt wird, vielfältige Ansatzpunkte. Es entstanden Räume für ausgedehnte 
Bestechungspraktiken, die die Integration der Mafia in das ökonomische 
und politische System ermöglichten. Dabei stellte sich heraus, daß im Zuge 
der Ausdehnung der Mafia die Korruption wesentlich bedeutsamer war als 
die Anwendung von Gewalt. 

So entwickelte sich die Cosa Nostra aufgrund der starken Urbanisierungs- 
prozesse der 50er und frühen 60er Jahre zu einer modernen politisch-kri- 
minellen Organisation. In ihrem Bericht über die Verbindung. zwischen 
Mafia und Politik wies die Antimafiakommission darauf hin, daß die 
Stadtplanung der 60er Jahre in Palermo eine Wende in den Beziehungen 
zwischen Politik und Organisiertem Verbrechen einleitete. In der Vergan- 
genheit gab es zwar auch solche Beziehungen - sie waren aber niemals 
strategischer Natur gewesen. Doch von hier an erstreckten sich die Bezie- 
hungen zwischen Mafia und Politik auf alle Bereiche der öffentlichen 
Verwaltung, die für die Mafia lukrativ erschienen: auf öffentliche Auf- 
tragsarbeiten, auf Instandhaltungen und auf die Miet- und Pachtverträge für 
öffentliche Einrichtungen, insbesondere für die Schulen. 

Vom »rechten Weg« abgekommene Freimaurerlogen bilden die häufigste 
und sicherste Verbindung zwischen der Mafia und den Institutionen. Ins- 
besondere über diese Logen versucht die Mafia Einfluß auf die Politik zu 
nehmen. Vertreter der Freimaurerlogen haben aber auch ihrerseits bei di- 
versen Gelegenheiten die Beteiligung der Cosa Nostra an kriminellen und 
subversiven Machenschaften gefordert. Das Terrain, auf dem sich Mafia 
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und Logen begegnen, ist durch gemeinsame antidemokratische Interessen 
bestimmt. 

Zu den Mitgliedern der sizilianischen Freimaurerlogen, die der Großen 
Oberloge von Piazza del Gesü unterstehen und deren Mitgliederliste 1986 
von der Oberstaatsanwaltschaft von Palermo beschlagnahmt worden war, 
zählten laut Kenntnissen der Antimafiakommission auch die Mafiabosse 
Salvatore Greco und Giacomo Vitale. Von den rund 2032 in dieser Liste 
namentlich genannten Personen und weiteren 400 Mitgliedern siziliani- 
scher Logen, die von der Untersuchungskommission der Geheimloge P2 
bekanntgegeben wurden, hatte die Antimafiakommission einige statistische 
Analysen erstellt (Antimafiakommission 1994, 115f-167f). Von besonde- 
rem Interesse ist in welchem Zeitraum sich besonders viele neue Mitglieder 
eingeschrieben haben. Ein deutlicher Anstieg an Neuzugängen zeigt sich in 
den fünf Jahren zwischen 1976 und 1980, wobei in den Jahren 1977, 1978 
und 1979 die Zahl der neuen Mitglieder besonders hoch war. 
Nachforschungen in den Archiven der Polizei haben ergeben, daß viele 
dieser Logenmitglieder wegen Mafiavergehen vorbestraft waren. 

Es bestätigt sich also das, was Mitarbeiter der Justiz anläßlich des Eintritts 
vieler Mafiosi in die Freimaurerei jener Jahre erklärt hatten. So hatte bei- 
spielsweise Antonio Calderone vor der Antimafikommission ausgesagt, 
daß ım Jahre 1977 eine geheime Freimaurerloge an die Führung der Cosa 
Nostra herangetreten war, um die Aufnahme zweier »Ehrenmänner« für 
jede Provinz zu beantragen. Dieser Vorschlag ist dann auch mit den Eintrit- 
ten von Michele Greco und Stefano Bontate in die geheime Freimaurerloge 
für die Provinz Palermo und Giuseppe Calderone, dem Bruder von Antonio 
Calderone, und einem anderen Ehrenmann für die Provinz Catania 
akzeptiert und umgesetzt worden. Beide gehörten in der damaligen Epoche 
zu den Führern der Cosa Nostra. 


Mafia und Politik aus historischer Perspektive 


Endgültige Ergebnisse im Kampf gegen die Mafıa können nur dann erzielt 
werden, wenn die Repression des organisierten Verbrechens mit sozialpo- 
litischen Interventionen einhergehen, mit denen die Grundrechte der Bür- 
ger erst wirklich gesichert werden können. Bisher ähnelte der Kampf gegen 
die Mafia der Bewegung eines Pendels, eben weil die Unterdrückung 
seitens der Polizei nicht durch soziale Maßnahmen flankiert wurde. Die 
Ergebnisse im Kampf gegen die organisierte Kriminalität können dann als 
unumkehrbar betrachten werden, wenn das Bündnis zwischen Mafia und 
Politik zerschlagen und die nötigen Sozialreformen verwirklicht worden 
sind. An der Seite der »Antimafia der Straftaten« muß sich die »Antimafia 
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der Rechte« behaupten, die auf der Herstellung verbesserter ökonomischer 
und sozialer Bedingungen für alle Menschen beruht. 

Wäre die Mafia lediglich eine Anomalie eines im Grunde gesunden Sy- 
stems, dann würde eine Säuberungsaktion ausreichen, um sie auszurotten. 
Aber dem ist nicht so. Die Mafia ist nicht einfach eine Plage des Mezzo- 
giornos, sondern sie ist eine strukturelle Komponente des alltäglichen Le- 
bens in weiten Teilen der Regionen Süditaliens. Und ihr kam in der wech- 
selvollen neueren Geschichte Italiens eine entscheidende Rolle zu. 
Betrachtet man die Dynamik des Zusammenstoßes zwischen der Mafia und 
dem Staat, so treten die Grenzen von Aktionen, die lediglich auf die poli- 
zeiliche Repression der Mafia ausgerichtet sind, deutlich in Erscheinung. 
Traditionell hatte der Kampf gegen die Mafia den Verlauf eines hin- und 
herschwingenden Körpers. Phasen des großen Aufschwungs wurden durch 
Phasen des Abschwungs abgelöst. Trotz unverkennbarer Erfolge des 
Staates, ist es der Mafia immer von neuem gelungen, verloren geglaubtes 
Terrain zurückzugewinnen. Die bisherige Entwicklung kann man in acht 
Phasen unterteilen. 


a) Die Jahre von 1943 bis 1950: Dies ist die Phase der Legitimation der 
Cosa Nostra als gewerkschaftsfeindliche, antibürgerliche und antikommu- 
nistische Organisation, die - entsprechend den politischen Umständen jener 
Zeit - nützlich war, um die regierungsnahen Reihen zu stärken.’ Dies sind 
Jahre der Konfusion, ın denen sich Mafia, Kriminalität und Banditentum 
vermengen. Aktionen gegen das organisierte Verbrechen alterierten mit 
Übergriffen der Mafia auf Ordnungskräfte‘, Gewerkschafter, militante 
Linke und Bürger, vor allem bei Auseinandersetzungen um die Aneignung 
von unbebautem Boden.‘ Aber die Intensität der Bekämpfung der Mafia 
nahm in dem Maße ab, wie die Legitimation der Cosa Nostra zunahm. Die 
politischen Anführer der Mafia und des Banditentums gewannen dank der 
Fragmentierung der einheitlichen Ermittlungen de facto Straffreiheit für ih- 
re Vergehen. Von den zuständigen Gerichten wurde jeder Tatbestand iso- 


Antimafiakommission (1993, 43ff). In diesem Bericht wurde zum ersten Mal das 
Problem der Legitimation der Cosa Nostra aufgeworfen. 

Eine der blutigsten Aktionen ereignete sich am 10. Januar 1946, als im Lehensgut Nobile 
in der Provinz Caltanisetta acht Polizisten aus dem Hinterhalt erschossen wurden (Di 
Lello 1994, 45f). 

Die Statistik für den Zeitraum von 1946-48 ist bestürzend. Am 16. Mai wurde Gaetano 
Guarino, sozialistischer Bürgermeister von Favara erschossen; am 28. Juni Pino Camil- 
leri, sozialistischer Bürgermeisier von Naso; am 22. September wurden Alia Giovanni 
Castiglione und Girolamo Scaccia, beide Gewerkschafter und Bauernvertreter, umge- 
bracht; am 23. November ist Andrea Raia, kommunistischer Gewerkschafter von Calstei- 
daccia hingerichtet worden; am 21. November trifft es Nicolö Azoti, Chef der Bauernliga 
von Baucina. Diese Kette läßt sich beliebig fortführen (Di Lello, 53ff). 
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liert geprüft, so daß die globale Bedeutung der von der Cosa Nostra durch- 
geführten Operationen verloren ging. 


b) Die Jahre von 1950 bis 1963: In dieser Phase fand die erste Modernisie- 
rung der Cosa Nostra statt, die zwischen Ende der 50er und Anfang der 
60er Jahre ihren Höhepunkt erreichte. Während dieser Zeitspanne verlegten 
die Mafiaclans den Schwerpunkt ihrer Aktivitäten vom Umland in die 
Stadt Palermo. Bürgermeister von Palermo war von 1959 bis 1964 Salvo 
Lima, der der Mafia von Palermo um Bontate nahestand, während Vito 
Ciancimino, der den Corleonesi angehörte, Stadtrat für öffentliche Arbeiten 
war. Es waren dies die Jahre des sogenannten »sacco urbanistico di 
Palermo«’, die den Beginn eines Paktes zwischen Mafia, öffentlicher 
Verwaltung und Bauunternehmen markierten, der zu einem Modell für die 
Kriminalität in weiten Teilen des Mezzogiornos wurde. Es wurden Seil- 
schaften zwischen Mafiosi, Unternehmern und einzelnen Politikern ge- 
schaffen, die die Funktion der öffentlichen Institutionen pervertierten, den 
Markt zerstörten und die Legalität der Verwaltung ins Lächerliche zogen. 
Damit entstand die Besonderheit von Palermo, die sogenannten »vertikalen 
Allianzen« zwischen Mafiosi, Unternehmern, Bürokraten, Angehörigen 
freier Berufe und Politikern. 


c) Die Jahre von 1963 bis 1968: In dieser Phase kommt es zur ersten Serie 
von Gegenmaßnahmen seitens der Polizei, und zwar nach dem Anschlag 
von Ciaculli, als am 30. Juni 1963 eine für Totö und Michele Greco be- 
stimmte Autobombe fünf Polizisten und zwei Soldaten in die Luft sprengte, 
als diese versuchten, die Bombe zu entschärfen. Zahlreiche Ermittlungen 
wurden eingeleitet und Hunderte von mafiaverdächtigen Personen wurden 
in Gewahrsam genommen. Ein Protagonist jener Jahre sagte aus: 


»Von 1962 bis 1969, den Jahren des Gemetzels in der Latiumallee, herrschte in der Mafia ein 
großes Durcheinander. Aufgrund des Mafiakrieges gab es viele Tote und eine Reihe von Ver- 
haftungen - über hundert an der Zahl. Die wichtigsten Anführer wurden eingekerkert und 
dann gab es den Prozeß von Catanzaro. Der Anschlag auf die Greco in Ciaculli bei Palermo 
im Jahre 1963 verursachte den größten Schaden. Daraufhin setzte die Regierung die 
Antimafiakommission ein, die am 6. April 1963 ihre Arbeit aufnahm. Die Cosa Nostra war im 
Raum Palermo nach 1963 nicht mehr existent. Es war ein k.o. Die Mafia war in Auflösung 
begriffen und ging in Brüche.« (Antimafiakommission, 11. Legislaturperiode, Anhörung von 
Antonio Calderone). 


Gegen Ende der 60er Jahre kam es allerdings zu einigen Freisprüchen und 
Verurteilungen zu kürzeren Haftstrafen, die es der Cosa Nostra erlaubten 
sich wieder zu erholen (Di Lello 1994, 105f; Arlacchi 1992). 


Metaphorisch gesprochen bedeutet der Ausdruck die Plünderung Palermos (nämlich 
durch Boden- und Bauspekulationen). 
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d) Die 70er Jahre: Dies sind die goldenen Jahre der Cosa Nostra. In einer 
zweiten Modernisierungswelle stieg die sizilianische Mafia massiv in den 
Drogenhandel ein. Die Familienclans machten aufgrund interner Kämpfe 
(z. B. das Gemetzel in der Latiumallee in Palermo vom 10. Dezember 
1969) und Anschlägen auf Außenstehende auf sich aufmerksam. Am 16. 
September 1970 hatte man den Journalisten De Mauro verschwinden las- 
sen; am 5. Mai 1971 erschoß Liggio den Oberstaatsanwalt von Palermo, 
Scaglione; und am 25. September 1979 ist Cesare Terranova, Leiter der 
Ermittlungsbehörde von Palermo, zusammen mit seinen Chauffeur Lenin 
Mancuso hingerichtet worden. Die militärische und ökonomische Ausdeh- 
nung der Cosa Nostra konnte das ganze Jahrzehnt über ungehindert statt- 
finden. Eine Episode ist in dieser Hinsicht symptomatisch für das Klima 
jener Jahre. Leonardo Vitale, Ehrenmann der Familie Altarello, stellte sich 
am 30. März 1973 als erster »pentito« (Reuiger) der Cosa Nostra spontan 
der mobilen Einsatztruppe von Palermo und offenbarte die hierarchische 
Struktur von Cosa Nostra, ihren Organisationsaufbau, ihre Projekte und ih- 
re Verantwortlichen. Doch ihm wurde kein Glauben geschenkt; vielmehr 
hielt man ihn für verrückt und sperrte ihn in das Irrenhaus für Kriminelle 
von Barcellona Pozzo zu Gotto ein. Nach 11 Jahren, am 2. Dezember 1984, 
verübte die Cosa Nostra einen Anschlag auf Leonardo Vitale, der fünf 
Tagen danach an den Folgen seiner schweren Verletzungen, die er sich 
beim Anschlag zugezogen hatte, verstarb.“ 

Das goldene Jahrzehnt der Cosa Nostra ging 1979 zu Ende. Die Wende ist 
durch die Aufdeckung der Rolle Palermos als Umschlagplatz für Heroin 
durch Boris Giuliano, den Chef der mobilen Einsatztruppe von Palermo, 
gekennzeichnet. Polizeiagenten der mobilen Einsatztruppe entdeckten im 
Juni 1979 auf dem Flughafen von Palermo zwei Koffer, die 500.000 US- 
Dollar enthielten. Einige Tage später spürten amerikanische Polizeiagenten 
auf dem New Yorker Kennedy-Airport Heroin im Wert von rund zehn 
Milliarden Lire auf, das von Palermo aus in die USA gelangt war. Und 
schließlich beschlagnahmte am 8. Juli eine mobile Polizeitruppe um Boris 
Giuliano in Romagnolo bei Palermo vier Kilogramm reines Heroin, sowie 
Dokumente und Kleidungstücke von Leoluca Bagarella. Kurze Zeit später, 
am 21. Juli wurde Boris Giuliano von einem Killerkommando der Cosa 
Nostra erschossen. Kardinal Pappalardo sprach während der Trauerfeier 
davon, daß es zu viele Auftraggeber, Vollstrecker und Mitläufer gebe, die 
frei sind und sich verächtlich und hochmütig in unseren Straßen herum- 
treiben. Sie zu fassen, so der Kardinal weiter, sei schwierig, weil sie von 
verschiedenen Stellen geschützt werden. 


° Eine Rekonstruktion dieses Ereignisses gibt Lodato (1994, 21f). 
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e) Die Jahre von 1980 bis 1987: Dies war die Phase der zweiten großen 
Repressionsmaßnahmen gegen die Mafia, die diesmal jedoch juristischer 
und nicht polizeilicher Natur waren. Das herausragende Ereignis dieser 
Phase war der Maxiprozeß von Palermo und das Geständnis von Tommaso 
Buscetta, der ım Juli 1984 erstmals das Schweigen brach. 

Am 6. Januar 1980 war der Präsident der Region Sizilien, der Christdemo- 
krat Piersanti Mattarella, erschossen worden. Im Mai 1980 übergab der 
Chef der Ermittlungsbehörde von Palermo, Rocco Chinnici, seit kurzem 
Nachfolger von Cesare Terranova, den Prozeß gegen Spatola in Sachen 
Rauschgifthandel an Giovanni Falcone. Falcone, der bisher die Konkursab- 
teilung der Ermittlungsbehörde in Palermo leitete, arbeitete an der Rekon- 
struktion der Geldflüsse, mit denen das von Sizilien aus in die USA ver- 
schobene Heroin bezahlt wurde. Auf der Grundlage dieser Erfahrungen 
entstand ein Pool von ermittelnden Richtern, der den Maxiprozeß ermög- 
lichte und zu den Geständnissen von Buscetta und anderen sowie zu den 
ersten rechtskräftigen Verurteilungen zu lebenslänglichen Haftstrafen für 
die Anführer der Cosa Nostra führte. Nach der Ermordung von Rocco 
Chinnici am 29. Juli 1983 wurde die Ermittlungsbehörde von Antonio 
Caponetto, einem außergewöhnlichen Richter und Chef einer Gerichtsbe- 
hörde, geleitet, der aber im Herbst 1987 aus dieser Funktion ausschied und 
nach Florenz zurückkehrte. 


f}) Von 1988 bis Sommer 1992: In dieser Phase fand die dritte Modernisie- 
rung der Mafia statt. Sie dringt in die großen internationalen Finanzmärkte 
ein, um das Geld, das sie im Drogenhandel, bei Erpressungen und Waffen- 
geschäften verdient, zu waschen und zu investieren. Am Anfang dieser 
Phase steht die Niederlage von Giovanni Falcone gegen Antonio Meli, dem 
von der Mehrheit des Obersten Richterrates die Leitung der Ermitt- 
lungsbehörde von Palermo anvertraut wurde. Falcone war gezwungen, 
Palermo zu verlassen, er folgte dem Ruf von Justizminister Claudio Mar- 
telli und übernahm das Amt des Generaldirektors für Strafangelegenheiten. 
Das Parlament billigte gegen Ende dieser Periode einige wichtige Gesetze 
ım Kampf gegen die Mafia, die auf Initative der Antimafiakommission un- 
ter dem Vorsitz von Gerardo Chiaramonte sowie der Minister Martelli 
(Justiz) und Scotti (Inneres) zustandekamen. Am Ende dieser Phase steht 
die Ermordung von Falcone und Paolo Borsellino. Erschossen wurden un- 
ter anderem auch die Richter Saetta, Scopelliti und Livatino. Als im August 
1989 eine Fernsehjoumalistin dem damaligen Innenminister Antonio Gava, 
der inzwischen wegen Verbindungen zur Mafia verhaftet worden ist, die 
Frage stellte, ob es denn Verbindungen zwischen der Mafia und der Politik 
gebe, fühlte dieser sich regelrecht provoziert. 
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g) Herbst 1992 bis Frühling 1994: Dies ist die dritte Phase des massiven 
Vorgehens gegen die Mafıa. Dabei war von zentraler Bedeutung, daß ein 
guter Teil der Verquickungen zwischen Mafia und Politik aufgedeckt 
wurde. Die Antimafiakommission verabschiedete einen umfassenden Be- 
richt über die Beziehungen zwischen Mafia und Politik, der erstmalig vom 
Parlament in Auftrag gegeben wurde (Antimafiakommission 1993). Die 
wichtigsten Führungspersonen der Cosa Nostra, der 'ndrangheta und der 
Camorra wurden verhaftet. Vor dem Hintergrund der hochschlagenden 
Emotionen wegen der Ermordung von Falcone und Borsellino, kam es ins- 
besondere in Schulen und Universitäten zu Kundgebungen. Es entstand ei- 
ne nationale Antimafiabewegung, die sich zum Ziel setzte, ein neues Zivil- 
bewußtsein unter der Bevölkerung zu schaffen. Der Oberstaatsanwalt von 
Palermo, Giammanco, den Falcone in einem seiner Tagebücher auf der 
Basis genauer Hinweise ausdrücklich der Tatenlosigkeit beschuldigte, 
verlangte im August 1992 in den Kassationsgerichtshof versetzt zu werden. 
Am 15. Januar 1993 übernahm Gian Carlo Caselli die Geschäfte der 
Oberstaatsanwaltschaft von Palermo, während Agostino Cordova an die 
Oberstaatsanwaltschaft von Neapel abgeordnet wurde. Es wurden Ermitt- 
lungsverfahren über die Beziehungen zwischen Mafia und Freimaurerei 
sowie zwischen Mafia und Politik eröffnet; bekannte Politiker, Justizbe- 
amte und Unternehmer wurden angeklagt. 


h) Die aktuelle Phase: Diese Phase unterscheidet sich von der vorangegan- 
genen, aber es ist noch zu früh, um eine abschließende Bewertung vorzu- 
nehmen. Sie begann mit harten Auseinandersetzungen zwischen den politi- 
schen Gegnern während der heißen Wahlkampfphase im März 1994. Die 
Linke beschuldigte die Rechte der Unterstützung der Mafia, während die 
Rechte ihrerseits der Linken vorhält, Wahlspekulationen zu betreiben. Von 
der parlamentarischen Mehrheit gingen dann nach den Wahlen Vorschläge 
aus, das Gesetz hinsichtlich der »pentiti« aufzuheben oder zumindest 
gründlich zu überarbeiten sowie den Artikel 41° aus der Strafanstaltsord- 
nung zu streichen. Die Regierung erließ ein Dekret, das eine unglaubliche 
Gefälligkeit nicht nur gegenüber den wegen Korruption Angeklagten, son- 
dern auch für die unter Mafiaverdacht stehenden Personen” darstellt. Aber 
aufgrund allgemeiner Entrüstung sah sich die Regierung genötigt, das De- 
kret zurückzunehmen. Später, am 10. Oktober 1994, versprach der Mini- 
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In diesem Artikel wird die Behandlung der wegen Organisierter Kriminalität inhaftierten 
Personen mit dem Ziel geregelt, die Kontakte des Inhaftierten zu seinen Komplizen zu 
unterbinden. 

Es handelte sich darum, daß die der Staatsanwaltschaft zur Verfügung stehende Zeit, um 
Personen, gegen die wegen Mafiaverstrickungen ermittelt wird, zu unterrichten, von zwei 
Jahren auf drei Monate herabgesetzt wurde. 
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sterpräsident vor Journalisten in Palermo, daß weder das Gesetz der 
»pentiti« noch der Artikel 41 angetastet werde. Dennoch konnte nicht 
verhindert werden, daß das Gesetz auf dem Verwaltungsweg ausgehöhlt 
wurde. Es wurden einfach bestimmte Zuständigkeiten verändert. Die Zahl 
der Gefangenen, die sich aufgrund der spezifischen Regelung von Artikel 
41 in Untersuchungshaft befanden, sank von 773 im Mai 1994 auf 445 im 
September desselben Jahres. Auf Anfrage einer seiner Staatsekretäre 
schlug der Innenminister im Oktober 1994 vor, Piero Vigna, Oberstaats- 
anwalt in Florenz, und Pietro Grasso, stellvertretender Oberstaatsanwalt bei 
der DNA (Direzione Nazionale Antimafia), aus der Kommission zum 
Schutze der »pentiti« zurückzuziehen. Dies war umso überraschender, als 
es sich um zwei ausgewiesene und bekannte Justizbeamte handelte, die 
stets ein unbeugsames Verhalten gegen das organisierte Verbrechen an den 
Tag gelegt hatten. Erst als Folge von Protesten wurde die Anordnung 
rückgängig gemacht. Diese Anzeichen waren schon besorgniserregend. 
Aber noch besorgniserregender schienen die Enthüllungen eines Mitarbei- 
ters der Justiz im Jahre 1993 zu sein: Riina hätte Ende 1992 seinen Ver- 
trauensmännern versichert, daß dank der Protektion seitens der Politik, sıch 
für Cosa Nostra Ende 1995 endlich alles zum Positiven wenden würde. 


Das Auf und Ab im Kampf gegen das organisierte Verbrechen wurde nicht 
durch das Verhalten der Mafia, sondern durch das Verhalten der Staatsor- 
gane verursacht. Die Wiederaufnahme des Kampfes gegen die Mafia in den 
70er Jahren wurde durch die Freisprüche der calabresischen Richterschaft 
ausgelöst. Exemplarisch dafür ist die Entscheidung des Obersten 
Richterrates (CSM), Mieli'' mit den Geschäften der Untersuchungsbehörde 
von Palermo zu betrauen. Zu Beginn der aktuellen Phase waren es die 
Versuche einiger Politiker, die gesetzlichen Instrumente im Kampf gegen 
die Mafia zu schwächen. 

Auf der Basis der Phasen der Repression der Mafia lassen sich keine ein- 
schneidenden politischen Zielvorgaben ausmachen. Es herrschte vielmehr 
tiefe Trauer und Bestürzung: zuerst das Blutbad von Ciaculli, dann die 
Morde an Terranova, Costa, Matarella, Chinnici, La Torre und Dalla Chie- 
sa, und schließlich das Gemetzel bei Capaci und in der Mariano D'Amelio 
Straße (die Orte, an denen Falcone und Borsellino ermordert wurden, 
A.d.U.). 


Mieli war der Auffassung, daß die Cosa Nostra keine einheitliche Organisation sei und 
ordnete die Trennung der in Palermo konzentrierten Verfahren sowie die Rückgabe der 
einzelnen Akten an die Gerichte an. Dadurch wurde - einmal von den Absichten abgese- 
hen - die Führungsstruktur der Cosa Nostra geschützt, und man sah sich in eine Situation 
zurückversetzt, die mit der während der 80er Jahre vergleichbar war. 
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Die angeführte Reihe von Gewalttaten zeigt, daß die Mafia hinsichtlich der 
Durchführung ihrer expansiven Strategie zielstrebig vorging, während 
Politik und Staat bisher ohne autonomes Konzept agierten. Aus geschicht- 
licher Perspektive lassen sich hinsichtlich der Verbindungen von Mafia und 
Politik einige Brüche feststellen, die jedoch nicht durch Beschlüsse der 
politischen Mehrheit, sondern durch die von der Mafia begangenen Morde 
bedingt waren. Denn es ist paradoxerweise die Mafia gewesen, die durch 
ihre politischen Morde das Arrangement mit dem Staat aufkündigt hatte. 
Diese Feststellung belegt, daß der Schlüssel im Kampf gegen die Mafia bei 
uns selbst liegt, und daß es eines ständigen politischen und institutionellen 
Ringens bedarf, um die Mafia auszuschalten. 

Die Repression der Mafia ist zwar notwendig, da es sich um eine eigen- 
ständige kriminelle Organisation handelt. Aber aufgrund ihrer breiten poli- 
tischen und gesellschaftlichen Verwurzelung ist die Repression kein All- 
heilmittel. Dort, wo die Mafia in Teilen der Bevölkerung eine positive Re- 
sonanz findet, weil die Strukturen der Staatsgewalt schwach und die Lei- 
stungen für die Bürgerinnen und Bürger ineffizient sind, bleiben die Men- 
schen sich selbst überlassen. Dies ist kein Zufall. In der Tat versucht die 
Mafia den Handlungsspielraum der legitimierten öffentlichen Gewalt ein- 
zuschränken und sie zu diskreditieren, um sich dann als einzige »Regie- 
rungsautorität« darstellen zu können. In den Gebieten, in denen die Mafıa 
starken Einfluß ausübt, stoßen die Menschen täglich auf ineffiziente staat- 
liche Strukturen, während die Machtstrukturen der Mafia außerordentlich 
effizient sind. 

Die Mafia fürchtet die Auseinandersetzungen auf sozialem Gebiet ebenso 
wie die gegen sie gerichteten Repressionsmaßnahmen. So wurden zum 
Beispiel zwei Priester ermordet, Pater Puglisi von Palermo und Pater Diana 
von Casal di Principi, die der organisierten Kriminalität ihre Vormachtstel- 
lung im Bereich der Gesellschaft streitig machten. Es reicht eben nicht aus, 
die Mafia polizeilich oder juristisch niederzuringen. Vielmehr muß im 
Mezzogiorno die Demokratie wieder eingeführt und im restlichen Land 
stabilisiert werden. Die Demokratie entsteht aber nicht von selbst, sondern 
kann nur das Ergebnis der Einsatzbereitschaft der Menschen sein. 

Die Bekämpfung und Unterdrückung der Mafia muß auch die Herstellung 
einer effizienten öffentlichen Verwaltung, funktionierender Schulen und 
die Beachtung der Regeln des Marktes und der Politik einschließen. Die 
»Antimafia der Straftaten« muß mit einer »Antimafia der Rechte« einher- 
gehen. Ein Staat und eine Regierung, die in diese Richtung vorgehen, wür- 
den das Vertrauen ihrer Bürger verdienen. Denn dies stellt eine unabding- 
bare Voraussetzung dafür dar, daß der Kampf gegen das organisierte Ver- 
brechen nicht zu einem Krieg zwischen Wächtern und Straftätern ausartet. 
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Bisher haben für Millionen von Mädchen und Jungen aus dem Mezzo- 
giorno Politik, Staat und Legalität weder Würde noch Zukunft repräsen- 
tiert. Allzusehr war Politik gewalttätig und hat nur dem eigenen Klientel 
gedient. In der Sphäre der Legalıtät vermochten sie nie eine mögliche 
Identität zu erblicken. Ihre Zukunft haben sie vor dem Hintergrund von 
Gewalt und Arbeitslosigkeit stets als Hypothek betrachtet; und die politisch 
Verantwortlichen, die eigentlich ihre Interessen hätten vertreten sollen, sa- 
hen sie in dunkle Geschäfte und in zwielichtige Freundschaften mit den 
Bossen der Vorstädte verwickelt. 

Zu diesen Generationen muß der Staat eine neue Vertrauensbeziehung her- 
stellen. Bisher hat es an einer Regelung der Arbeit, der Rechte und der 
Unternehmen gefehlt. Die korrupten Beziehungen zwischen Politik und 
organisiertem Verbrechen haben im Süden des Landes die wesentlichen 
Funktionen von Staat und Markt außer Kraft gesetzt. Die auf Eigennutz 
basierende Volkswirtschaft und die ineffiziente öffentliche Hand haben die 
Zivilgesellschaft zerstört und die Tendenzen zu Gefälligkeiten, zur Vet- 
ternwirtschaft und zur Verantwortungslosigkeit begünstigt. 

Jeder zivile Neubeginn muß sich aus diesem Sumpf befreien und mit den 
»Ausnahmen« und dem »Außergewöhnlichen« als Lebensmaximen der 
suditalienischen Gesellschaft brechen. Notwendig ist eine neue »Norma- 
lität«, die Erziehung hin zur Legalität, um den Primat der Regel wieder 
herzustellen und die soziale Zerrüttung zu überwinden. 

Die Zentralregierung in Rom hat sich gegenüber dem Mezzogiorno vieles 
zu Schulden kommen lassen; je nach Betrachtungsweise wurde der Süden 
als ein Auffangbecken von Arbeitskräften für die großen Industrien im 
Norden, als ein Reservoir von Wählerstimmmen und als ein Raum, um den 
Konsumüberschuß des Landes abzusetzen, aufgefaßt. Viele Teile Mittel- 
und Süditaliens trugen wegen der Ausbreitung der Mafiaorganisationen, 
die aufgrund der politisch verursachten Defizite erheblich erleichtert 
wurde, schwere Schäden davon. Die Begleichung dieser Schuld sowie die 
Integration sozialpolitischer Programme in die Repressionsstrategie gegen- 
über der Mafia sind nicht nur eine Pflicht, die wir gegenüber dem Süden 
haben; es ist auch ein Vorteil für das ganze Land, da die Mafia der Haupt- 
faktor unserer Rückständigkeit ist. 


Aus dem Italienischen übersetzt von Siegfried Schieder und Marco Piantini 
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Von der ersten zur zweiten Republik: 
Italien zwischen Kontinuität und Veränderung 


Eine Vielzahl von Krisen - Krisen der Legitimität, der Rationalität, der 
Legalität und des Konsenses - die sich alle nicht zufällig auf ihrem Höhe- 
punkt befinden, lassen ein System zusammenbrechen. Eine politische Re- 
gulationsweise, durch die Italien ein reiches, beinahe demokratisches und 
ziviles Land geworden war, war immer mehr »korrumpiert«. Vollständig 
zivil, gerecht und »europäisch« war Italien nie gewesen; systematisch wur- 
den alle Gelegenheiten dazu verpaßt: so der Aufbau einer öffentlichen 
Verwaltung, die diesen Namen auch verdient hätte, oder die Schaffung ei- 
ner Ökonomie und einer zivilen Gesellschaft im Mezzogiorno, die gleich- 
zeitig dynamisch ist und das Gesetz respektiert. 

Als Ergebnis dieser Entwicklung sind wir heute ohne Staat; mit einer zivi- 
len Gesellschaft, die nıcht so recht versteht, warum und wie sie als Ganzes 
bestehen muß, die keine oder nur geringe politische Autonomie besitzt und 
lediglich als Faktor der Verteilung und Verwaltung des Existierenden ver- 
standen wird; und mit einem Parteiensystem, das von verschiedenen Krisen 
betroffen ist. Eine Agonie, die jedoch noch einen anderen Verlust anzeigt: 
Michele Ciliberto hat ihn, mit der Terminologie Machiavellis, als den 
Verlust der religio definiert: 


»Italien durchlebt in diesen Jahren eine ethisch-politische Krise, die enorme Dimensionen 
aufweist und die das Fundament unseres zivilen Lebens angreift und zerstört. Die Ereignisse, 
die sich in diesen Monaten und Tagen regelrecht überstürzen, die Aktionen und Reaktionen, 
die vor unseren Augen ablaufen, bestätigen auf außergewöhnliche Weise eine Tatsache, die 
man niemals aus dem Blick verlieren darf: das, was vor uns steht ist, um an Machiavelli zu 
denken, eine religiöse Krise, in dem Sinne, daß sie die religio betrifft, d. h. die ursprüngliche 
Verbundenheit, den konstituierenden Akt unseres republikanischen Lebens. In anderen Wor- 
ten, die Krise betrifft die Modalität des Netzes zwischen Politik und Leben. Es ist dieses Netz, 
das auf traumatische Weise und auf alien Ebenen Risse bekommen hat. Wir müssen diese 
Tatsache jetzt unbedingt berücksichtigen, um auf den Zersetzungsprozeß reagieren zu können 
(...). Auf der Tagesordnung steht damit die Wiederherstellung der originalen Bindung, der re- 
ligio. Es ist gerade dieser Zusammenhang, in dem die ethischen und politischen Probleme ge- 
sehen werden müssen. Wir sind aufgefordert, uns mit den Modalitäten der Beziehung zwi- 
schen Politik und Leben auseinanderzusetzen. Ein Problem, das zugleich politisch (die For- 
men und Akteure der Macht betreffend) und ethisch-politisch (die konstituierenden Merkmale 
des zivilen Lebens, d.h. die Form des Staates betreffend) ist« (Ciliberto, L’Unitä, 9.12.1994, 
s2). 


Es ist an dieser Stelle nicht möglich, allen Etappen dieses Transformati- 
onsprozesses erschöpfend nachzugehen. Ich werde mich daher bei der Er- 
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örterung dieses Prozesses nur auf die letzten Jahre und auf zwei Aspekte 
konzentrieren, denen für jede zivile Gemeinschaft eine grundsätzliche Be- 
deutung zukommt: Legalität und Konsens. 


1. Das Verhältnis von Legalität und Konsens 
als Ursache von »Tangentopoli« 


Schon seit geraumer Zeit wird gesagt, daß das »italienische System« nicht 
mehr in Frage gestellt sei: seine Gegner (innere wie äußere) würden nicht 
mehr existieren, es herrsche eine friedliche Akzeptanz. Genau dies kann 
aber den Verlust des Konsenses für dieses System mit sich bringen: denn 
das Fehlen alternativer Modelle führt nicht zu einem Zuwachs von Kon- 
sens für das einzig existierende Modell, sondern im Gegenteil zum Verlust 
dieses Konsenses. Konsens bedeutet aktiv für etwas einzutreten, wenn die- 
ses Etwas aber nicht in Gefahr ist, dann ist auch seine Verteidigung nicht 
mehr nötig. Und mir scheint, das ist gerade in Italien der Fall: es wurde 
vermutet (und positiv bewertet), daß es Ideologien, die eine andere Zukunft 
als die Gegenwart vorzeichnen, nicht mehr geben würde; die Konsequenz 
davon ist aber, daß jegliche Konsensäußerung für das triumphierende 
Heute sinnlos wird. Frei von künftigen Gefahren, erleben wir jedoch 
täglich kritische Bekundungen über die Gegenwart: die Unternehmer ent- 
decken - in einer triumphalen Phase des »reinen Marktes« - , daß die Rolle 
der Ethik mit dem Wesen des Kapitalismus selbst schwer vereinbar ist; das 
Fehlen von Ideologien führt zum Wiederaufleben tausendjähriger Versu- 
chungen - Glaubensformen und Religionen - die jedoch in den heutigen 
Verhältnissen fest verankert sind, oder aber alter Interessen und »Kulturen« 
auf ethnischer Basis. Der diffuse Konsens der Gemeinschaft gegenüber 
nimmt nicht nur entscheidend ab, es wächst ihr gegenüber auch der 
Dissens. 

Neben dem Rückgang des allgemeinen Konsenses über das politische Sy- 
stem Italiens ist jedoch auch die Abnahme weiterer Formen von Konsens 
zu konstatieren: So zweitens, die Abnahme eines Konsens über die Regeln: 
es ist heute schwierig irgend jemand zu finden, der nicht den berühmten 
Satz bejaht »e futto da rifare« (alles muß neu gemacht werden). Es blieb in 
fast 50 Jahren demokratischen Lebens nicht eine der grundsätzlichen 
Regeln des politischen Systems Italiens unversehrt: weder die Regeln, die 
die Beziehungen zwischen den klassischen Gewalten definieren, noch sol- 
che, die die Gültigkeit des geschriebenen Rechts ausdrücken, noch so 


Vgl. dazu auch Cazzola (1992, 3ff), wo die Begriffe Autorität, Macht, Legalität und Res- 
sourcenaustausch insbesondere auf ihre Beziehung zu marktförmigen und staatlichen Re- 
gulierungsinstanzen hin analysiert werden. Siehe auch Bobbio (1976, 519f) und Rossetti 
(1992). 
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spezifische Regeln wie die, die Aktionssphären der einzelnen Autoritäten 
bestimmen. Dies beweisen nicht nur die Erfolge derjenigen politischen 
Formationen, die eine fundamentale Kritik an der Gesamtheit dieser für das 
politische System Italiens grundlegenden Regeln formulieren, sondern 
auch die Ergebnisse vieler Volksabstimmungen und noch zuvor, die 
Mobilisierung für diese Volksabstimmungen . 

Drittens, der Konsens über die einzelnen Autoritäten: Der diffuse Konsens 
über diejenigen »Autoritäten«, die wir »Partei« nennen (ein Wort, das bei- 
nahe aus dem politischen Wortschatz Italiens verschwunden ist) ist sicher- 
lich stark zurückgegangen, aber es verändern sich auch die »Quantitäten« 
des Konsenses über die verschiedenen Autoritäten. So z. B. die Aufwer- 
tung des Amtes des »Präsidenten der Republik«, die schließlich zu einem 
Zuwachs an Konsens über diese Autorität selbst führte (vor mehr als zwölf 
Jahren hatte Sandro Pertini diesem Amt erstmals zu hohem Ansehen ver- 
helfen können). 

Schließlich der Konsens über die einzelnen öffentlichen Politikfelder als 
vierter Typ (vgl. Hine, 1993): Diese Form des Konsenses scheint offen- 
sichtlich verschwunden zu sein. So erklärt sich niemand mehr mit der 
Interventionspolitik im Mezzogiorno einverstanden (nicht mal mehr die- 
jenigen, die diese Politik ersonnen haben), es scheint auch niemand mehr 
bereit zu sein, für die Gesundheitspolitik eine einzige Lira auszugeben (so 
daß es der Gesundheitsminister selbst ist, der eine Art »Selbstopposition« 
zur Funktions- und Organisationsweise des Gesundheitswesens in Italien 
veranstaltet). Alle (inbegriffen die bis gestern zuständigen Minister) be- 
haupten, daß eine neue und völlig andere Politik im Bereich der öffentli- 
chen Sicherheit notwendig sei und vom Konsens über die Steuerpolitik 
braucht man erst gar nicht zu sprechen. Vielleicht kann man noch einen 
spürbaren Konsens über die Vergabe Öffentlicher Aufträge und über 
Steuererlässe erreichen. Es ist jedoch kaum anzunehmen, daß sich ein 
System allein auf diesen Konsens stützen kann. 

Italien scheint mir ein Land zu sein, in dem ein Mangel an stabilem und 
organisiertem Dissens herrscht, gleichzeitig ist aber auch der Konsens zu 
gering, der dem gemeinschaftlichen Leben einen wirklichen Sinn geben 
könnte. Der Verlust an Prestige und gesellschaftlichem Gewicht der Partei- 
en sowie der Zuwachs an Clans, Fraktionen, Gruppierungen und pseudo- 
politischen Familien sind sowohl Wirkung als auch Ursache dieser Ent- 
wicklung. Neben den »alten« (am Ende des vorigen Jahrhunderts entstan- 
denen) kollektiven Akteuren, denen traditionell die Funktion zukam, den 
Konsens der Massen herzustellen, haben sich »neue« Akteure herausge- 
bildet, die weniger auf die Gesamtheit, sondern stärker sektoral orientiert 
sind (so entstehen z. B. überall im Land unterschiedliche Bündnisformen). 


84 Franco Cazzola 


Diese neuen Akteure tragen aber nicht zur Bildung eines neuen Konsenses 
über das »Warum« und über das »Wie« der Herstellung eines neuen sozia- 
len und politischen Systems bei. 


2. Die Veränderungen des italienischen Kapitalismus 
als Hintergrund der Krise 


Die angesprochenen Phänomene haben weitreichende Wurzeln. In den 
achtziger Jahren fand jedoch ein wirklicher Qualitätssprung statt. In der 
»Leere der achtziger Jahre« fanden die Krisen ein neues und fruchtbareres 
Feld. In einer Situation des Mangels an ernsthaften politischen Perspekti- 
ven und an glaubwürdigen politischen Strategien, »denkt man häufiger und 
heftiger an das tägliche Überleben« und schließlich wird die Entstehung 
der Illegalität und das Hervorquellen oder Ausbrechen einer wirklichen 
»moralischen Frage als soziale Frage« befördert (Asor Rosa, L’Unita, 
7.11.1994). 

Es sollen nun in aller Kürze diejenigen Punkte hervorgehoben werden, die 
meiner Meinung nach konstituierend für diese Situation sind. Es ist hinrei- 
chend bekannt, daß sich im Laufe der achtziger Jahre eine Kultur des »fai 
da te per te« (Tu es selbst, für dich selbst) entwickelt hat, einer Kultur des 
individuellen Karrieristentums oder einer individualistischen Modermnisie- 
rung, deren einziger Wert im eigenen Aufstieg, im Erfolg innerhalb des 
Marktes besteht. Diese Kultur zeigt sich sehr deutlich, sie ist ein Massen- 
phänomen: als Beispiel möge die bekannte morgendliche Lektüre der Bör- 
senkurse in irgendeinem Büro, in irgendeiner Organisation (auch der Lin- 
ken) dienen; es ist die Kultur des »spielen wir alle Finanzmanager, so wer- 
den wir uns bereichern«. Dieser Kultur der individualistischen Modernisie- 
rung steht eine Leere der Kultur der Linken gegenüber: die Linke schaffte 
es nicht, dem etwas entgegenzusetzen, das wieder oder erneut Attraktivität 
besessen hätte. 

Gleichzeitig fand eine Transformation der Ökonomie statt, auch und be- 
sonders der italienischen (vgl. Baldassari 1994): das, was die Experten den 
Bedeutungszuwachs des Finanzsektors in der Ökonomie genannt haben, 
bedeutet einen quantitativen und qualitativen Gewichtsverlust der traditio- 
nell von linken Kräften vertretenen Akteure: wir sind Zeuge des Nieder- 
gangs der Arbeiterbewegung geworden. 

Auf der Seite des politisch-administrativen Systems setzten sich Operatio- 
nen durch, die nur auf den ersten Blick nicht direkt mit den von mir be- 
schriebenen strukturellen ökonomischen Transformationen in Verbindung 
zu bringen sind. Wir haben die Jahre des Abbaus von Regeln und Institu- 
tionen erlebt, oder besser, der Einführung neuer Institutionen und Regeln, 
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die in offenem Widerspruch zu den bereits existierenden stehen. An dieser 
Stelle möchte ich nur zwei Beispiele nennen: 1. Der Abbau der staatlichen 
Kontrolle bei der Vergabe öffentlicher Aufträge sowie einer bereits gerin- 
gen Kontrolle der Flächennutzung zugunsten einer direkten Intervention 
von seiten der Regierung oder anderer exekutive Instanzen. Diese Instan- 
zen, denen Verwaltungsaufgaben und die Kontrolle öffentlicher Belange 
obliegen, nahmen aber immer stärker das Aussehen typisch privatwirt- 
schaftlicher Einrichtungen an (man vergleiche z.B. den Fall einer »privaten 
Regierung« des Präsidenten der Region Sizilien oder die unterschiedlichen 
neuen Institute wie etwa Italispaca für die Vergabe von öffentlichen 
Aufträge; vgl. Salzano/Della Seta 1992). 2. Es wurden »Ausnahmege- 
setzgebung« oder »Notstandsverordnungen« im Bereich der öffentlichen 
Ausgaben eingeführt, u. a. für den Wiederaufbau nach dem Erdbeben in 
Irpinia, für die Fußballweltmeisterschaften 1990 und für die Feierlichkeiten 
zum 500. Jahrestag der »Reise« von Kolumbus nach Amerika. Die alten 
Gesetze blieben zwar gültig, doch im Namen des Notstandes wurden neue 
Gesetze verabschiedet. Diese sollen die Vorgänge beschleunigen, indem 
Kontrollen sowie an Transparenz orientierte Verwaltungsschritte 
aufgehoben werden. Im Namen einer falschen Effizienz, deren Ergebnisse 
wir heute deutlich zu spüren bekommen, werden die bislang existierenden 
Normen abgeschafft oder zumindest neutralisiert (Cazzola/Morisi 1981). 
Denn, wie man sich gut vorstellen kann, ist der »Notstand« ein äußerst 
dehnbares Kriterium: zum »Notstand« kann auch eine bereits seit 500 
Jahren voraussehbare Veranstaltung zu Ehren von Kolumbus erklärt wer- 
den. Und mit der Kultur eines immerwährenden Notstandes (einer 
Dauerkrise) setzt sich die Praxis einer dauernden passiven Einbindung der 
Opposition in die Regierungspolitik durch, gemäß der Auffassung: es ist 
jetzt nicht die Zeit für Kritik oder die Austragung von Konflikten, das 
Schiff droht auf Grund zu laufen (es gibt einen Notstand), und alle müssen 
an die Ruder (und jemand muß an Deck, um den Rhythmus der Ruder zu be- 
stimmen, wie es in einem alten Lied von Dario Fo heißt). 

Auch das Problem der Korruption ist in diesem Zusammenhang zu sehen. 
Zur Verdeutlichung der Dimensionen, die sie in Italien angenommen hat, 
einige Zahlen. In einer von mir vorgenommenen Analyse der Pressebe- 
richterstattung von Januar 1976 bis Dezember 1991 konnten 1068 Fälle il- 
legaler »Dienstleistungen« verschiedenster Art, die unter die allgemeine 
Kategorie der Korruption fallen, nachgewiesen werden. Dabei zeigte sich 
einerseits eine deutliche Zunahme von Korruptionsfällen. Zwischen 1976- 
86 wurde durchschnittlich über 54, zwischen 1987-91 über 84 Korrupti- 
onsfälle pro Jahr berichtet. Andererseits läßt sich eine qualitative Verände- 
rung der Korruptionsfälle feststellen; sie verschoben sich von den »tradi- 
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tionellen Sektoren« wie z. B. der Baubranche (Kauf von Baugenehmigun- 
gen oder Bauvorschriften) immer mehr zum Alltag der Bürger und in die 
unterschiedlichsten Sphären ihrer Rechte. So wurden immer häufiger 
Schmiergelder z. B. für die Bewilligung von Renten, für eine angemessene 
Gesundheitspflege, zur Umgehung des Militärdienstes oder auch zum Kauf 
von lokalem und nationalem politischen Konsens in Form von Wähler- 
stimmen gezahlt (vgl. dazu Censis 1992). 

Auf hoher politischer Ebene verbreitet sich die Ideologie der »Regierbar- 
keit«: d. h. es muß um jeden Preis regiert werden, ohne daß aber über das 
»wie«, oder darüber »wer« regieren soll, diskutiert wird. Es geht nur um 
den Fakt des Regierens an sich. Das politische System nimmt tendenziell 
autoritärere oder populistischere Züge an, und die Idee, daß Individuen und 
nicht Kollektive zum Regieren nötig sind, gewinnt an Raum. Jeder ist 
aufgefordert, einer Art »Verantwortungsethik« (innerhalb eines politischen 
Systems voller Unverantwortlichkeiten) zu folgen: wenn die Regierbarkeit 
»der« Wert an sich ist, darf ihm kein Hindernis in den Weg gelegt werden. 
Und schließlich muß dann auch die Regierbarkeit auf Kosten eines Legali- 
tätsbruches verteidigt werden. War dies nicht gerade eines der grundsätzli- 
chen Probleme, das die linken Regierungen in den 80er Jahren gequält hat? 
Wurden nicht auch in diesen Jahren schlechte Stadtregierungen von seiten 
der oppositionellen Linken unter dem Vorwand akzeptiert, es müßten 
komplexe Probleme bewältigt werden? Hat man etwa nicht die Logik einer 
»urbanistica confratta«, einer Art von Urbanistik, die zwischen starken 
Macht- und Interessengruppierungen ausgehandelt wurde, anerkannt? In 
den politischen Parteien wurden die Funktionäre durch »politici di affari«, 
Politikunternehmer, ersetzt, die als eine Art von Vermittler agierten, die auf 
die Transformation von Geld in Macht und umgekehrt spezialisiert waren 
und die sich darauf konzentrierten, sich eine persönliche Karriere zu 
schaffen, wobei die Parteibindung eher auf Nützlichkeitserwägungen als 
auf Loyalität basierte (vgl. Della Porta, 1993). 

Hintergrund dieser Entwicklungen sind globale Prozesse, die eine »neue 
Produktionsweise« hervorgebracht haben. Diese neue Produktionsweise, ist 
auf der Ebene des sozialen Systems durch die massenhafte Erfahrung 
prekärer Verhältnisse, durch Frustration und durch ein wachsendes Miß- 
trauen gegenüber kollektivem Handeln gekennzeichnet. Auf der Ebene des 
politischen Systems lassen sich die charakteristischen Elemente folgen- 
dermaßen beschreiben: Nach außen wird eine den Parteien gegenüber kriti- 
sche Politikkultur demonstriert, aber praktiziert wird eine parteienfreundli- 
che Politik. Es fehlt an starken und stabilen, in der Gesellschaft verwurzel- 
ten Kräften, die die unterschiedlichen Funktionen der politischen Bildung 
und Sozialisierung übernehmen könnten, die zur Herausbildung eines 
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staatsbürgerlichen Bewußtseins notwendig sind. Es existieren staatliche 
Institutionen, die eher zufällig und als Ausnahme entstanden sind, auf 
Dauer weiter und es gibt eine Menge lokaler Körperschaften und Verwal- 
tungen, die unfähig und instabil sind, und die immer stärker unter den 
Druck der verschiedensten Interessen geraten. 

Allmählich verzichtete man auf jede Idee einer »möglichen Zukunft«, auf 
jede konkrete Utopie. Damit verzichtete man nicht etwa auf eine abstrakte 
und zeitlich unerreichbare Zukunft, sondern auf eine Zukunft, die sich als 
konkrete, mit den Händen greifbare Möglichkeit für das Morgen darstellte. 
Die Zeit hat in der Wahrnehmung an »Dauerhaftigkeit« verloren, so wie 
auch die Gemeinsamkeit der Gesellschaft in viele, voneinander unabhän- 
gige Einheiten zerfallen ist. Von daher erlangt das Alltägliche eine beson- 
dere Rolle, in der die Konkretheit der Mafia, des Systems der Korruption 
oder das »Tu es selbst und für dich selbst« die entsprechenden Antworten 
darstellen. Und es gewinnen Vorstellungen einer unklaren Zukunft an Be- 
deutung, auf die die Kirche und die Religionen antworten. Der Individua- 
lismus und der Alltag können als die Symbole der achtziger Jahre angese- 
hen werden, mit der Konsequenz, daß durch den Verlust anderer Wertka- 
tegorien (wie Solidarität, Gleichheit etc.) selbst die begriffliche Vorstellung 
von Legalität und Gemeinschaftlichkeit beeinträchtigt, und je nach den 
Zeichen des neuen vorherrschenden »Denkens« geformt wurde. 

Es fehlte zwar nicht an Versuchen, auf diese Entwicklung zu reagieren, 
aber sie mißlangen und gerieten schnell in Vergessenheit oder sie stießen 
auf die Unfähigkeit und den Unwillen, ihre Bedeutung zu verstehen. An- 
sätze für eine Lösung der moralischen Frage in der ersten Hälfte der acht- 
ziger Jahre, genauso wie die Versuche zur Erlangung einer »neuen Austeri- 
tät«, erzeugten de facto nicht viel mehr, als daß der Staatsanwaltschaft die 
Rolle des letzten »Gerechten« übertragen wurde. Sie erschien sozusagen 
als ein »laizistischer Erzengel Gabriel«, gleichzeitig apokalyptischer 
Auspeitscher und »Gründer des Neuen«. Eine Instanz, die umringt vom 
generellen Desinteresse allein die Welt oder das System ändern, die mo- 
ralische Frage lösen, dem Land eine religio wiedergeben und den zivilen 
Konsens eines demokratischen Landes wiederherstellen sollte. Heute ist 
allen bewußt, wo der juristische Weg zur Moralisierung des Landes endete: 
daran erinnern uns auch die Staatsanwälte, die bereits ihre Memoiren über 
diese entscheidenden Jahre schreiben. Es ist eine Lektion gewesen, an die 
zu erinnern besonders in diesen Monaten wichtig ist, sowohl, um keine 
neuen Mythen zu erzeugen, als auch, um die verpaßte Chance zur 
Erneuerung tatsächlich zu verstehen und, wenn möglich, eine nächste nicht 
zu verpassen. 
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Es ist dieses Feld, auf dem die neue moralische Frage wächst, auf dem 
»Tangentopoli« explodiert, auf dem man entdeckt, was aus Mailand und 
aus Italien geworden ist und auf dem sich die Aktion »mani pulite« 
(saubere Hände) entwickelt hat. Wofür steht Mailand? Im negativen Sinne 
verkörpert die Stadt den Bruch der Legalität als ein Lebenssystem, 
Wachstum und Industrialisierung auf der Grundlage eines professionell 
entwickelten Schmiergeldsystems. Im positiven Sinne scheint dieses hier 
zu einem Ende gekommen zu sein: zu vielen Akteuren kostete es zu viel 
(da die Schmiergelder nicht mehr auf die Öffentlichen Finanzierungen 
umgelegt werden können, müssen die Unternehmer sie aus der eigenen 
Tasche bezahlen). Mailand zeigt aber auch, wie Luigi Bobbio schreibt, daß 


»die alte Partitokratie, die immer noch als der Feind Nummer eins vorgeführt wird, längst 
schon von einer Anhäufung politischer Geschäftemacher, von deren Seilschaften und 
Netzen... begraben worden ist. Die politischen Geschäftemacher haben sich von den Parteien 
befreit oder diese nach eigenen Vorstellungen verändert. Dabei sägten sie jedoch den Ast ab, 
auf dem sie saßen«. (Bobbio, L'Unita, 8.8.1994, 8) 

Dabei wurde die Typologie der Politiker immer vielfältiger: zum Politiker- 
typ, der der Partei treu ergeben war (und der daher auch möglicherweise 
bereit war, illegale Instrumente für das Wohl der Partei anzuwenden) ge- 
sellte sich der Typ des politischen Geschäftemachers, des Unternehmers in 
der Politik, der aus den verschiedensten illegalen Handlungen Ressourcen 
für die eigene Karriere gewann. Auch ein dritter Typus gewann an Ge- 
wicht, nämlich derjenige Politiker, der die Ressourcen konsumiert, die mit- 
tels der politischen Sphäre mobilisiert werden können. Während der 
»politische Geschäftemacher« investiert, konsumiert der »Ressourcenver- 
braucher« das, was er aus der praktischen Politik schöpfen kann. Die 
Politik stellt ihm Geld für die Hebung seines eigenen Lebensstandards be- 
reit. Während der eine Typ politische Macht durch Geld erlangt, benutzt 
der andere die Macht, um an Geld zu kommen. 

Wenn dies die drei unterschiedlichen Politikertypen sind, über die in den 
Dossiers von Tangentopoli gesprochen wird, ist klar, daß die korrupte 
Verwendung öffentlicher Ressourcen drei unterschiedlichen Zielsetzungen 
dient, und damit drei unterschiedliche Problembereiche erzeugt, die unter- 
schiedliche Lösungen verlangen: dabei geht es um die Auswahl des politi- 
schen Personals, um die Kosten der Politik und schließlich um die allge- 
meinen Regeln der Demokratie. 


3. Das »Neue«, das regiert: Die Regierung Berlusconi im Konflikt 
zwischen öffentlichen und privaten Interessen 


Man könnte argumentieren, daß das, was ich bis jetzt beschrieben habe, die 
Übergangsphase von der ersten zur sogenannten zweiten italienischen Re- 
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publik darstellt. Welches ist aber die Situation des »Systems Italien«, in 
welchem Zustand befinden sich Legalität und Konsens? Anhand einiger 
Beispiele soll nun gezeigt werden, daß genauso wie es eine Kontinuität 
zwischen der ersten und der zweiten Republik gibt auch eine Kontinuität 
der Formen von Legalität und Konsens besteht. 

Das inzwischen berühmt-berüchtigte Dekret »salva potenti« (Rettung der 
Mächtigen) kann helfen, die Natur der Regierung Berlusconi aufzudecken, 
aber auch den Grad der Solidität der Institutionen und der zivilen Gesell- 
schaft zu verdeutlichen. Das, was in Mailand geschah und immer noch ge- 
schieht, ist der einleuchtendste Beweis dafür, daß das Gesetzesdekret durch 
die Regierung Berlusconi erlassen wurde, um die »fior di inquisiti«, d.h. 
die »bedeutendsten«, in Untersuchungshaft genommenen Personen, auf 
freien Fuß zu setzen, und vor allem um zu verhindern, daß noch andere 
Personen dorthin gelangen. Diese Entscheidung war weder zufällig noch 
voreilig getroffen worden. Es war eine gewissermaßen erzwungene Ent- 
scheidung: wenn man die Staatsanwaltschaft und die Sicherheitskräfte 
stoppen wollte, mußte man nicht nur eine einfache Warnung aussprechen, 
sondern ein deutliches und unmittelbares Zeichen setzen, das sie blockierte. 
Die Regierung Berlusconi hat die Kraftprobe mit der Mailänder Staatsan- 
waltschaft zunächst einmal verloren, so daß das Projekt der Erneuerung 
und Wiederbelebung der Legalität fortgesetzt werden konnte, bis es den 
Ministerpräsidenten selbst erreichte - also das eintrat, was unbedingt hatte 
vermieden werden sollen. Damit ist das Spiel jedoch noch nicht beendet, es 
wird nur mit immer härteren Bandagen fortgesetzt werden. 

Diese Regierung hat mit allen Mitteln versucht, die privaten Interessen ei- 
niger ihrer Mitglieder zu schützen. Eine Regierung, die in diesem Kräfte- 
messen eine Niederlage erlitten hatte, mußte, um nicht vollständig ihr Ge- 
sicht zu verlieren, einen neuen Gesetzesvorschlag zum Problem der Wah- 
rung der Rechte von Personen, die sich in Untersuchungshaft befinden, 
vorlegen, der sich nicht nur auf die »bedeutenden« Personen bezieht. Dabei 
zeigte sich jedoch, daß für Berlusconi und seine Mitstreiter alles nur in 
Beziehung auf die eigenen Interessen gesehen wird. So wie das staatliche 
Fernsehen RAI, gemäß den Worten des damaligen Ministerpräsidenten 
Berlusconi, das Netz der Fininvest (seines eigenen Konzerns) ergänzen 
sollte, so sollten auch die zivilen Rechte nur als Ergänzungen der Rechte 
der Freunde des Ministerpräsidenten betrachtet werden. Das könnte mor- 
gen auch schon der Bank von Italien passieren, die dann vor die Situation 
gestellt wäre, den Finanzetat von Fininvest oder der Schweizer Banken, mit 
denen Herr Berlusconi zusammenarbeitet, zu ergänzen. 

Läßt sich die zutiefst »privatistische« Natur der Regierung Berlusconi noch 
übersehen? Während das Land mit Fernsehspots über die gute Regierung 
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Berlusconi überschwemmt wurde, während versprochen wurde, Italien 
vom Schmutz Tangentopolis zu befreien, verteilten die gleichen Personen, 
nachdem sie die Fernsehstudios verlassen hatten, Schmiergelder in Millio- 
nenhöhe. Dies alles ist nicht vor einigen Jahren geschehen, sondern zu 
Beginn des Jahres 1994, also gerade gestern. 

Auch diejenigen, die sich nicht gerade für Berlusconi begeisterten, müssen 
aus diesen Ereignissen eine Lehre ziehen. Absurderweise ist es heute gera- 
de dank eines Ministerpräsidenten Berlusconi möglich, einen Kampf zur 
Verteidigung der Grundrechte und der Freiheit zu führen. In Italien existie- 
ren in der Tat »grausige« Gesetze (wie eine amerikanische Zeitung 
schrieb), die ohne Zweifel das Habeas Corpus Prinzip verletzen. Dem müs- 
sen sich dann aber auch diejenigen stellen, die sich selbst als progressisti 
(fortschrittlich) bezeichnen. Man sollte nicht das Risiko eingehen, grausige 
Gesetze zu haben, gegen die grausige Personen mobilisieren, um diese Ge- 
setze dann noch grausiger zu gestalten. 

Zuletzt noch einiges zur Solidität des Systems: Die Regierung Berlusconi 
hat verschiedene Schlachten verloren, einige ihrer Attacken sind geschei- 
tert. Viele haben dazu beigetragen: diejenigen Staatsanwälte, die seit Jah- 
ren versuchen, das Land in die Legalität zurückzuführen, diejenigen pohti- 
schen Kräfte, die Stellung bezogen und nicht gewartet haben wie sich der 
Wind dreht sowie derjenige Teil der Gesellschaft, der sich mit alten und 
neuen Methoden zu Wort gemeldet hat. Und darin, liegt die jüngste Lehre 
der Ereignisse: in der Beteiligung am Widerstand gegen etwas und im En- 
gagement für etwas anderes. Denn nur, wenn sich die verschiedenen Teile 
eines Systems zusammen bewegen, sich untereinander abstimmen und die 
Initiative nicht einem einzigen Akteur überlassen, gibt es wirklich etwas zu 
gewinnen. Somit ist der Gedanke, daß die »Rettung« allein bei den Staats- 
anwälten liegt, oder nur beim Parlament oder nur bei der zivilen Gesell- 
schaft, eine neue Reduktion, die niemals zu einer echten Demokratie füh- 
ren wird. Allein die Politik (im starken und vollständigen Sinne des 
Wortes) als Bindemittel zwischen den Institutionen und der Gesellschaft 
kann eine Garantie gegen die »Täuschungen« und für die konkrete Utopie 
einer gerechten Gesellschaft bilden. Den Beweis dafür lieferten die ersten 
Tage des Dezembers 1994: Im Streit zwischen der Regierung und der 
Staatsanwaltschaft waren keine offenen Handstreiche mehr möglich, son- 
dern nur noch ein Komplex von Zug und Gegenzug, der auch zu einer 
»Normalisierung« innerhalb jenes Teils der Staatsanwaltschaft führte, der 
weiterhin geglaubt hatte, »die Garantie der Legalität« zu sein. 
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4. Konsenserhalt durch Diegalität: das condono’ 


Die italienischen Bürger werden zur Illegalität geradezu eingeladen. Das 
Neue, das mit den Wahlen vom März 1994 auf der Bühne erschienen ist, 
hat sich perfekt an das alte System angepaßt, denn seine Devise heißt: 
»Lieber Bürger, wenn die alten und schlechten Regierungen Dir alle 18 
Monate ein condono verabreichten, schafft die neue Regierung bereits fünf 
innerhalb von nur fünf Monaten!« 

Ein condeno wird normalerweise entweder mit den finanziellen Nöten des 
Staates oder den Funktionsproblemen der Bürokratie begründet. Es gibt 
allerdings noch einen dritten Typ des condono, den »humanistischen con- 
dono«. Die finanziellen Motive des condeno sind sehr einfach: Die 
Staatskassen benötigen frisches und sofort verfügbares Geld. So sollten 
3000 Mrd. Lire (ca. 3 Mrd. DM) aus dem condono fiscale (Steuererlaß) 
dazu dienen, wieder Ordnung in die öffentlichen Finanzen zu bringen. Der 
Staat nahm jedoch nur etwa 500 Milliarden Lire ein. Wenn wir alle in den 
letzten Jahren geplanten mit den tatsächlichen Einnahmen aus den ver- 
schiedenen Erlassen vergleichen, unterscheiden sich beide Summen sehr 
deutlich: den geplanten Einnahmen von 56.000 Mrd. Lire stehen nur tat- 
sächliche Einnahmen von 37.000 Mrd. Lire gegenüber. 

Auch beim zweiten Typ von condono liefen die Dinge nıcht viel erfolgrei- 
cher: Viele der Erlasse sollten dazu dienen, den Arbeitsrückstau der ver- 
schiedenen Dienststellen zu bewältigen. Millionen unerledigter Akten soll- 
ten schneller bearbeitet oder ganz erledigt werden. Im Verlauf der Jahre 
und durch die Akkumulation von Erlassen, bei denen ein Mißverhältnis 
zwischen den geplanten und den tatsächlichen Einnahmen eintrat, wurden 
die Verfahren immer komplexer: neue Verfahren ersetzten die alten, neue 
Bescheinigungen die bereits verfallenen, und ein neuer Rückstau folgte 
dem alten. Und dabei verschuldete sich der Staat immer mehr. 

Der dritte Typ, das »humanistische condono«, wurde erst in jüngster Zeit 
von den regierenden Kräften wiederbelebt, auch wenn es seit Mitte der 
achtziger Jahre berühmte Vorbilder in Vorschlägen der Opposition hatte. 
Es handelt sich vor allem um das condono edilizio (Erlaß über die Bautä- 
tigkeit), das die in Italien berüchtigte »notwendige Gesetzeswidrigkeit« be- 
trıffe: Man baut ohne Genehmigung ein Haus, um nicht ohne ein Dach über 
dem Kopf zu bleiben. Das Schlimme daran ist, daß durch die allgemein- 
gültigen condoni, nicht nur die »kleinen Fische« von der »Notwendigkeit 
der Gesetzeswidrigkeit« Gebrauch machten (sie machten weniger als 40 
Prozent der Fälle aus), sondern insbesondere die »großen Fische«. Dies 


»Condono« (Erlasse) werden in Italien diejenigen staatlichen Maßnahmen genannt, die 
einen illegal ausgeführten Akt nach Zahlung einer Sirafgebühr legalisieren (Anm. d. 
Übers.). 
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bedeutet zudem, daß nicht nur die großen Spekulanten daran beteiligt wa- 
ren und verdienten, sondern auch die organisierte Kriminalität. Der italie- 
nische Umweltbund Legambiente kalkulierte, daß der Staat mit dem ersten, 
von der Regierung Berlusconi erlassenen condono für Steuerhinterziehung 
auf 18.000 Mrd. Lire an Einnahmen (durch Bautätigkeit) verzichtete und 
der Mafia ungefähr 80.000 Mrd. Lire, d. h. den Wert der von ihr erbauten 
und durch das condono legalisierten Häuser zum Geschenk machte. 

Was aber wird mit dem condono erlassen? Etwas von allem, was dann die 
Erwartung erzeugt, daß bald alles erlassen oder vergeben werden kann (um 
nicht von dem auf der Warteliste stehenden condono für »Tangentopoli« zu 
sprechen). Man tilgt Steuerhinterziehungen, man erläßt condoni, die 
kürzlich von einem Minister als »controversie bagatellari« (Auseinan- 
dersetzungen um Kleinigkeiten) definiert wurden, man legalisiert den ille- 
galen Bau einer Veranda genauso wie den eines großen Touristenhotels, 
man vergißt förmlich die Schmiergelder, die zum Erhalt eines Auftrages 
gezahlt wurden, und erlaubt somit den entsprechenden Unternehmen in 
Zukunft an ausgeschriebenen Wettbewerben teilzunehmen, auch wenn die 
Staatsanwaltschaft gegen sie ermittelt hat. Mit dem sogenannten »hydri- 
schen condono« werden Hunderte von Prozessen zunichte gemacht, in de- 
nen wegen gravierender Wasser- und Luftverschmutzungen Anklage erho- 
ben werden sollte. »Erlassen« wird jedoch nicht bei den breiten Massen, 
sondern besonders auch für sich selbst: so erließ die Regierung z. B. ein 
condono zu Fälschungen der Haushaltsbilanz bei privaten Fernseh- und 
Rundfunksendern: Der allererste Erlaß der Regierung Berlusconi galt dem 
Sender des Regierungschefs selbst, der Fininvest. 

Das System der condoni hat weder in finanzieller Hinsicht noch in Hin- 
blick auf die Effizienz der öffentlichen Verwaltung positive Wirkungen. 
Stattdessen wird jegliche Rechtssicherheit (die alte liberaldemokratische 
Kategorie, die anscheinend in Vergessenheit geraten ist) aufgegeben, das 
Vertrauen zwischen dem Staat und seinen Bürgern zerstört und das Legali- 
tätsprinzip fundamental mißachtet. Der »Bürger« lernt, auf keinen Fall 
»Regeln« zu beachten; die andauernde Praxis des condono ist geradezu ei- 
ne Aufforderung an einer »Lotterie« teilzunehmen: »Schaffen wir es noch 
einmal ohne Strafe davonzukommen, oder wird uns der Staat diesmal wo- 
möglich erwischen?« Hatte uns die Regierung Berlusconi nicht Ernsthaf- 
tigkeit, Effizienz und Respekt vor den liberalen und demokratischen Prin- 
zipien versprochen? 

Gerade hier findet sich die größte Kontinuität zu den schlimmsten Übeln 
der Vergangenheit. Was tut man nicht alles, um ein bißchen auch noch so 
verzerrten Konsens zu erreichen und wie aktuell ist doch immer wieder 
Italo Calvinos Apologie der Aufrichtigkeit. 
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5, Die Rolle der Staatsanwaltschaft 


Mehrmals wurde von Teilen der Regierungsmehrheit Berlusconis die Wie- 
derherstellung der »Normalität« im Umgang mit der Staatsanwaltschaft ge- 
fordert. Dies ging soweit, daß einige der im Kampf gegen jede Form von 
Illegalität aktivsten italienischen Staatsanwälte entfernt und zum Schwei- 
gen gebracht wurden. Damit wird aber ein grundsätzliches Problem auf- 
geworfen: durften diese Staatsanwälte aus Gründen geringer Effizienz oder 
wegen fehlenden Konsens entfernt werden? Diese Frage wirft aber wenig- 
stens drei weitere Fragen auf: Über welche Legalität reden wir; über wel- 
chen Konsens reden wir und was für eine Staatsanwaltschaft brauchen wir 
heute? Diese drei Fragen beziehen sich auf eine Institution, die ihre 
Legitimität aus der Notwendigkeit ihrer Existenz zieht. Es gibt also eine 
Institution, die ihre grundlegende Legitimität aus der Tatsache ableitet, daß 
sie eine notwendige Funktion inne hat. Es ist allerdings zwischen der 
Legitimität und dem Prozeß der Legitimierung zu unterscheiden und um 
letzteren geht es. 

Kommen wir zur ersten Frage, der nach der Legalıtät. In der Vergangenheit 
wurden die Begriffe Legalität und Ordnung oft synonym verwendet. Diese 
Gleichsetzung wird heute erneut vorgeschlagen. Legalität im Sinne von 
Ordnung soll offensiv durchgesetzt werden. Der Staat soll sich aus dem 
sozialpolitischen Bereich weitgehend zurückziehen und sich lediglich auf 
die sogenannt Abfederung beschränken. Es ist aber kein Geheimnis, daß im 
Mezzogiorno ein »zweites System« sozialer Sicherheit existiert, daß bis 
vor kurzem noch gut, auf jeden Fall besser als das der staatlichen 
Institutionen funktionierte: das System der organisierten Kriminalität. Was 
geschieht nun, wenn die staatlichen, die legalen sozialen Sicherungen weg- 
fallen und nur noch die anderen, die illegalen »Hilfen« übrig bleiben? 

Zum zweiten Teil der Ausgangsfrage: Über welchen Konsens müssen wir 
reden? Es scheint, daß wir von einer Phase, in der die Staatsanwälte den 
Konsens und die Anerkennung der politischen Klasse benötigten (und auch 
fanden), in eine Phase übergehen, in der der Konsens der politischen Klas- 
se nicht mehr gebraucht und auch nicht mehr gesucht wird. Allerdings trifft 
dies nicht auf die gesamte Staatsanwaltschaft zu. In der politischen Periode 
des Post-Tangentopoli lassen sich innerhalb der Staatsanwaltschaft 
mehrere Idealtypen unterscheiden. 

Ein Teil der italienischen Staatsanwaltschaft fuhr damit fort, genau das zu 
tun, was er schon vorher getan hatte, allerdings mit größerem Erfolg als in 
der Zeit vor dem Februar '92 (dem Beginn der Korruptionsanklagen): man 
suchte weiter nach Instrumenten, um garantieren zu können, daß die Le- 
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galität auch von dem arroganten und potenten Teil der politischen Klasse 
respektiert wird. Beispiele für dieses Bemühen finden sich in den Artikeln 
der Zeitschrift »Societä Civile« der Jahre 1989-1990. Dort diskutierten ei- 
nige ermittelnde Staatsanwälte schon früher die gleichen Tatsachen, die 
heute zu den Prozessen geführt haben. Allerdings waren sie damals ge- 
zwungen dasselbe zu sagen, wie einst Pasolini: »ich weiß von allen diesen 
Dingen, ich kann sie aber nicht beweisen«. Einem anderen Teil der 
Staatsanwaltschaft gelingt es, dank der Vorreiterrolle, die die Mailänder 
Behörde spielte, jetzt endlich auch gegen die Mächtigen zu ermitteln und 
die Funktion eines Garanten der Legalität auszuüben. 

Ein dritter Typ von Staatsanwälten hat gut verstanden, daß sich der Wind 
gedreht hat und paßt sich dementsprechend an. Nachdem sie sich jahrelang 
mit den Verhältnissen arrangiert hatten, sind sie heute damit beschäftigt, 
gegen Rechts oder Links zu ermitteln und versuchen ebenfalls als Garant 
der Legalität zu erscheinen. Saulus hat sich hier keineswegs in Paulus ver- 
wandelt, sondern sich lediglich an den vorherrschenden Trend angepaßt. 
Einen vierten Typ stellt schließlich derjenige Teil der Staatsanwaltschaft 
dar, der sich nicht nur an die neue Situation anpaßt, sondern dies in »tradi- 
tioneller« Art und Weise tut. Während auf der einen Seite diejenigen 
Staatsanwälte stehen, die zur Sicherung legaler Verhältnisse präzise 
Untersuchungen vornahmen und von konkreten Fakten ausgingen, stehen 
auf dieser Seite einige Staatsanwälte, die gerade gegenüber der Illegalität 
im politisch-administrativen Bereich in völlig uneffektiver und planloser 
Weise vorgehen. So wurden z. B. die Vorschriften und Verordnungen, die 
ein Stadtrat während der letzten 12 Jahre erlassen hatte, durchforstet, um 
Schmiergeldzahlungen auf die Spur zu kommen. Dies führte, wie zu erwar- 
ten war, zu keinem Resultat. Aber eine solche Operation erlaubt es diesen 
Staatsanwälten, sich in die Reihe jener einzuordnen, die im Kampf gegen 
die Korruption »in vorderster Linie« stehen. 

Es ist daher auch eine offene Frage, welchem Typ von Staatsanwalt, wir 
morgen gegenüber stehen werden: es ist noch längst nicht klar von welcher 
Legalität, von welchem Konsens und von wem morgen darüber entschie- 
den wird, wie die Staatsanwaltschaft der zweiten Republik aussehen wird. 


6. Die »unsichtbare Macht« von Craxi bis Berlusconi 


Mitten im August 1994 hat die Regierung Berlusconi verkörpert durch ihre 
Nummer zwei, den Regierungssprecher, verlauten lassen, daß »starke«, 
»unsichtbare« Mächte existieren und daß diese Mächte das politische, öko- 
nomische und soziale Leben des ganzen Landes bestimmen. Das Problem 
gibt es zweifellos, wie uns bereits die antiken und neueren Klassiker des 
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politischen Denkens gelehrt haben. Wenn das Problem also bekannt ist, 
warum sollte es dann zum x-ten Male von einer Regierung entdeckt wer- 
den? Die politische Bedeutung dieser Äußerung wird jedoch deutlicher, 
wenn die »obskuren Mächte«, von denen bereits die Rede war, näher ana- 
lysiert werden. 

Gemäß der Äußerungen des Vizepräsidenten der Regierung befinden sich 
der Opus Dei zusammen mit dem Verfassungsgerichtshof, die große priva- 
te Industrie Hand in Hand mit dem Obersten Richterrat, die Geheimdienste 
und die Bank von Italien und schließlich auch einige Zeitungsverlage und 
die Freimaurerloge in diesem Verbund starker und geheimer Mächte. Alle 
sind laut Aussage des Vizepräsidenten leidenschaftlich gegen die Regie- 
rung Berlusconi tätig. Eine seltsame Konzeption von liberaler Demokratie! 
Der Verfassungsgerichtshof wird in einem Atemzug mit dem Opus Dei als 
geheime Macht genannt. Ich habe den Eindruck, daß in den Köpfen unserer 
Regierenden einige Verwirrung bei der Unterscheidung zwischen legitimer 
und illegitimer Macht herrscht. Oder handelt es sich hier um keine 
Verwirrung, sondern eher um die Überzeugung, daß jede Macht oder Insti- 
tution, die sich nicht unterwürfig auf die Seite der Regierung stellt, eine 
»Verschwörung« sei? Also keine mentale Verwirrung, sondern eine 
»moderne« und »neue« Vision von dem, was eine Demokratie zu sein hat: 
alle Macht auf mich! Wie Alberto Cavalları vor kurzem in Za Repubblica 
schrieb, setzt sich bei vielen Italienern langsam die Überzeugung durch, 
daß die vielen Fehler, die die Regierung Berlusconi in ihrer kurzen Amts- 
zeit begangen hat, nicht auf ein zu geringes Wissen über die Mechanismen 
der Politik zurückzuführen seien (wie dies Berlusconi häufig betonte), 
sondern auf ein »megalomanes Verständnis von der Regierung, die als ei- 
ne, den anderen Institutionen und dem Staat gegenüber souveräne Institu- 
tion betrachtet wird«. 

Immer stärker drängt sich in diesem Zusammenhang ein Vergleich zwi- 
schen Berlusconi und Craxi (dem langjährigen Vorsitzenden der Sozialisti- 
schen Partei Italiens und früherem Ministerpräsidenten, Anm. d. Übers.) 
auf: beide standen in Konflikt mit den alten Mächten, beide waren 
»decisionisti<‘, beide sind äußerst arrogant, und beide haben einen erhebli- 
chen telekommunikativen »Appeal«. Allerdings kann der Vergleich aus ei- 
nem einfachen Grund nicht ganz überzeugen. Galante Garrone fragte zur 
»zweiten Republik« Berlusconis, »welches sind die Perspektiven, die 
Grundlinien oder die neuen Aufgaben des Staates? Liegen diese etwa in 
verpfuschten Gesetzen? In der Leere oder dem Fehlen einer durch die 
Verfassung garantierten Legalität, in der lediglich politische Dummheiten, 


Decisionisti steht hier für die Eigenschaft, sich ohne Rücksicht auf andere Teile des Sy- 
sterns durchsetzen zu können (Anm. d. Übers.). 
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Drohungen und Einschüchterung gedeihen?« (L'Unita, 22.12.1994). Zu 
anderen Zeiten hätte man gesagt: die Inhalte des Projektes sind nicht er- 
sichtlich, man erkennt nur dessen Ziel: Macht um der Macht willen. Und 
hier liegt der Unterschied zu Craxi. Obwohl Craxi manchmal nach rechts, 
manchmal nach links rutschte, tat er dies nicht ausschließlich zur 
Maachterhaltung, sondern auch um seine Vorstellungen von Modernität und 
Innovation (die man teilen kann oder nicht) durchzusetzen. Heute und hier 
handelt es sich jedoch um einen ganz anderen »Sumpf«: der Entwurf von 
»Politik« und »Staat« bleibt unsichtbar und geheim. 

Das »System Italien« besitzt noch immer keine »religio«, keine ursprüng- 
liche, das republikanische Leben konstituierende Verbundenheit. Wie 
Mauro Calise schreibt, scheint es immer deutlicher zu werden, daß das 
System aus einer Mischung von »Profit«, »Enthüllungen« und »politischer 
Abenteurerei« gesteuert wird (Calise 1994, 137-155). Eine Mischung aus 
erklärten Privatismus und der privaten Nutzung Öffentlicher Ressourcen. 
Wenn wir zu Recht am Ende der siebziger Jahre behaupten konnten, daß 
wir uns »in der Mitte des Flusses« befinden, müssen wir heute konstatie- 
ren, daß sich der Fluß in einen reißenden Strom verwandelt hat, der uns 
ohne Anzeichen einer Rettung ins offene Meer hinaustreibt. 


Aus dem Italienischen übersetzt von Katrin Ghisu und Marco Piantini 
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Vittorio Rieser 


Die italienischen Gewerkschaften - 
eine Bestandsaufnahme von den 70er Jahren bis heute 


1. Widersprüche der italienischen Gewerkschaften in den 70er Jahren 


Die Erfahrungen der italienischen Gewerkschaft in den 70er Jahren sind für 
die Linke in anderen europäischen Ländern ein wichtiger Bezugspunkt, 
zuweilen ein Mythos gewesen. Dieser Mythos brach dann zusammen, ohne 
daß man sich die Gründe für die Niederlage der italienischen Gewerk- 
schaftsbewegung beim Übergang in die 80er Jahre hinreichend verdeutlicht 
hätte. Es mag daher lohnenswert sein, zunächst noch einmal kurz die 
Entwicklung der 70er Jahre in ihrer Widersprüchlichkeit Revue passieren 
zu lassen. 

Es steht außer Zweifel, daß die italienischen Gewerkschaften seit Ende der 
60er Jahre eine außerordentliche Steigerung ihrer Bedeutung verzeichnen 
konnten, einen qualitativen Sprung, durch den die vormals eher schwachen 
Gewerkschaften zu den stärksten Europas avancierten. Der eklatanteste 
Ausdruck dieses Bedeutungszuwachses dürfte ihre innerbetriebliche Ver- 
handlungsmacht und daraus resultierend der hohe Grad an Kontrolle der 
Arbeitsbedingungen durch die Arbeiter sein. Doch es kommen weitere, 
überaus bedeutsame Aspekte hinzu: 

- Der Grad an gewerkschaftlicher Organisierung nimmt erheblich zu, nicht 
nur wegen der steigenden Anzahl eingeschriebener Mitglieder in den gro- 
ßen und mittleren Betrieben, sondern auch weil die Präsenz der Gewerk- 
schaft sich auf viele kleine Betriebe zu erstrecken beginnt (die damals wie 
heute den überwiegenden Anteil des italienischen Produktionssektors aus- 
machen). 

- Die gewerkschaftlichen Organisationsstrukturen erfahren einen grundle- 
genden Wandel: es entstehen die Betriebsräte, die (im Gegensatz zum 
deutschen Modell) zugleich gewerkschaftliche Basisstrukturen und Reprä- 
sentationsorgane der Arbeiter sind, die von allen, ob Mitglieder oder nicht, 
gewählt werden. 

- Die Einheit der Gewerkschaften kommt einen großen Schritt voran: so- 
wohl die Basisstrukturen an den Arbeitsplätzen als auch die Verbands- 
strukturen der Industriegewerkschaften werden vereinheitlicht; man spricht 
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sogar von einer organischen Einheit der gesamten gewerkschaftlichen Be- 
wegung, auch wenn dieser Prozeß später auf halbem Wege stehenbleiben 
wird (wobei man eine enge Aktionseinheit auf allen Ebenen beibehalten 
wird). So bedingen sich die wachsende Einheit der Gewerkschaften und ih- 
re steigende Mitgliederzahl wechselseitig. 

- Die gewerkschaftliche Bewegung kann einen wachsenden politischen 
Einfluß verbuchen, sowohl direkt, durch Kämpfe mit sozialreformerischen 
und wirtschaftspolitischen Zielen, als auch indirekt, insofern die Erfahrung 
dieser Kämpfe zum Erstarken der Linken bei den Wahlen um die Mitte der 
70er Jahre beiträgt. 


All das führte Krisenelemente in die soziale und ökonomische Ordnung 
Italiens ein, vor allem auf Unternehmensebene, aber auch im allgemeinen 
sozialen und politischen Kontext. 

Die Krise des kapitalistischen Unternehmertums Italiens erwies sich als 
umso akuter, als ein beträchtlicher Teil seiner Wettbewerbsfähigkeit auf 
einem - durch die bis zu jenem Zeitpunkt schwache gewerkschaftliche 
Vertretung in den Betrieben bedingtes - überdurchschnittlichen Ausbeu- 
tungsniveau der Arbeitskraft beruhte. Ausdruck davon war zum einen ein 
niedriges Lohnniveau und zum anderen eine Kontrolle der Arbeitsbedin- 
gungen durch die Unternehmensführung, die es jederzeit erlaubte, Arbeits- 
rhythmen zu beschleunigen, um auf diese Weise bei vergleichbaren Inve- 
stitionen höhere Erträge als ausländische Konkurrenten zu erzielen. 

Auf gesamtpolitischer Ebene hat die Gewerkschaftsbewegung zur Krise der 
christdemokratisch geführten Mitte-Links-Regierung beigetragen: Sowohl 
durch die direkten Auswirkungen ihres Kampfes (die inflationstreibende 
Tarifdynamik; Reformen wie die des nationalen Gesundheitswesens) als 
auch durch indirekte Wirkungen wie die bereits erwähnte Beeinflussung 
des Wahlverhaltens. 

Grob schematisch lassen sich zwei einander entgegengesetzte Strategien 
unterscheiden, mit denen die italienischen Gewerkschaften auf die durch 
ihre eigenen Erfolge entstandenen neuen Probleme reagierten. 

Die erste Strategie wurde von den Industriegewerkschaften, insbesondere 
von der FLM, dem Verband der metallverarbeitenden Industrie, verfolgt. 
Man kann sie als Kontrollstrategie bezeichnen: Die durch neue betriebliche 
Strukturen ermöglichte Kontrolle »von unten« sollte sich schrittweise bis 
zu den Optionen der Firmenpolitik erstrecken, um - über eine gewerk- 
schaftliche Koordination von Betrieben und Sektoren - auf die Sektoren- 
politik selbst und mithin auf das »Entwicklungsmodell« Einfluß zu neh- 
men. Diese überaus ambitionierte strategische Perspektive wies indes zwei 
grundsätzliche Schwächen auf: Erstens war sie durch einen »Pan-Syndika- 
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lismus« gekennzeichnet, der dazu tendierte, das Verfahren vertragsmäßiger 
Vereinbarungen bis ins Extreme zu treiben - und dabei die Rolle der Insti- 
tutionen und der politischen Vermittlung zu unterschätzen. Zweitens bein- 
haltete dieser »Pan-Kontraktualismus« ein Mißtrauen gegenüber jeder 
Form gesetzlicher Institutionalisierung oder Regelung gewerkschaftlicher 
Tätigkeiten, von daher die Ablehung institutioneller Formen der Partizipa- 
tion an der Unternehmensführung. Die »Kontrolle« der Arbeiter und der 
Gewerkschaften sollte ausschließlich auf dem Wege von Streit und Ver- 
handlung und nicht durch die Teilhabe an institutionalisierten Führungsor- 
ganen ausgeübt werden. 

Die zweite Strategie war hingegen vor allem Ausdruck der allgemeinen 
Verbände der Gewerkschaft und findet ihre ausgereifteste Fassung auf der 
Anfang 1978 in Rom gehaltenen »Eur-Konferenz«. Diese Strategie impli- 
zierte, die gewerkschaftlichen Aktivitäten, insbesondere auf Tarifebene, in 
den Betrieben zu mäßigen, um den Druck der Gewerkschaften auf die 
Wirtschaftspolitik und die Notwendigkeit struktureller Reformen zu verla- 
gern. Grundlage dieser Option war ein geschärftes Bewußtsein für die von 
den gewerkschaftlichen Aktivitäten selbst hervorgerufenen Widersprüche, 
die sich gegen die Gewerkschaft selbst zu wenden drohen, falls nicht eine 
umfassendere, politische Lösung der Probleme gefunden wird; denn daß 
die Kosten der von der Arbeiterschaft in Gang gebrachten sozialen Trans- 
formation auf die Unternehmen zurückfallen, ist ein Umstand, der die ge- 
samte industrielle Struktur in eine Krise zu stürzen droht. 

Doch es gelang nicht, diese Position in die Praxis umzusetzen: auf der ei- 
nen Seite erschöpfte sie sich in dem Versuch, die gewerkschaftlichen Ak- 
tivitäten in den Betrieben zu bremsen, auf der anderen Seite begnügte sie 
sich mit einem »Auftrag« an die (von der PCI auch ohne direkte Regie- 
rungsbeteiligung gestützte) »Regierung der nationalen Einheit«, die jedoch 
die von der Gewerkschaft geforderten Reformmaßnahmen nicht 
verwirklichten, auch wenn sie eine Konjunkturpolitik zur Sicherung der 
Arbeitsplätze entwickelten. Es gelang nicht, die neue Verhandlungmacht in 
eine stabile Ordnung industrieller Beziehungen umzusetzen, die die anste- 
henden Probleme ohne den obligatorischen Rekurs auf einen offenen 
Konflikt zu lösen imstande gewesen wäre. Hierzu trug sowohl die Haltung 
der Unternehmerschaft bei, die an einer gewerkschaftsfreundlichen 
Konsolidierung der Rahmenbedingungen kein Interesse zeigte, als auch die 
bereits erwähnte Abneigung eines großen Teils der Gewerkschaften 
gegenüber jedweder Form der »Institutionalisierung«. 

So begann der breite Konsens an der gewerkschaftlichen Basis abzubröc- 
keln. Angestellte und selbst Facharbeiter nahmen von einer Gewerkschaft 
Abstand, deren Politik weiterhin auf die Probleme des »einfachen Arbei- 
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ters«, also der unqualifizierten Arbeitskraft tayloristischer Massenproduk- 
tion konzentriert blieb. Doch selbst letzterer Typus des Arbeiters spürte in- 
zwischen die Last eines permanenten Konfliktkurses, der sich nicht nur in 
realen Lohneinbußen, sondern auch in einem Gefühl der Instabilität und 
Unsicherheit niederschlug. 

Hinzu kam, als erstes Element einer Antwort seitens der Unternehmer- 
schaft, die Koppelung von technologischer Innovation und organisatori- 
scher Restrukturierung, die - ohne das tayloristische Modell zu tangieren, 
das noch auf Jahre hinaus maßgebend sein wird - die Beschäftigungsni- 
veaus angriffen und den Spielraum gewerkschaftlicher Arbeit grundlegend 
modifizierten, indem sie nicht zuletzt deren Möglichkeiten, auf die Ar- 
beitsbedingungen Einfluß zu üben, einschränkten. 

Das also sind die Voraussetzungen einer »Wende« in der Situation der 
Gewerkschaften, wie sie im Herbst 1980 ihren emblematischen Ausdruck 
im Kampf gegen den Personalabbau bei der FIAT finden und als schwere 
Niederlage der gewerkschaftlichen Bewegung in die Geschichte eingehen 
sollte. 


2. Die 80er Jahre: Rückzug und gewerkschaftliche Spaltung 


Die italienischen Gewerkschaften zogen keine kritische Bilanz ihrer Erfah- 
rungen der 70er Jahre, oder zogen sie jedenfalls nicht umfassend genug, 
um alle ihre Komponenten zu berücksichtigen und zu gemeinsamen 
Schlußfolgerungen zu gelangen. 

Die entschiedenste Position wuurde von der CISL bezogen, der Gewerk- 
schaft katholischer Herkunft, in deren Reihen - besonders unter den Be- 
schäftigten der metallverarbeitenden Industrie - während der 70er Jahren 
die radikalsten Stimmen laut wurden. Die »Lektion«, die die CISL aus der 
Niederlage zog, drückte sich in einer Wende zur Mäßigung aus, die sie zur 
»Kollaboration« mit der Gegenseite, also einer Haltung, wie sie sie ur- 
sprünglich in den 50er Jahren innehatte, zurückführte. 

Komplexer und widersprüchlicher war die Situation der CGIL. Immerhin 
ging von ihr der einzige Versuch aus, die zurückliegende Entwicklung kri- 
tisch aufzuarbeiten, der im wesentlichen darin bestand, das Thema der 
Mitbestimmung (wenngleich mit teilweise anderen Akzenten als beim 
deutschen Modell) »wiederzugewinnen«. Man wurde sich darüber Klar, daß 
man, um die Ergebnisse gesellschaftlicher Aktivitäten auf Unterneh- 
mensebene zu festigen, auf eine neue »institutionelle Ordnung« der indu- 
striellen Beziehungen zielen muß, die Möglichkeiten der Teilhabe an den 
Entscheidungen des Unternehmens eröffnen, insbesondere an solchen, die 
die Koppelung von technologischer Innovation und Arbeitsorganisation 
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betreffen. Diese Position fand Mitte der 80er Jahre ihren Niederschlag in 
einem wichtigen »Verfahrensabkommen« mit den Industrien, an denen der 
Staat beteiligt ist. Doch das Abkommen fand nur geringe praktische 
Anwendung, und die Haltung, die sich in ihm ausdrückte, war zumindest 
vorerst nur von marginaler Bedeutung für die Arbeit der Gewerkschaft und 
die Debatten der CGIL selbst. So standen sich in der CGIL zwei Positionen 
gegenüber: Eine Position, die eine ähnliche Wende zur Mäßigung wie die 
CISL, wenngleich nicht so entschieden, befürwortete; und eine andere, die 
zum »nostalgischen Widerstand« im Sinne der 70er-Jahre-Strategien auf- 
forderte (und die implizit davon ausging, daß die Niederlage hauptsächlich 
auf die »Zugeständnisse« der Unternehmensleitungen und nicht so sehr auf 
die immanenten Widersprüche der gewerkschaftlichen Linie zurückzufüh- 
ren sei). 

Konkret setzte sich das alles in eine defensive Gewerkschaftspolitik des 
»kontrollierten Rückzugs« um - nicht zuletzt auch wegen des enormen ob- 
jektiven Drucks der ökonomischen Situation und der betrieblichen Um- 
strukturierungen. 

Das letzte harte Aufeinandertreffen von »Moderaten« und »Widerständ- 
lern« fand 1984 statt. Die Craxi-Regierung stellte eine drastische Novel- 
lierung der »scala mobile« (also des automatischen Inflationsausgleichs 
durch Lohngleitklauseln) vor. CISL, UIL und die sozialistische Fraktion 
der CGIL waren einverstanden; doch die Mehrheit der CGIL war dagegen. 
Eine Welle von Streiks war die Folge, mit einer seit Jahren nicht mehr be- 
obachteten hohen Beteiligung zumal der jüngeren Jahrgänge. Es war das 
Zeichen einer großen sozialen Schubkraft, doch der Kampf führte zu kei- 
nen Ergebnissen, die Novellierung der »scala mobile« wurde als Regie- 
rungsbeschluß statt als Abkommen mit den Gewerkschaften verabschiedet, 
und der Versuch der PCI, das Dekret durch einen Volksentscheid wieder 
aufzuheben, scheiterte, da die Mehrheit der Wähler (auch und vor allem in 
den Industrieregionen) sich gegen seine Aufhebung entschied. 

Das auffälligste Ergebnis dieser Auseinandersetzungen ist die Vertiefung 
der innergewerkschaftlichen Spaltung, die sich schon seit Jahren anbahnte. 
Nun wurden offiziell auch jene einheitlichen Strukturen der Industriege- 
werkschaften aufgelöst, die bis dahin, wenngleich mit Mühe, überlebt hat- 
ten. Dennoch kam es weder zu einer totalen Spaltung noch zu einem völli- 
gen Zusammenbruch der gewerkschaftlichen Bewegung. Es gab keine 
Neuauflage jener Konflikte, die die 50er Jahre gekennzeichnet hatten: die 
»separaten Abkommen« der CISL und UIL (ohne die CGIL) blieben eine 
Ausnahme. Demgegenüber fehlte es nicht an gemeinsamen Kämpfen - sei 
es für die Erneuerung der nationalen Arbeitsverträge, sei es gegen Maß- 
nahmen der Regierung, - die sich einer massenhafien Beteiligung der Be- 
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troffenen erfreuten, und die sogar Ergebnisse, wenngleich vorwiegend de- 
fensiven Charakters, zeitigten. Hingegen stagnierten die gewerkschaftli- 
chen Verhandlungsaktivitäten innerhalb der Betriebe: In den Fabriken, und 
besonders in den Großbetrieben herrschte ein Klima autoritärer Stagnation 
vor. 

Alles in allem markieren diese Jahre dennoch keine »Niederlage«, sondern 
das, was ich bereits einen »kontrollierten Rückzug« nannte: Man nahm ei- 
niges von dem zurück, was man in den 70er Jahren erreicht hatte, aber man 
kehrte deshalb nicht zur »Situation vorher« zurück. Es blieb eine gewisses 
Maß an gewerkschaftlicher Wahrung von Arbeitnehmerinteressen erhalten, 
sowohl auf Tarifebene als auch bezüglich der Gestaltung von Arbeitsbe- 
dingungen sowie der Aushandlung sozialverträglicher Lösungen für den 
notwendigen Personalabbau. 

Einer tiefgreifenden Betrachtung jedoch können Elemente einer strukturel- 
len Schwächung der Gewerkschaften nicht entgehen. Die Veränderungen 
in der Zusammensetzung der Beschäftigten reduzierten das Gewicht jener 
Sektoren, ın denen die Gewerkschaften traditionell stark vertreten war, also 
der Industrie gegenüber dem Dienstleistungssektor, der großen Unterneh- 
men gegenüber den kleinen, der Arbeiter gegenüber den Angestellten. Die 
jungen Arbeiter, die in den letzen Jahren des Jahrzehnts nach langer Ein- 
stellungspause wieder in die Fabriken kamen, nahmen zwar an den Kämp- 
fen teil, jedoch ohne sich gewerkschaftlich zu engagieren. Deutlichstes 
Zeichen dieser Entwicklung ist, daß die Zahl der eingeschriebenen Mit- 
glieder unter den Pensionären größer ist als unter den Aktiven. 

Hinzu kam die Krise der Betriebs-und Delegiertenräte, also jener Reprä- 
sentations- und zugleich Verhandlungsorgane, dıe entscheidend zur mas- 
senhaften Verankerung der Gewerkschaft in den Betrieben beigetragen hat- 
ten. Formal haben sie zwar überlebt, doch die Spaltung innerhalb der 
Gewerkschaft verhinderte eine gegenseitige Abstimmung. 

Es kam zu einer Zersetzung des Verhältnisses zwischen Gewerkschaften 
und Arbeitnehmern, die großen Spielraum für eine Bürokratisierung der 
Organisation ließ. 


3. Die 90er Jahre: Veränderungen in den Unternehmen und 
neue Herausforderungen für die Gewerkschaften 


Der erste Faktor, der die relative »Stagnation« der gewerkschaftlichen 
Entwicklung aufiöste und sie mit neuen Problemen und Perspektiven kon- 
frontierte, war die Krise des fordistisch-tayloristischen Modells, die gegen 
Ende der 80er Jahre schrittweise die italienischen Unternehmen erfaßte und 
einen Prozeß organisatorischer Veränderungen auslöste. Diese betra 
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fen anfangs nur Teilbereiche und sind von unterschiedlicher Tragweite: 
Von der simplen »propagandistischen Nachahmung« japanischer Modelle 
(z. B. sind die Qualitätszirkel in vielen Betrieben nichts als symbolische 
Instrumente zur Konsensbildung) bis hin zur Umwandlung ganzer Produk- 
tionsbereiche nach japanischer Art. Im Laufe der 90er Jahre setzte sich 
diese Tendenz als »lean production« dann allgemein durch (wenngleich in 
von Betrieb zu Betrieb jeweils unterschiedlichen Versionen). 

Vieles deutete zu Beginn der 80er Jahre auf eine Revitalisierung des taylo- 
ristischen Modells: Das erneute Erstarken autoritärer Verfügung über die 
Arbeitskraft ebenso wie die neuen Technologien, die eine Verbindung von 
Automation und Flexibilität in Aussicht stellten, die den Anteil menschli- 
cher Arbeit (qualitativ und quantitativ) reduzieren würde. Im Laufe des ab- 
gelaufenen Jahrzehnts sollte sich diese Annahme aber als Illusion erweisen. 
Bezeichnend hierfür ist die Geschichte von FIAT. Anfang der 80er Jahre 
wurde in den Fabriken das System eines »harten Taylorismus« wieder 
hergestellt und zugleich auf einen noch nie dagewesenen Grad der 
Automatisierung von Produktionsabläufen gesetzt, der den der Konkurren- 
ten noch überstieg. Doch ausgerechnet in jenen Werken, in denen diese 
Tendenz am weitesten vorangetrieben wurde, häuften sich die Probleme 
und Widersprüche. Der im Rahmen einer tayloristischen Organisations- 
struktur automatisierte Produktionsprozess erwies sich als unflexibel und 
störanfällig zugleich - mit schwerwiegenden Konsequenzen für die Qualität 
der Produkte. Und ausgerechnet in diesen Anlagen sah sich FIAT ge- 
zwungen, sein Organisationsmodell teilweise zu revidieren und einen Pro- 
zeß in Gang zu setzen, der gegen Anfang der 90er Jahre schließlich zum 
Modell der »Integrierten Fabrik« führen sollte, was, zumindest theoretisch, 
eine Überwindung der traditionellen tayloristischen Schemata bedeutet. 
Zentrales Element der verschiedenen Versionen der neueren Organisati- 
onsmodelle ist die wiederentdeckte Rolle der menschlichen Arbeit. Nur mit 
der aktiven Mitwirkung der Arbeiter lassen sich die von den neuen Kon- 
kurrenzbedingungen erforderten Produktivitäts-, Flexibilitäts- und Quali- 
tätsniveaus erreichen. Und die aktive Mitwirkung der Arbeiter ermöglicht 
eine Nutzung der neuen Automationsanlagen. Der Arbeiter muß aktives 
Subjekt dieses »Kooperationsgeflechts« (im Marxschen Sinne), das die 
Fabrik darstellt, und insbesondere des betrieblichen Informationssystems 
werden. Er muß, mit anderen Worten, Quelle und nicht bloß Adressat von 
Informationen werden. Und diese aktive Rolle ist von allen Mitarbeitern 
gefragt, gleichviel ob sie komplexe und hochqualifizierte oder nur simple 
Aufgaben erfüllen; denn regulierende Kleinsteingriffe und Kleinstinforma- 
tionen sind in ihrer Summe für den Gesamtablauf ebenso wichtig wie die 
komplexen Handhabungen automatischer Anlagen seitens eigens dafür 
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ausgebildeter Techniker. 

Damit kehrt die Frage nach der Beteiligung der Beschäftigten auf die Ta- 
gesordnung der Betriebspolitik zurück, und zwar hinsichtlich ihrer Form, 
der Motivation und der Arbeitsorganisation. Und hieran knüpft sich wie- 
derum sofort die Frage nach der Rolle der Gewerkschaften. 

Natürlich kann jeder Betrieb Beteiligungsmodelle auf der Grundlage direk- 
ter Beziehungen zwischen Unternehmensleitung und Beschäftigte unter 
Umgehung der Gewerkschaft erwägen, und in den 80er Jahren hat es man- 
che Versuche in diese Richtung gegeben. Doch letztendlich überwiegt die 
Tendenz, die Gewerkschaften als unerläßlichen Gesprächspartner in Sa- 
chen »Partizipationspolitik« miteinzubeziehen, auch wenn der Umfang der 
Probleme und die Verhandlungsspielräume je nach Unternehmen stark 
variieren. 

Die Gewerkschaften sahen sich so mit neuen Problemen und neuen Akti- 
onsfeldern in den Betrieben konfrontiert, ein in gewisser Weise paradoxes 
come-back, wenn man bedenkt, daß dies wesentlich auf Initiative der Un- 
ternehmen selbst zustandekam - mit allen Risiken der Instrumentalisierung, 
die das beinhaltete. Und mit all den hausgemachten Schwächen der Ge- 
werkschaft der 80er Jahre: in erster Linie die bereits erwähnte Krise und 
Stagnation eben jener innerbetrieblichen Organisationsstrukturen, die doch 
die Hauptrolle in den neuen »partizipativen« Verhältnissen spielen sollten. 
In zweiter Linie die verschiedenen Ansätze zur Problemlösung innerhalb 
der Gewerkschaft, die ihre oben angesprochene Uneinheitlichkeit wider- 
spiegeln. Die CISL neigt dazu, im Einklang mit ihrem »kollaborativen« 
Ansatz (und mit dem vieler Betriebe) die Partizipation dem Konflikt und 
selbst der Verhandlungslösung vorzuziehen. Die CGIL ist für das Problem 
vergleichsweise besser gerüstet, nicht zuletzt dank der kritischen Selbstre- 
flexion der 80er Jahre, die zum Entwurf einer Strategie der Mitbestimmung 
geführt hatte. Doch dieser Ansatz wird nicht von der ganzen CGIL geteilt, 
sondern sowohl von »rechts«, also von CISL-nahen Positionen angegriffen, 
als auch von »links«, d. h. im Namen einer ideologischen Ablehnung jeder 
Art von Beteiligungsmodellen, die als ein Mittel der Integration und der 
Unterwerfung der Arbeiterklasse angesehen werden. 

Das Zusammenspiel dieser Faktoren erklärt, warum die von den organisa- 
torischen Veränderungen der Betriebe eröffneten neuen gewerkschaftlichen 
Aktionsfelder nicht nennenswert genutzt werden, wenngleich die Zahl der 
diesbezüglich abgeschlossenen Verträge allmählich zunimmt. Es gibt 
Vereinbarungen, in denen die Partizipationsfrage an Verhandlungen über 
Verbesserungen der Arbeitsplatzbedingungen gekoppelt wird (die 
vorwiegend in technologisch avancierten und gelegentlich an multinationa- 
le Konzerne gebundene mittelgroßen Betriebe realisiert wurden); und es 
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gibt Vereinbarungen vorwiegend »verfahrenstechnischen« Charakters zur 
Berufung von Kommissionen über viele der anfallenden Probleme. Die von 
den Firmenleitungen angebotenen Verhandlungs- und Beteili- 
gungsspielräume umfaßen die gesamte Skala von höchst restriktiven (wie 
z. B. im Falle FIAT) bis zu großzügig-differenzierten (so im Falle der Za- 
nussi). 


4. Die neuesten Entwicklungen in der Gewerkschaftsbewegung 


Auch jenseits der »strukturellen« Veränderungen in den Betrieben erlebt 
die Situation der Gewerkschaften in den 90er Jahren eine Belebung, die 
politisch höchst widersprüchlichen Ereignissen zu verdanken ist. Da sind 
zu Beginn der Dekade die großen Massenstreiks für die Erneuerung der 
Berufsgruppenverträge, an denen sich auch sehr junge Arbeiter an vorder- 
ster Front beteiligten: Indiz eines neuen »Kampfpotentials«, das sich einige 
Jahre später mit größerer Vehemenz äußern wird. Gleichwohl bieten die 
neuen Verträge keine grundlegenden Innovationen, die Frage individueller 
betrieblicher Vertragsabschlüsse bleibt ungelöst. Die offizielle Linie der 
Arbeitgeber zielt hier auf flächendeckend gültige Abschlüsse, auch wenn 
de facto später viele Betriebe - allen voran jene, die Partizipationsmodelle 
entwickeln - einzeln nachverhandeln. Die Gesamtsituation bleibt indes - 
ähnlich wie zu Beginn der 80er Jahre - durch nationale Abkommen weit- 
gehend defensiven Charakters sowie durch einen quantitativ wie (oftmals 
auch) qualitativ »reduzierten« Spielraum betrieblicher Verhandlungen ge- 
kennzeichnet. 

Die bedeutsamsten Ereignisse nach der Vertragserneuerung bilden zwei 
Abkommen zwischen den Gewerkschaften und der Regierung mit sehr un- 
terschiedlicher politischer Signalwirkung. Das erste, das am 31. Juli 1992 
mit der Regierung des Sozialisten Amato geschlossen wurde, beinhaltet 
fast ausschließlich »Zugeständnisse« der Gewerkschaften, namentlich der 
endgültige und völlige Verzicht auf die »scala mobile« sowie die vorüber- 
gehende Blockierung betrieblicher Verhandlungen, ohne daß sich die 
Regierung zu konkreten Gegenleistung dafür verpflichtet hätte. Diese 
Vereinbarung sorgte für erhebliche Meinungsverschiedenheiten innerhalb 
der CGIL und untergrub ein weiteres Mal die Beziehungen zwischen den 
Gewerkschaften und den Arbeitern, die, sofern sie eingeschriebene 
Mitglieder sind, ihren Widerspruch zu dem eingeschlagenen Kurs anmel- 
deten. 

Das zweite Abkommen, das am 23. Juli 1993 mit der Regierung Ciampi 
zustandekam, erzielte zwar auch keine konkreten Verbesserungen, insofern 
es hauptsächlich die Neuregelung der gewerblichen Beziehungen vorsieht 
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(abgesehen von einigen wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischen Verpflich- 
tungen der Regierung, die jedoch nie in die Tat umgesetzt wurden, nicht 
zuletzt deshalb, weil die darauffolgende Regierung sich nicht an sie ge- 
bunden fühlte). Doch auf eben diesem Feld der »Regelungen« führt es ei- 
nige äußerst wichtige neue Elemente ein: 

- Das Regelwerk zur Aushandlung nationaler Tarifverträge (im Rahmen 
der Berufsgruppenverträge) soll auch ohne den Mechanismus der »scala 
mobile« einen - wenn auch verspäteten - Inflationsausgleich garantieren. 

- Es werden ausdrücklich zwei Verhandlungsebenen anerkannt: die natio- 
nale und die betriebliche (oder lokale, je nach Produktionsstruktur), mit der 
Möglichkeit, auch auf betrieblicher Ebene Tariferhöhungen auszuhandeln, 
und zwar auch über die national festgelegten Niveaus hinaus, sofern dies 
mit den Paramatern besonderer betrieblicher Bedingungen vereinbar ist. 

- Schließlich werden einheitliche gewerkschaftliche Vertretungen (zu wel- 
chem Zwecke nach langjährigen fruchtlosen Verhandlungen eine Einigung 
der drei Gewerkschaften erfolgte) als legitime Subjekte betrieblicher Ver- 
handlungen anerkannt, wodurch endlich der Weg für die Wahl entspre- 
chender Vertreter frei wurde. 


All das trug dazu bei, die Voraussetzungen für eine Renaissance gewerk- 
schaftlicher Präsenz in den Betrieben und für eine neue Gemeinsamkeit 
zwischen den Gewerkschaften selbst zu schaffen. Und genau in diesen 
Kontext fiel der große gewerkschaftliche Kampf gegen das Haushaltsge- 
setze der Regierung Berlusconi, die unter anderem einen Angriff auf das 
gegenwärtige öffentliche Rentenversicherungssystem für Lohnabhängige 
vorsahen. 

Ausnahmsweise war die Antwort der Gewerkschaften einheitlich und un- 
mißverständlich, zumal die Gesetzesänderungen nicht nur die Pensionen, 
sondern auch beschäftigungs- und andere sozialpolitische Aspekte betrafen 
(Investitionen ım Süden, »Solidaritätsabkommen«, usw.). Das Echo der 
Arbeiterschaft auf die Kampfaufrufe der Gewerkschaft war überwältigend. 
Über einen Zeitraum von zwei Monaten entwickelte sich eine nicht abrei- 
Bende Kette von Streiks, von der Lahmlegung kleiner Betrieben bis zu Ge- 
neralstreiks, die wiederum begleitet wurden durch Straßendemonstrationen 
auf lokaler Ebene bis hin zur großen Protestveranstaltung in Rom, wo sich 
anderthalb Millionen Werktätige aus dem ganzen Lande einfanden. An 
diesem Kampf beteiligten sich auch traditionell »gewerkschaftsferne« 
Sektoren, worin ein in den letzten Jahren - durch reale Lohneinbußen, Ar- 
beitsplatzverlust und zunehmende Ausbeutung in den Fabriken - akkumu- 
liertes Konfliktpotential zum Ausdruck kam. Nicht zuletzt stärkte auch der 
konjunkturelle Aufschwung das Selbstbewußtsein der Werktätigen, wenn- 
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gleich sie keine unmittelbaren Auswirkungen auf die Beschäftigungssitua- 
tion zeitigte. 

Anders als bei anderen Zusammenkünften mit der Regierung, nahmen die 
Gewerkschaften hier eine kohärente und für ihre Mitglieder wie für die ge- 
samte Arbeiterschaft transparente Haltung ein. Es gelang ihnen bei diesem 
Streit ihre Position durchzusetzen und die Rücknahme der geplanten Ren- 
tenreform sowie die Annahme eigener beschäftigungs- und sozialpoliti- 
scher Vorschläge zu erwirken. Dennoch müssen zwei Dinge festgestellt 
werden, damit dieser Sieg nicht überbewertet wird: Erstens zielte die ge- 
werkschaftliche Initiative nur auf einen Teil der aktuellen wirtschaftspoliti- 
schen Probleme, namentlich auf den, der unmittelbar von dem geplanten 
Gesetz betroffen wurde. Zweitens ist das Rentenproblem damit nicht ge- 
löst, zumal auch die Gewerkschaften die Notwendigkeit einer grundlegen- 
den Reform betonen, die in ihren Augen jedoch das Rentensystem selbst 
erfassen muß und nicht einfach durch einschneidende Kürzungen der Be- 
züge erledigt werden kann; die Auseinandersetzung ist also vorerst nur 
verschoben. 

Doch unabhängig von den besonderen Inhalten dieser Vereinbarungen gilt 
es, die Wiederherstellung der - im vergangenen Jahrzehnt zunehmend ver- 
schlissenen - Beziehung zwischen den Massen und der Gewerkschaft als 
das wichtigste politische Datum der jüngsten Zeit festzuhalten. Diese Wie- 
derherstellung war Ausgangspunkt des Kampfes, insofern die Werktätigen 
(einschließlich jener, die für Berlusconi gestimmt hatten) sich an die Ge- 
werkschaften als dem einzigen Instrument zur Vertretung ihrer Interessen 
gewandt haben; und sie war zugleich Endpunkt des Kampfes, nämlich Re- 
sultat von Verhandlungen, die dieses Mal die Erwartungen der Arbeitneh- 
mer nicht enttäuscht haben. 

Von keineswegs zweitrangiger Bedeutung ist schließlich das einheitliche 
Vorgehen der Gewerkschaften, ohne das die Resonanz in der arbeitenden 
Bevölkerung lange nicht das erlebte Ausmaß angenommen hätte. Natürlich 
tauchen auch bei diesen Verhandlungen Widersprüche auf, Tendenzen, 
sich mit zweideutigen Kompromissen zufrieden zu geben. Doch am Ende 
hielt man - nicht zuletzt dank der beachtlichen Führungskraft der CGIL - 
zusammen. Aus der Konfrontation mit der Regierung geht die 
Gewerkschaft mithin erheblich gestärkt und mit einem Vertauenskredit ih- 
rer Anhänger hervor. 


5. Probleme und Perspektiven 


Die italienischen Gewerkschaften werden sich sehr bald zwei »Bewäh- 
rungsproben« ausgesetzt sehen, bei denen sie ihre Fähigkeit, das inzwi- 
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schen akkumulierte »Vertrauenskapital« zu nutzen, unter Beweis stellen 
müssen. Die erste Bewährungsprobe ist altbekannt, nämlich einmal mehr 
das Verhältnis der Gewerkschaften zur Regierung. Dabei wird es nicht nur 
wieder um die Rentenversicherungsreform gehen, sondern auch um weitere 
Finanzmaßnahmen zur Sanierung der maroden Staatskassen; um be- 
schäftigungspolitische Initiativen zur Eindämmung der Arbeitslosigkeit; 
und schließlich um eine ganze Reihe von Problemen der sozialstaatlichen 
Infrastruktur (wie z. B. im Gesundheitswesen), die in letzter Zeit Gegen- 
stand permanenter Versuche der Verschlankung und des Abbaus geworden 
ist. Zwar ist die Berlusconi-Regierung gestürzt, aber nichts deutet darauf 
hin, daß sich die Ziele der ihr nachfolgenden Regierung in diesen Punkten 
den Forderungen der Gewerkschaft angenähert hätten. Und das nicht nur 
wegen der noch unausgereiften Konzeption der neuen Regie- 
rungsmannschaft, sondern weil sich die Linke selbst alles andere als einig 
in der Verteidigung des Sozialstaats präsentiert. Es ist kein Zufall, daß 
während des Kampfes gegen die Erlasse der Regierung Berlusconi die 
Gewerkschaften - so geschwächt sie auch waren - sich nach wie vor als das 
einzige »wirkungsmächtige Subjekt der Linken« herausstellte. Was würde 
passieren, wenn eine von den Linksparteien gestützte neue Regierung ähn- 
liche Maßnahmen beschließen würde? Der Vorsitzende der CGIL, 
Cofferati, hat für diesen Fall bereits mit dem energischen Widerstand der 
Gewerkschaft gedroht. Aber das könnte sich diesmal als komplizierter er- 
weisen. 

Die zweite Bewährungsprobe ist die neue Verhandlungsrunde in den Be- 
trieben, die in vielen industriellen Sektoren bevorsteht. Hier wırd man die 
Kompetenz der Gewerkschaften an ihrer Fähigkeit messen, die Probleme 
der »lean production« und der veränderten Organisationsstrukturen anzu- 
gehen. Für die Arbeitsbedingungen der Beschäftigten beinhalten die neuen 
Organisationsmodelle ebensoviele Chancen wie Risiken: Auf der einen 
Seite die Möglichkeit einer aktiveren und intelligenteren Beteiligung am 
Produktionsprozeß; auf der anderen Seite die Gefahr einer Arbeitsintensi- 
vierung mit einer Zunahme belastender Arbeitsrhythmen und von Streß 
und Verantwortung, die nicht in gleicher Weise durch eine Zunahme an 
Autonomie begleitet werden. In dieser Situation ist es bezeichnend, daß 
viele bereits abgeschlossene »Beteiligungsabkommen« (aber nicht alle) vor 
allem dem Risikoaspekt der neuen Arbeitsplatzregelungen Rechnung tra- 
gen, indem man neue Schichtsysteme und Arbeitszeitbemessungsgrund- 
lagen aushandelt, während es viel seltener vorkommt, daß man die neuen 
Chancen berücksichtigt und etwa die berufliche Einordnung einer Revision 
unterzieht, um den qualitativ höheren Charakter der von den Beschäftigten 
geforderten Leistung entsprechend anzuerkennen. Doch immerhin gibt es 
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innerhalb der Gewerkschaften eine lebhafte Diskussion um diese Proble- 
matik und so kann man für die nächste Verhandlungsrunde durchaus inno- 
vative Impulse erwarten. 

Der Ausgang dieser »Bewährungsproben« wird indes wesentlich von der 
Realisierung einer neuen Perspektive abhängen, die sich im Verhältnis der 
drei Gewerkschaften untereinander anzubahnen scheint. Man spricht wie- 
der von der gewerkschaftlichen Einheit - als eines sogar kurzfristig er- 
reichbaren Ziels. 

Auf den ersten Blick mag diese Vision als antiquiert oder gar demagogisch 
erscheinen, bedenkt man die bereits erwähnten tiefen politischen Risse 
zwischen den einzelnen Kontrahenten, nicht zuletzt die Positionskämpfe in 
Sachen betrieblicher »Partizipation«. Hinzu kommt, daß die Konzeption 
von Gewerkschaft selbst umstritten ist und die Spaltung vertieft: Die CISL 
bevorzugt eine »Mitgliedergewerkschaft« und mißtraut daher dem Ge- 
wicht, das die CGIL den demokratischen Austausch mit allen Arbeitskräf- 
ten, ob eingeschrieben oder nicht (z. B. in der Frage der Forderungskatalo- 
ge oder die Bewertung von Abkommen), beimißt. 

Dennoch wäre es falsch, aus diesen zweifellos vorhandenen Streitpunkten 
auf einen »Widerstand« gegenüber der Möglichkeit eines einheitlichen 
Vorgehens zu schließen - so als ob das Festhalten an der Trennung eine 
»linke« Position stärken würde. Denn zunächst muß eine einheitliche 
Gewerkschaftsbewegung nicht gleichbedeutend sein mit einer 
»monolithischen« Gewerkschaft. Abweichende Positionen wie die 
»kollaborativex oder die, die sich vor allem auf »eingeschriebenen 
Mitglieder« bezieht, sind ja in der Geschichte der Gewerkschaften nichts 
Neues und werden sich auch weiterhin gegen andere, widerstreitende 
Meinungen behaupten müssen. Es handelt sich also darum zu prüfen, ob 
diese Positionen besser innerhalb einer einheitlichen Gewerkschaft ausge- 
tragen werden können, oder wenn sie sich jeweils in einer eigenen 
Organisation »verkörpern«. Die erste Lösung muß aus verschiedenen 
Gründen als die »fortgeschrittenere« bezeichnet werden. Zunächst einmal 
koinzidieren die verschiedenen Positionen nicht mit den Verbandsetiketten: 
»kollaborative« Positionen gibt es auch in der CGIL, so wie es in der CISL 
auch »klassenkämpferische« gibt, wenngleich sie jeweils Mühe haben, sich 
dort Ausdruck zu verschaffen. Eine Einheitsgewerkschaft kann hier das 
Terrain für eine freiere, von »Verbandspatriotismus« befreite 
Auseinandersetzung zwischen politischen Positionen bereiten. 

Aber vor allem ist die Einheit der Gewerkschaften notwendige Bedingung 
für das Verhältnis zu den Arbeitnehmern. Die große Massenbeteiligung am 
Kampf gegen die Regierungsdekrete war nur möglich geworden, weil die 
gewerkschaftliche Verhandlungsführung einheitlich aufgetreten ist; und 
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nur innerhalb einer einheitlichen Organisation kann ihr die »Konsolidie- 
rung« dieser neuen Massenverankerung gelingen. 

Gewerkschaftliche Einheit und politische Auseinandersetzungen innerhalb 
der Gewerkschaft können und sollten sich deshalb verbinden. Wie wir ge- 
sehen haben, betrifft der politische Kampf grundsätzliche Fragen der Klas- 
senautonomie der Gewerkschaften: ihre Fähigkeit, den Arbeitsplatz und die 
Errungenschaften des »Sozialstaates« mehr oder weniger zu schützen; ihre 
Fähigkeit, eine mehr oder weniger wirksame Verteidigungsstrategie für die 
von der »lean production« bedrohten Arbeitsbedingungen aufzubauen. 
Anders als in den 80er Jahren erfolgt die Diskussion dieser Themen in ei- 
ner italienischen Gewerkschaftsbewegung die, ausgehend von den jüngsten 
Kampferfahrungen, dabei ist, eine Stärke und eine Schlagkraft zu erlangen, 
wie man sie seit langem nicht mehr erlebt hat. Sie könnte daher aufs Neue 
ein wichtiges »Laboratorium« für Erfahrungen werden, die der gesamten 
europäischen Gewerkschaftsbewegung und indirekt auch der europäischen 
Linken von Nutzen sein könnten. 
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Der Norden und der Süden: die Rolle des Staates bei 
der wirtschaftlichen und sozialen Spaltung Italiens’ 


Mit dem Konzept der »südlichen Frage« verband sich noch vor wenigen 
Jahren ein starker Solidaritätsgedanke, die Vorstellung von der gemeinsa- 
men Anstrengung der gesamten Nation für die Annäherung des rückstän- 
digen an den entwickelsten Teil des Landes. 

Die »Meridionalisten«, diejenigen Wissenschaftler, die kontinuierlich und 
leidenschaftlich daran erinnerten, daß Italien niemals eine zivile und euro- 
päische Nation sein könnte, ohne die wirtschaftlichen und gesellschaftli- 
chen Probleme im Süden des Landes bewältigt zu haben, wurden als das 
kritische Gewissen der Nation betrachtet. Die Gewerkschaftsbewegung or- 
ganisierte Generalstreiks für die Entwicklung des Mezzogiorno, an denen 
sich die Arbeiter aus dem Norden und dem Süden beteiligten. Im Laufe der 
Diskussion der »südlichen Frage« wurde auch ein subtiler Schuld- und 
Wiedergutmachungskomplex des Nordens erkennbar, denn dieser hatte aus 
der Vereinigung Italiens die größten Vorteile gezogen, so aus der Epoche 
Giolittis?, aus der Zeit des faschistischen Regimes und aus der Rekon- 
struktionsphase nach dem zweiten Weltkrieg, also aus allen wichtigen Pha- 
sen der italienischen Geschichte. 3 

Italien hat sich als Nation durch die Vereinigung von Territorien, Ökono- 
mien, Mentalitäten und politischen Systemen gebildet, die bis zum Jahr 
1860 noch völlig verschieden waren. In wenigen Jahrzehnten waren auch 
»die Italiener« geschaffen worden, wenn man von einer verbreiteten 
Skepsis absieht und darunter versteht, daß sich eine Gemeinschaft in einem 
Staat, einer Regierung oder in parlamentarischen und zivilen Institutionen 
wiedererkennt. Nach und nach dienten die Namen der früheren Staaten (das 
Königreich Lombardo-Venetien, Sardinien-Piemont, die Herzogtümer von 
Parma und Modena, das Großherzogtum von Toskana, der Kirchen 


1 


Überarbeitete Fassung eines Kapitels von Isaia Sales, Leghisti e sudisti, Rom 1993. 
2 


Giovanni Giolitti stand von 1903 bis 1913 fast ununterbrochen an der Spitze der italieni- 
schen Regierung. In dieser Zeit erlebte Italien eine außergewöhnliche wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung. Giolottis Politik zielte auf eine Allianz zwischen den industriellen 
Gruppen und den Arbeiteraristrokratie des Nordens (Anm. d. Übers.). 
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staat, das Königreich der Zwei Sizilien etc.) nur noch zur Bezeichnung 
landschaftlicher Verschiedenheiten. Dagegen reflektierten sich in der Be- 
ziehung zwischen dem Norden und dem Süden des Landes nicht nur geo- 
graphische Gegebenheiten, sondern eine tiefgreifende wirtschaftliche, po- 
litische und soziale Spaltung. Nach der Vereinigung von 1860 entdeckte 
das nördliche Italien, daß es sich nicht nur in den Sprachen, in der Mentali- 
tät und durch die früheren politischen und institutionellen Systeme, son- 
dern daß es sich vor allem ın den Lebensverhältnissen, den wirtschaftlichen 
Voraussetzungen, der Form der Gesellschaft, den Institutionen und der 
Politik vom Süden unterschied, eine Verschiedenheit, die alle anderen 
deutlich überlagerte bis sie schließlich einen dominanten und diskriminie- 
renden Charakter annahm. Deshalb kann man davon sprechen, daß die 
»südliche Frage« mit der Vereinigung Italiens entstanden ist (auch wenn 
sie bereits vor der italienischen Staatsgründung vorhanden war); sie beglei- 
tete dann die Geschichte des Landes, und stellt nach 130 Jahren die kon- 
kreteste Form des Scheiterns und den schwächsten Punkt der gesamten 
Einheitskonstruktion dar. 


In der Vergangenheit erschien vielen Wissenschaftlern die südliche Frage 
als ein Resultat der Rückständigkeit des italienischen Kapitalismus. Aber 
wie war es möglich, daß diese Frage in einer modernen kapitalistischen 
Gesellschaft, in der fünftstärksten industrialisierten Nation der Welt fort- 
bestehen konnte? Italien nimmt heute einen hervorragenden Platz unter den 
modernen kapitalistischen Ländern ein, zugleich wird es jedoch durch die 
Existenz eines großen, relativ rückständigen Gebietes charakterisiert. 
»Dieses Gebiet ist im Hinblick auf die Bevölkerungszahl doppelt so groß 
wie Griechenland, dreimal so groß wie Portugal und viermal so groß wie 
Irland« (Andreani 1989). 

Auch andere Nationen Europas haben einen schwierigen Einigungsprozeß 
durchgemacht, aber in keinem dieser Länder waren die Schwierigkeiten so 
groß und so anhaltend wie in Italien. Der Prozeß der Bildung einer homo- 
genen und starken Nation, obwohl er von verschiedenen Positionen und 
unterschiedlichen wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen ausging, hat 
bei allen entwickelten europäischen Staaten stattgefunden. Dort wo ernst- 
hafte Integrationsprobleme oder Konflikte fortbestehen (wie die baskische 
Frage oder die Irlandfrage) weisen diese andere Charakteristiken auf als die 
südliche Frage. Zur Unterstützung dieser These sei daran erinnert, daß die 
baskischen Länder heute zu den entwickelsten Regionen Spaniens gehören 
und daß die irische Frage im wesentlichen den Charakter eines Re- 
ligionskonfliktes trägt (auch wenn dies nicht mehr ausschließlich der Fall 
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ist). Und in Frankreich sind zwei geographisch entgegengesetzte Regionen, 
Korsika und die Bretagne vom Problem der Rückständigkeit betroffen. 
Nachdem Italien als Staat und als Nation bereits 130 Jahre besteht, gibt es 
die südliche Frage immer noch und sie ist noch heikler als in der Vergan- 
genheit. Nur, daß sie von der öffentlichen Meinung nicht mehr mit einer 
positiven Deutung aufgenommen wird. Mit der südlichen Frage werden 
heute alle Defekte der Nation identifiziert, alles das, was eben nicht getan 
werden sollte, was Verhaltensweisen und Mentalitäten sind, die nicht hin- 
genommen werden sollen. Die südliche Frage und die Übel Italiens werden 
geradezu gleichgesetzt. 

Die Meridionalisten scheinen fast verschwunden zu sein: Persönlichkeiten 
wie Bobbio kommen zu dem Schluß, daß die Lösung der südlichen Frage 
allein in den Händen der Süditaliener liege. Sie stoßen damit einen der 
Grundpfeiler des historischen Meriodionalismus um, der die südliche Frage 
als eine Frage der gesamten Nation, als den herausragendsten Punkt und 
zugleich als den Prüfstein für die gesamte italienische Demokratie sicht. 
Was also geschieht im Moment? Was hat so deutlich und innerhalb so kur- 
zer Zeit das Empfinden der Nation für den Süden verändert? 

Es gibt zwar keine Meridionalisten mehr, es wuchsen aber die sudisti, die 
Apologeten einer unveränderten Erhaltung der verschiedenen Ämter für 
den Mezzogiorno, also diejenigen, die das Solidaritätsprinzip und die na- 
tionalen Hilfen benutzt haben, um sie für ihre eigenen Interessen und die- 
jenigen ihrer politischen Verbündeten zurechtzubiegen. Und immer stärker 
und expansiver sind auch die leghisti geworden, diejenigen politischen 
Bewegungen (vornehmlich im Norden, Anm. d. Übers.), die den Kampf 
gegen einen überwuchernden Staat mit dem Kampf gegen den Süden 
gleichsetzen. 

Schließlich hat sich etwas tiefgreifendes in den tragenden Werten und 
Ideen der Nation verändert, im Fall der südlichen Frage handelt es sich so- 
gar um einen radikale Wende. 1860 war das hauptsächliche Problem an 
dem sich die Klasse der staatlichen Führungskader messen lassen mußte, 
die Integration des Südens in den italienischen Staat. Auch 1945 stellte sich 
das Problem der Integration der armen Massen (fast der gesamten 
Bauernschaft und der Süditaliener) in den italienischen Staat. Heute ist es 
dagegen mit den Händen zu greifen wie eine derartige Staatsintervention, 
die in verschiedenen Ausprägungen die gesamte Geschichte des einheitli- 
chen Italiens charakterisiert hat, anstatt das Konzept der Nation zu stärken 
und zu konsolidieren, dieses erheblich geschwächt hat; anstatt den Mez- 
zogiorno Italiens zu integrieren, hat sie ihn noch stärker vom Rest der Na- 
tion entfernt. Ein Öffentliches Eingreifen, das integrieren und annähern 
sollte, führte dazu, daß der Süden ins Abseits gedrängt wurde. 
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Jahr für Jahr wurde gesagt, daß ein im Süden abwesender Staat dazu beige- 
tragen hätte, daß das staatsbürgerliche Bewußtsein der Süditaliener weniger 
stark ausgeprägt sei. Aber gerade in der Phase, in welcher der der Staat 
stärker als je zuvor in der Wirtschaft und Gesellschaft des Südens anwe- 
send war, entfernte sich der Süden deutlicher denn je von der modernen 
Auffassung des Rechtsstaates. 


Im Zentrum der Debatten über den Mezzogiorno stand für viele Jahre der 
Begriff der »Ausbeutung«. An dieser Stelle soll die intensive Debatte, die 
sich über dieses Thema in mehr als einem Jahrhundert seit der Herstellung 
der Einheit Italiens entwickelte, nicht erneut aufgenommen werden. Die 
These, daß die Entwicklung des Nordens durch die Ausbeutung des Südens 
begünstigt worden sei, wurde auf historiographischer Ebene zur Genüge 
bestätigt. 

Es soll hier auch nicht wieder die Debatte aufgenommen werden, die sich 
während des »italienischen Wirtschaftswunders« entwickelt hatte. Es ist 
bereits hinreichend klar, daß die wirtschaftliche Expansion des Nordens 
ohne den Beitrag der Arbeitskräfte aus dem Süden und ohne die Erweite- 
rung des nationalen Konsummarktes in den Süden des Landes nicht mög- 
lich gewesen wäre. 

Die Frage, auf die es uns hier ankommt, ist die folgende: Wie konnte es 
geschehen, daß sich eine Debatte, die auf dem Konzept der Ausbeutung des 
Südens (in seiner Eigenschaft als Finanz- und Arbeitskraftreserve sowie als 
kolonialer Markt) gestützt war, in eine Debatte über den Süden, der die 
nationalen Ressourcen zum Nachteil des Nordens in Anspruch nimmt, 
transformierte? 

Es ist wichtig daran zu erinnern, daß zu Beginn dieses Jahrhunderts die 
»Steuerfrage« im Zentrum der Kontroversen der Meridionalisten stand. 
Man war der Auffassung, daß in der Steuerordnung und in der Steuerpoli- 
tik der Regierungen die Gründe der südlichen Unterlegenheit zu finden 
wären. Francesco Saverio Nitti vertrat die Auffassung, daß der Reichtum 
des Südens durch die spezifische Steuerordnung auf den Norden übertragen 
worden sei. Ein anderer bedeutender Meridionalist, Guistino Fortunato, 
errechnete, daß das südliche Italien mit einem Anteil von etwas mehr als 
ein Viertel am Nationaleinkommen, fast ein Drittel aller Abgaben des 
Landes aufbrachte. Diese Diskussion wurde vor etwas weniger als einem 
Jahrhundert geführt. Heute steht die gleiche Frage auf umgekehrte Weise 
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im Zentrum der Auseinandersetzungen der Leghe’. Hier soll nicht an die 
begründete Kritik an den Thesen Nittis und Fortunatos erinnert werden, um 
so weniger an die Kritik an den Thesen der Leghe. Wir können aber 
feststellen, daß sich die Anschuldigung umgekehrt hat. Auch in diesem Fali 
wurde ein typisches Argument des klassischen Meridionalismus zum 
stärksten Argument derjenigen, die grundsätzlich die Existenz einer 
südlichen Frage leugnen. 

Die südliche Frage kehrte sich also um: von einem Integrationsproblem des 
ärmsten und rückständigsten Teils in den Wunsch nach Separation des 
modernsten und entwickelsten Teil des Landes. Auch dieser Umstand ist in 
der italienischen Geschichte des letzten Jahrhunderts völlig einmalig. Der 
»Separatismus« war immer ein typisches politisches Ziel einiger Teile der 
Bourgeoisie des Südens, das die italienische Geschichte begleitet hat, bis es 
schließlich im sizilianischen Separatismus der Zeit nach dem zweiten 
Weltrieg explodierte. Heute hingegen nimmt der Separatismus einen ty- 
pisch nordischen Wesenszug an. 

Man sollte auch nicht vergessen, daß die Interessen der industriellen Bour- 
geoisie des Nordes den wichtigsten Impuls zur Realisierung der italieni- 
schen Einheit lieferten: die Notwendigkeit der Schaffung eines nationalen 
Marktes war ein außerordentlich starkes Motiv auf dem Weg zur Vereini- 
gung. Die treibende Kraft der Vereinigung waren insbesondere die Füh- 
rungsschichten des Nordens, die sich für mehr als ein Jahrhundert als ein- 
ziges wirkliches Bindeglied der Nation anboten. In der »Notwendigkeit der 
Einheit« manifestierte sich die hegemoniale Funktion der Führungsschich- 
ten des Nordens. Heute hingegen ist es gerade die Bourgeoisie des Nor- 
dens, die den Süden als Hindernis bei der Integration in den europäischen 
Markt empfindet. 

Die Rückständigkeit des Südens war viele Jahre der produktiven Expansion 
des Nordens zweckdienlich. Die öffentlichen Transfers ermöglichten, daß 
auch durch den Verbrauch im Süden der nationale Markt ausgeweitet 
wurde. Die Preise dieses Gleichgewichtes sind jedoch heute untragbar ge- 
worden und für die Entwicklung des Nordens ist es nicht mehr nützlich. 
Das System steht kurz vor dem Zusammenbruch, es ist aber absurd, daß 
dies zur Leugnung jeglichen Interesses für das Schicksal des Südens führt. 
Die südliche Frage ist folglich von einer Frage der gesamten Nation zu ei- 
ner überwiegend die Gesellschaft des Südens betreffenden Frage gewor- 
den. Es ist sogar eine »nördliche Frage« entstanden, die die öffentlichen 
Finanzen und die fiskalische Belastung der Norditaliener thematisiert und 


So die Bezeichnung für die neuen, regionalistischen politischen Bündnisse im Norden der 
Republik. Im allgemeinen Sprachgebrauch hat sich der Begriff Lega durchgesetzt, die 
sich jedoch aus mehreren getrennten Organisationen zusammensetzt (Anm. d. Übers.). 
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im Süden das Haupthindernis für die Teilnahme an der europäischen Inte- 
gration sieht. 

Dies alles ist innerhalb nur weniger Jahre geschehen, und das traditionelle 
meridionalistische Denken blieb demgegenüber völlig sprachlos. Nur wenn 
man sich über die Ursachen dieses Prozesses klar wird, kann man einen 
neuen, glaubwürdigen meridionalistischen Ansatz entwickeln. Im Moment 
hat sich aber die Überzeugung von der Unlösbarkeit der südlichen Frage 
schon fast durchgesetzt und wir stehen dicht davor, die nationale Solidarität 
für den Mezzogiorno völlig aufzugeben. Ein Ausgang, der vor einigen 
Jahren noch absolut undenkbar war. 

Für diese radikale Änderung des »nationalen Empfindens« tragen alle bis- 
lang im Mezzogiorno versuchten und durchgeführten politischen Ansätze 
sowie die nationalen und lokalen Führungskräfte eine erhebliche Verant- 
wortung. 


Eines der beunruhigendsten Symptome der italienischen Krise ist der 
mögliche Bruch mit dem Konzept einer einheitlichen Nation. Dieser Bruch 
ist bereits bei Millionen von Menschen, die innerhalb derselben Nation le- 
ben, sehr stark. Wir stehen einer völlig unbekannten Situation in der Ge- 
schichte Italiens gegenüber. Italien ist ein Land, das während des letzten 
Jahrhunderts niemals ethnische Konflikte, gewalttätige regionale und terri- 
toriale Auseinandersetzungen erlebt hat. Das Konzept der Nation hatte sich 
gerade auf der Grundlage einer Anerkennung des Solidaritätsprinzips für 
die benachteiligten Gebiete konsolidiert. 

130 Jahre nach der Einheit Italiens und 40 Jahre nach dem Beginn des 
l'intervento straordinario" gilt der Süden im allgemeinen Verständnis der 
Italiener als das unangefochtene Reich der Politik und der Parteien, als 
emblematischer Ort der Intervention und des Scheiterns des Staates, als 
Metapher für staatliche Ineffizienz und Korruption. Gerade deshalb muß 
jede Vorstellung einer Reform der Politik, einer demokratischen Erneue- 
rung des Staates von diesem Punkt ausgehen - von der Rekonstruktion der 
moralischen, ökonomischen und zivilen Fundamente des Konzeptes der 
Einheit Italiens, von einer Nation, die eben nicht auf ethnischer Grundlage 
getrennt ist, sondern lediglich aufgrund der tatsächlichen Arbeitsweise der 
Parteien, der Institutionen und des Staates, in einem der Landesteile. 

Eine entschiedene Abneigung gegen die Leghe, der Kampf gegen die egoi- 
stischen Empfindungen, die, wenn auch untergründig, beim entwickelsten 


»L'intervento straordinario«, außergewöhnliche Maßnahme, wird das staatliche Förder- 
programm für die Entwicklung der südlichen Regionen genannt, das 1950 durch einen 
Regierungsbeschluß erlassen und in der »cassa per il Mezzogiorno« insitutionalisiert 
wurde (Anm. d. Übers.). 
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Teil der Nation immer stärker werden, befreien uns aber nicht davon, die 
Resultate von 40 Jahren [intervento straordinario und nationaler 
Unterstützungen für den Mezzogiorno einer gründlichen Analyse zu un- 
terziehen. Jede mögliche Wiederaufnahme eines meridionalistischen 
Ansatzes und einer südlichen Bewegung muß von einer solchen Analyse 
ausgehen, und sich an den einfachen Umstand erinnern, daß die Zuwen- 
dung nationaler Ressourcen für den Mezzogiorno »in ihrer Intensität und 
Kontinuität bei weitem irgendeinen, an unterentwickelte Regionen im eu- 
ropäischen Raum geleisteten Beitrag übersteigt« (Salvati 1992, 184). In 
keinem anderen entwickelten Land blieb eine einzelne Region für einen so 
langen Zeitraum dermaßen rückständig, und kein anderes Land hat wäh- 
rend so vieler Jahre derartig umfangreiche Ressourcen in eine Region ge- 
lenkt, ohne daß dabei zufriedenstellende Ergebnisse erreicht wurden. 

Man muß zur Kenntnis nehmen, daß eine »außerordentliche« öffentliche 
Maßnahme, deren Ziel die schrittweise Angleichung der Verhältnisse des 
Mezzogiorno an den Rest des Landes war, zur üblichen Praxis, zum stän- 
digen ökonomischen Modell und zur normalen Lebensweise wurde, bis zu 
dem Punkt, an dem sie nicht mehr etwas außerordentliches, sondern etwas 
ım Panorama der modernen kapitalistischen Länder völlig Neues geworden 
ist. 

Was ist also heute aus Italien und aus dem Mezzogiormo geworden? Die 
durch den Staat bewirkte Verwandlung des Mezzogiorno ist offensichtlich. 
Der Staat begründete keine Industrie, keine Produktion oder Kultur. Mit 
ihm kamen Einkommensangleichungen und öffentliche Arbeiten. Die 
Verwaltung des Ganzen wurde dem Parteien-Staat anvertraut, der das öko- 
nomische, soziale und zivile Leben in einer monopolistischen Weise be- 
einflußt und schließlich weitgehend unterdrückt hat. Wir sprechen also von 
einer besonderen Anwesenheit des Staates, von Öffentlichen Ausgaben, die 
zugleich Möglichkeiten und Abhängigkeiten erzeugen, die das, was sie auf 
der einen Seite an Konsum ermöglichen auf der anderen Seite wieder an 
Freiheit und Autonomie entziehen. Die politische Unterdrückung wird ge- 
rade deshalb toleriert, weil sie auf gewundenen Wegen erlaubt, an der 
Konsumgesellschaft teilzuhaben. 

Es ist Klar, daß die gegenwärtige südliche Frage in einem unlösbaren Ge- 
flecht von wirtschaftlichen und politisch-institutionellen Strukturen be- 
steht. Die Kontrolle der öffentlichen Ausgabenströme stellt heute die 
hauptsächliche Quelle der Macht der Gesellschaft des Südens dar; es ist al- 
so nicht mehr die Kontrolle über den Boden oder die Arbeit. Während im 
Norden die ökonomische Macht dazu tendiert, auch politische Macht zu 
werden, bedeutet im Süden die politische Macht auch ökonomische Macht. 
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Wir stehen einer bislang unbekannten ökonomisch-sozialen Formation ge- 
genüber, die sich in den letzten zwanzig Jahren konsolidiert hat und die den 
Mezzogiorno in einer, im Vergleich zu den anderen Teilen des Landes 
eigentümlichen Art und Weise reguliert. Es ist eine mit traditionellen Ka- 
tegorien nur schwer zu beschreibende Situation, in der die Rolle des Staa- 
tes, der Politik, der Institutionen und der Parteien entscheidend, aufzeh- 
rend, vorherrschend und repressiv ist. Die politische Macht ist beinahe zum 
absoluten Regulator des sozialen und wirtschaftlichen Lebens ganzer Ge- 
biete des Südens geworden. Ihre Regeln sind die Regeln der Ökonomie 
geworden; ihre Methoden, die allgemeinen Methoden; ihre moralische 
Auffassung, die allgemeine moralische Auffassung. 

Die statistischen Daten der letzten Jahre, die eine Zunahme des Gefälles 
zwischen Norden und Süden (im Konsumniveau, in der Produktion, in der 
Infrastrukturaustattung, in der Kriminalitätsrate) anzeigen, geben uns nicht 
nur über quantitative Unterschiede, die schon längst in unterschiedliche 
Qualitäten umgeschlagen sind, Auskunft. Sie verweisen auf zwei fast völlig 
voneinander verschiedene wirtschaftliche Systeme: Eine regional funk- 
tionierende vom Staat abhängige und auf ihn bezogene Wirtschaft, die in 
eine nationale Marktwirtschaft eingegliedert ist. 


Seit der Einheit Italiens gab es eine Symbiose zwischen der großen Indu- 
strie und dem Staat. Im zweiten Weltkrieg hat diese Symbiose merkwür- 
dige Effekte produziert: die Großindustrie hat dem Staat die Aufgabe 
überlassen, den nationalen Konsummarkt zu erweitern, ohne daß dabei je- 
doch Konkurrenten im Süden entstanden wären. Und der Staat, anstatt die 
Entwicklung der Produktion im Süden zu befördern, hat dort noch vor den 
Produzenten die Konsumenten erzeugt. 

Der Mezzogiorno ist somit, ohne jemals eine vollständige industrielle 
Entwicklung erfahren zu haben, postindustriell geworden. Er vollzog den 
Übergang von einem Land dessen Wirtschaft vom primären Sektor be- 
stimmt war zu einem Land mit einem überwiegend tertiären Sektor. Er 
durchschritt also nicht, wie dies für die meisten entwickelten europäischen 
Gebiete üblich war, die klassische Reihenfolge von der agrarischen über 
die industrielle zur Dienstleistungswirtschaft. 

Hat der Mezzogiorno also eine Entwicklungsstufe übersprungen? Wahr- 
scheinlich nicht. Die mittlere Stufe hat eben nicht die Industrie, sondern die 
administrative Ökonomie, Politik und Staat belegt. Das Konsum- und das 
Wohlstandsniveau, die sich im Vergleich zu früher enorm gesteigert haben, 
wuchsen jedoch nicht aufgrund einer sich vergrößernden produktiven 
Basis, sondern aufgrund von politischen Entscheidungen, die eine Reihe 
negativer Begleiterscheinungen hatten. Es ist schwierig, unter den 
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entwickelten Ländern ein weiteres Beispiel für eine so enge Verbindung 
zwischen individuellen Einkommenszuwächsen und einem weitverbreite- 
ten Verfall des gesellschaflichen Lebens und des Öffentlichen Dienstes zu 
finden. Das Beispiel des Mezzogiorno demonstriert, daß das Überspringen 
einer Stufe der »natürlichen« Entwicklung aufgrund von staatlichen Ein- 
griffen zwar eine Erhöhung des Wohlstands ermöglicht, daß dies aber auch 
schwerwiegende Konsequenzen für die demokratische und zivilgesell- 
schaftliche Entwickluung haben kann, ein Schaden, der eventuell schwer- 
wiegender ist als der ökonomische Nutzen. 

Mußten die führenden Schichten des Landes in der Vergangenheit einen 
Kompromiß zwischen der Industrie des Nordens und den Latifundien des 
Südens herstellen, so findet dieser in den letzten Jahren vornehmlich zwi- 
schen einer weiteren Expansion des Nordens und einer Besetzung des Par- 
teien-Staats im Süden statt. 

Der Staat nimmt in der Peripherie des Südens die Form der Parteien an; 
diese repräsentieren die »Staatlichkeit«, was als das eigentliche Problem zu 
betrachten ist. Die Parteien und die Institutionen haben für sich das Recht 
vereinnahmt, die zivile Gesellschaft zu vertreten. Analoge Beispiele konnte 
man nur in den osteuropäischen Ländern finden. Es handelt sich hier um 
eine Gesellschaft, die auf der Zentralität der Parteien, der Politik und der 
Institutionen basiert und die nur einen eingeschränkten »freien Markt« und 
eine reduzierte Rolle der Zivilgesellschaft kennt. In der fünftstärksten 
Industrienation der Welt hat sich in einem keineswegs marginalen Teil eine 
Enklave bilden können, die nicht nach den traditionellen ökonomischen 
Regeln definiert werden kann. Der Mezzogiorno scheint in einigen Aspekte 
das einzige in Europa übriggebliebene Land des realen Sozialismus zu sein. 
Manchmal hat man den Eindruck, daß hier ein Gleichgewicht zwischen 
Kapitalismus und Staatssozialismus, zwischen westlicher und östlicher 
Welt erreicht wurde. 

Der Staat stellt heute stärker als in jedem anderen historischen Zeitab- 
schnitt die Kraft und zugleich die Tragödie im gegenwärtigen Mezzogiorno 
dar, ähnlich wie in allen anderen »von oben« regulierten Systemen. In 
diesem Sinne kann sich der italienische Mezzogiorno in die Geschichte der 
(gescheiterten) Versuche einreihen, die Wirtschaft und die Gesellschaft 
ganzer Länder von der staatlichen Spitze her zu regulieren, und Gebiete 
und Klassen, die beim Konstituierungsprozeß der nationalen Einheit nicht 
mitwirkten, auf diesem Weg zu integrieren. Es handelt sich jedoch um ei- 
ne spezifische Art des Scheitern, weil es innerhalb einer entwickelten 
Nation und innerhalb einer kapitalistischen Ökonomie erfolgte. 
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Die neue Aufgabe der Meriodionalisten besteht heute darin, sowohl gegen 
die leghisti wie gegen die sudisti anzukämpfen, gegen jene, die den Bruch 
des Solidaritätsprinzips in einem historisch geteilten Land sanktionieren 
wollen, und auch gegen andere, die stattdessen weiter von diesem Prinzip 
profitieren wollen, um die nationalen Unterstützungsleistungen den per- 
sönlichen Interessen und politischen Verbündeten dienlich zu machen. 

Man muß zur Kenninis nehmen, daß sich mit der plötzlichen Ausbreitung 
des Leghismus zuallererst das Problem der Umverteilung der Ressourcen 
neu stellt. Mit dem Leghismus ist die besondere Ausprägung eines italieni- 
schen Wohlfahrtssystems aufsehenerregend und gewaltsam zusammenge- 
brochen, und zwar dort, wo der Staat selbst die Wirtschaft großer, rück- 
ständiger Gebiete ersetzt hat. 

»Alle Verteilungsmodelle (seien es Modelle mit ethnischem Charakter zum Vorteil von Re- 
gionen mit speziellen Autonomiestatuten, seien es Modelle mit sozialem Charakter oder mit 
meridionalistischem Charakter) befinden sich in der Krise. Die Krise hat jedoch im Fall der 
Nord-Süd Umverteilung Konsequenzen, die gerade wegen ihrer besonderen Ausprägung äu- 
Berst besorgniserregend sind. Deshalb muß die Umverteilung der Ressourcen unbedingt in 
transparente und akzeptierte Bahnen gelenkt werden« (Becchi 1991). 

Es wird Zeit, über einem neuen Vertrag zwischen dem Norden und dem 
Süden zu sprechen. Dabei ist es notwendig, mit dem alten Kompromiß, von 
dem sich die Nation in diesen Jahren hat leiten lassen, radikal zu brechen: 
dem Kompromiß zwischen der Industrie des Nordens, dem Staat und den 
öffentlichen Transfers in den Süden. 

Das beeindruckende und schnelle Entstehen der Leghe, die explosionsarti- 
ge Ausweitung der mit der Mafia verbundenen Kriminalität über ihre tra- 
ditionellen Einflußssphären hinaus, haben diesen schändlichen Kompromiß 
untragbar gemacht. Der Süden lebt seit Jahrzehnten vom Staat und sein 
demokratisches und ziviles Bewußtsein stirbt durch den Staat. Der Süden 
lebt und konsumiert umgeben von einer Wüste in Bezug auf Zivilität, Le- 
galität und produktive Aktivitäten. Der Norden kann ohne den Staat aus- 
kommen, der Süden jedoch nicht. Auf den Staat verzichten zu können, ist 
jedoch nicht das Problem, sondern das Problem ist die andere Qualität des 
Staates im Süden. Der Staat ıst zugleich der einzige Grundpfeiler des ge- 
genwärtigen Mezzogiorno und die gravierendste Ursache seines 
Niedergangs. 

Gebraucht wird ein neuer politischer und gesellschaftlicher Ansatz, um die 
staatlichen Maßnahmen nicht in Tragödien zu verwandeln, ein Ansatz, der 
von der gesamten Bevölkerung getragen und von der nationalen Politik 
aufgegriffen werden kann. Im Süden gibt es heute eine komplizenhafte 
aber keine an Recht und Gesetz orientierte Beziehung zum Staat. Der Bür- 
ger nimmt vom Staat was ihm vorteilhaft erscheint: das sind nicht Regeln, 
Solidarität und Dienstleistungen, sondern Geld und Protektion. 
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Die Solidarität für den Süden neu aufleben zu lassen, die südliche Frage 
heute wieder als legitimes Problem der gesamten Nation zu stellen, ist un- 
ter drei Bedingungen möglich: wenn man die politische »Abhängigkeit« 
des Südens bekämpft, wenn man grundsätzlich das intervento straordinario 
und alle bislang im Süden verfolgten Politiken überwindet und wenn die 
öffentlichen Gelder für strategische Ziele eingesetzt werden, d. h. um die 
Industrialisierung zu fördern und endlich eine Arbeits- und eine Unter- 
nehmenskultur in den Mezzogiorno zu bringen. Mit anderen Worten das zu 
tun, was seit mehr als einem Jahrhundert, seit der industriellen Entwick- 
lung im Norden, nicht geschehen ist. 

Die südliche Frage besteht heute in der Rückständigkeit der produktiven 
und industriellen Basis und in der entarteten Beziehung zwischen dem 
Staat, der Wirtschaftspolitik und der Gesellschaft des Südens. Diese beiden 
Dinge sind eng miteinander verbunden. Ein Süden, der nur über eine ge- 
ringe produktive Basis und über wenig Kultur und Legalität verfügt, aber 
reich an Konsum und Illegalität ist: Dies hat uns die meridionalistisch Po- 
litik der letzten vierzig Jahre gebracht. 


Übersetzung aus dem Italienischen von Katrin Ghisu 
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Peter Kammerer 


Pasolini und die italienische Krise 
Eine Arbeitshypothese 


Für den von Zadek als »neu-deutscher 
Nationalist« eingestuften Heiner Müller 


1. 


Bei der Totenfeier für Pasolini auf dem Campo di Fiori, an einem der er- 
sten Novembertage 1975, sie wurde zu einer der großen und bewegenden 
Kundgebungen jener Zeit, beschrieb Alberto Moravia die unersetzliche 
Funktion Pasolinis, der als Dichter den Weg der Nation von der Resistenza 
bis heute begleitet hatte: Mit einer sich steigernden Äußerungswut, mit 
dem kühlen Können des großen Stilisten, mit sozialem Engagement und 
kritischem Weitblick, als einzigartiger Dichter und Künstler. Heute könnte 
man hinzufügen - was damals mit Sicherheit eine erstaunliche Behauptung 
gewesen wäre -, daß der Mord an Pasolini das ankündigte, was man heute 
als das Ende der ersten Republik bezeichnet, das zwanzig Jahre später ein- 
getreten ist. Genauer: Das Pasolini'sche »wir sind alle in Gefahr« der letz- 
ten Interviews und Schriften hätte man viel wörtlicher nehmen müssen, als 
Ausdruck einer Krise, deren negativer Ausgang sich bereits deutlich ab- 
zeichnete, einer tödlichen Gefahr für das demokratische und geselischaftli- 
che Leben Italiens. Pasolini hat diesen Ausgang schr bewußt antızipiert und 
Fragen formuliert, deren wir uns erst heute wirklich bewußt werden. Die 
künstlerische Sensibilität war der politischen, ökonomischen und ge- 
selischaftlichen Analyse der damaligen Linken weit voraus. 


2. 


Es gibt einige Punkte, an denen sich diese These festmachen läßt. In seinen 
letzten Jahren hat Pasolini, der Freibeuter, nicht nur auf faszinierende 
Weise quergedacht, sondern auch sehr konkrete Aussagen und Vor-Aus- 
sagen gemacht: 

- über die Korruption der politischen Gewalt, die sich im »Palazzo« ihr ei- 
genes, selbstgenügsames und undurchschaubares Machtgebilde geschaffen hat; 
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- über den notwendig gewordenen Prozeß gegen die christdemokratischen 
Potentaten, der weniger der Bestrafung, als viel mehr einem Akt politischer 
»Selbsterkenntnis« dienen sollte; 

- über die Involution der Kirche und ihren Verrat am Geist des vatıkani- 
schen Konzils und über ihre wachsende politische Bedeutung; 

-über das Ende des traditionellen Faschismus und Antifaschismus; über 
den völlig neuen Charakter eines künftig möglichen Faschismus; 

- über die Hoffnungslosigkeit jugendlichen Unglücks, das sich nicht mehr 
mitteilen läßt; 

- über den Terrorismus der Kommunikationsmittel und ihre Etablierung als 
neues Zentrum von Herrschaft; 

- über das »Ende der Geschichte«, den Sieg der Konsumgesellschaft, die 
Krise des Kommunismus. 


Diese Themen haben seitdem an Aktualität nur gewonnen und stehen heute 
im Mittelpunkt der Diskussion. Zu jedem dieser Punkte ist viel gesagt und 
geschrieben worden. Ein jeder hat sich aus diesem Angebot geholt, was 
ihm gerade nützlich schien, doch kaum jemand hat das zugegebenermaßen 
apokalyptisch gehaltene Gesamtbild sehen wollen. Nur Pasolinis alter 
Freund Gianni Scalia sah das Systematische in den überall zerstreuten, 
ebenso verzweifelten wie brillanten Zeitungsartikeln und verstand, daß in 
ihnen Ansatzpunkte zu einer neuen Kritik der politischen Ökonomie stec- 
ken. Ende September 1975 schreibt er an Pasolini als Antwort auf dessen 
Artikel vom 11.9.1975 (in: ZI Mondo, immer noch außerordentlich lesens- 
wert, wieder abgedruckt in Lettere Luterane): 


»Wenn ich lese 'politische Ökonomie‘, Produktionsweise', Produktion nicht nur von Waren, 
sondern von 'Humanität' (scilicet: soziale Beziehungen. Genauer: 'Produktion von gesell- 
schaftlichen Produktionsverhältnissen': das ist eine, ich muß sagen, die Marx'sche Entdec- 
kung, des 'Geheimnisses der Warenform'); wenn ich das lese, bekomme ich Lust, mit Dir zu 
sprechen, zu diskutieren, Dich zu 'übersetzen'«. 


Und Pasolini antwortet am 3. Oktober 1975: 


»Deine Idee, das, was ich jourmalistisch sage, in Begriffe der politischen Ökonomie zu 
'übersetzen', ist nicht nur sehr schön, sondern muß auch unverzüglich ausgeführt werden«. 
Nach der von Nico Naldini herausgegebenen Edition der Briefe Pasolinis 
ist das der letzte Brief, den Pasolini vor seinem Tod geschrieben hat. 

Scalıa hat seinen Vorschlag nie realisiert. Mehr noch: In der ganzen Paso- 
linı-Rezeption gibt es meines Wissens keinen einzigen derartigen Versuch. 
Heute ist so etwas nicht gefragt und die traditionelle, linke politische Öko- 
nomie der 70er Jahre war nicht offen genug, um die linguistischen und an- 
thropologischen Intuitionen und Erkenntnisse Pasolinis zum Zustand der 
italienischen Gesellschaft (Anthropologie und Linguistik waren für ihn die 
wichtigsten Hilfswissenschaften eines modernen Marxisten) aufzunehmen 
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und mit den eigenen Ergebnissen zu vergleichen. Das Resultat scheint mir 
jedoch eindeutig zu sein: Sowohl die Analysen, als auch die Prognosen 
Pasolinis zur Entwicklung der italienischen Gesellschaft sind erstaunlich 
zutreffend, während die sozialwissenschaftliche und politikwissenschaftli- 
che Literatur sich sehr schnell als eigentümlich überholt erwiesen hat (man 
denke nur an die ganze Literatur über den Eurokommunismus bzw. über 
ein, von der PCI entworfenes, alternatives Entwicklungsmodell; über den 
»Massenarbeiter«; über den Mittelstand; über den Charakter des Neofa- 
schismus; über die Krise der Christdemokraten etc. etc.). 


3. 


Im übrigen läßt sich das Mißtrauen der offiziellen und der extremen Linken 
gegenüber Pasolini leicht erklären, wenn man sich an die enorme Euphorie 
erinnert, die die Wahlsiege der PCI der Jahre 1974/1975 begleiteten; 
Stimmengewinne, die es - so hoffte man - ermöglichen würden, die schon 
seit fünf, sechs Jahren schwelende revolutionäre Begeisterung und 
Mobilisierung breiter Massen in konkrete Politik umzusetzen. Pasolini war 
der Ansicht, diese »Oberflächenphänomene« blieben unverständlich ohne 
eine Analyse der tiefen, anthropologischen Brüche. Diese gäben zum 
schlimmsten Pessimismus Anlaß, setzten aber auch magmatisch irrationale 
Energien frei, mit denen eine fortschrittliche Politik sich auseinandersetzen 
müsse. Sein Beharren auf diesem Punkt stieß auf Desinteresse und 
Unverständnis und erschien als völlig fern vom Gebot der Stunde, als rei- 
ner, subjektiv begründeter Anachronismus. Pasolini hatte zu diesen Fragen 
keinen Gesprächspartner und führte seinen bedeutendsten Dialog der 
letzten Jahre allein mit sich selbst, mit seiner Vergangenheit. Der 1974 
veröffentlichte Gedichtband La nuova gioventy enthält im ersten Teil 
Gedichte aus den Jahren 1941-1953 (veröffentlicht 1954 unter dem Titel: 
La meglio gioventy), im zweiten Teil bekommen diese Gedichte eine »neue 
Form«, werden zum »Gegenlied«, erhalten Jahrzehnte später mittels oft 
minimaler Varianten eine neue Bedeutung. Ich kenne in der Literatur kein 
anderes Beispiel einer so umfangreichen »Revision« eines poetischen 
Frühwerks, das in neuer Form ein Letztes wird. Pasolini spannt einen un- 
heimlichen Bogen, dem er einen dritten Teil mit Gedichten der Jahre 
1973/74 folgen läßt unter dem Titel: Mit düsterem Enthusiasmus. Ein so 
außerordentliches Werk erschien fast unbeachtet und es ist ein Rätsel der 
Pasolini-Rezeption, daß es bis heute weitgehend unbeachtet geblieben ist. 
In La nuova gioventy liegt nicht nur weiteres dichterisches Material voller 
Anspielungen auf die politische Situation Italiens vor, sondern vermutlich 
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auch der Schlüssel für eine »Übersetzung« von Pasolinis Vorstellungen 
über die Entwicklung der Humanität in Begriffe einer Kritik der politischen 
Ökonomie. Letzteres gilt sicher auch für das erst 1992 veröffentlichte 
Romanfragment Perrolio. 


4. 


Die bisherigen Ausführungen sind im Grunde nicht mehr als eine Arbeits- 
hypothese in drei Schritten, die ich noch einmal genauer umreißen möchte. 
Erstens: Pasolini hat zwischen 1943 und 1975 »das Leben der Nation« in- 
tensiv wie kein anderer Dichter, im Bewußten und Unbewußten, begleitet. 
Zu allen Wechselfällen, Sprüngen und Krisen der Entwicklung hat er 
Stellung genommen. Das ist dokumentiert. Doch mehr: Pasolini hat die hi- 
storische Entwicklung nicht nur am eigenen Leib erfahren, sondern sie 
auch so extrem »somatisiert«, als trage er selbst die Stigmata der Ge- 
schichte. Seine privaten Krisen und die politisch-sozialen Krisen sind nie 
zu trennen. Auf oft irritierende Weise hat er die beiden Sphären vermischt 
und sein privates Leben Öffentlich ausgebreitet. Seine Rolle als marxisti- 
scher Intellektueller und Künstler sah er darin, sich physisch und psychisch 
als »Versuchstier« für die große Zerreißprobe der ideologischen Auseinan- 
dersetzung zwischen Marxismus und Christentum, zwischen Bürgertum 
und Proletariat herzugeben. Am eigenen Körper und im Verhältnis zu an- 
deren Körpern und Dingen erfährt er die Welt. Seine Spiritualität ist in die- 
sem Sinne extrem materialistisch. In den Tiefenschichten seiner Sexualität 
gründet Pasolinis antirationalistisches, religiöses Mysterium. Mit diesem 
beschäftigt sich, explizit oder implizit, der größte Teil der Literatur zu 
Pasolini und dieses »Mysterium« hat die Linke zu Beginn der 70er Jahre 
überhaupt nicht interessiert und es ist ihr wohl auch bis heute fremd ge- 
blieben. 

Zweitens: Scalia regt an, Pasolinis »Materialismus« in die Kategorien der 
politischen Ökonomie zu übersetzen. Das hat seine Schwierigkeiten, auch 
wenn der Ansatz verlockend erscheint. 

Die Frage, welche Humanität, im doppelten Sinn von Menschheit und 
Menschlichkeit, der kapitalistische Produktionsprozeß produziert, ist si- 
cherlich eine der brennenden Marx'schen Fragen. Die Kenntnis von der 
Anatomie der kapitalistischen Produktion und Reproduktion würde, da wa- 
ren sich die Klassiker eigentümlich sicher, eine Revolution ermöglichen, 
bevor dieser Prozeß, anthropologisch gesehen, den »kapitalistischen Men- 
schen«, die Frankenstein-Ausgabe des »neuen Menschen«, als herrschen- 
des Massenphänomen (Pasolinis »totale Bourgeoisie«) produziert. Hier 
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setzen die Ängste Pasolinis ein, der an eine dialektische Entwicklung der 
Widersprüche nicht glaubt: Sein tief liegender, nie in dieser Form geäußer- 
ter Verdacht, der moderne Industriearbeiter sei tendenziell bereits ein so- 
zialer Homunculus; seine materielle Erfahrung von der rapiden Verände- 
rung der Körper und Dinge im Laufe des italienischen »Wirtschaftswun- 
ders« (eine Erfahrung, die gegenwärtig in den ehemals realsozialistischen 
Ländern auf ähnlich brutale Weise zu machen ist); die dieser Erfahrung un- 
mittelbar vorausgehende Krise des Kommunismus von 1956 (Geheimbe- 
richt Chrustschows, Ungarn, Suez). Das Gedicht »An die rote Fahne« 
(1958) enthält seine Antwort. 


AN DIE ROTE FAHNE 


Für den, der nur deine Farbe kennt, rote Fahne, 
für den muß es dich wirklich geben, damit es ihn gibt: 
wer von Schorf bedeckt war, ist nun voller Wunden, 
der Tagelöhner wird zum Bettler, 
der Napoletaner wird Kalabrese, der Kalabrese Afrikaner, 
der Analphabet wird zum Büffel oder Hund. 
Wer kaum erst deine Farbe erkannte, rote Fahne, 
ist dabei, dich nicht mehr zu kennen, nicht einmal zu spüren: 
du rühmst dich so vieler Siege für Bürger und Arbeiter- 
werde wieder zum Fetzen, auf daß der Ärmste dich schwenke! 


(Aus: Unter freiem Himmel, Wagenbach Verlag, Übersetzung Toni und Sabine Kienlechner) 


Die roten Staatsflaggen, die am Brandenburger Tor verscheuert werden, 
kommentieren das Gedicht. Ganz von vorn wieder anfangen, aber wie? In 
den Gedichten von 1973/1974 hat Pasolini die Aufforderung der Umkehr 
wiederholt: »So geht es nicht mehr vorwärts. Wir müssen zurückgehen...«. 
»Regression« ist der Schlüsselbegriff des ganzen pasolinischen Werks. Die 
Fahne werde Fetzen, der Tagelöhner Bettler, der Neapolitaner Afrikaner, 
der Analphabet zum Büffel oder Hund. Das ist keine rückwärts gewandte 
Utopie, sondern eine Regression auf der »Stufenleiter des Seins«, im um- 
gekehrten Sinne die ganze Menschheitsgeschichte wieder aufnehmend. Auf 
diesem, durch alle Zonen des Rationalen und Irrationalen führenden Weg 
zurück zur »Versöhnung mit der Natur« läßt sich Pasolini wissenschaftlich 
von der Anthropologie und Linguistik leiten und wählt als Begleiter nicht 
die Historiker des 19. Jahrhunderts, sondern Semiotiker und 
Religionswissenschaftler. Denn die Abgründe, die zu überschreiten und 
auszuloten sind, sind ohne Kenntnis der Zeichen, ohne ein »religiöses 
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Fühlen« und ohne die auf uns gekommenen Fragmente der Religionen und 
Mythen, ohne Christentum und ohne Christus, ohne das Wagnis des Irra- 
tionalismus nicht zu bewältigen; und auch nicht ohne die Körper, die ge- 
genwärtig sind und doch am weitesten in die Vergangenheit reichen: die 
des Subproletariats. 

In der Bewahrung (Benjamin sagt: Erlösung) der Vergangenheit sieht 
Pasolini die Aufgabe des Kommunismus. Über der vierzehnten These von 
Benjamins Geschichtsphilosophischen Thesen steht als Motto der Satz von 
Karl Kraus: »Ursprung ist das Ziel«. Pasolini hat diese Thesen wahr- 
scheinlich nicht, oder erst spät gekannt, aber er hat sie gelebt. 

Drittens: Die journalistischen Arbeiten Pasolinis, die sich mit Tagesereig- 
nissen und aktuellen Situationen beschäftigen, haben diese Grundvorstel- 
lungen als Orientierung, die dem Freibeuter immer ein genaues Urteil er- 
möglichen. Es ist erstaunlich: Keines der Urteile zu Personen und Freig- 
nissen, die Pasolini in seinen zahlreichen Artikeln gefällt hat, muß heute 
revidiert werden. Das ist um so bemerkenswerter, wenn man bedenkt, wie 
tollkühn und geradezu den Skandal suchend, Pasolini sich in seine Polemi- 
ken gestürzt hat. Den Zeitungsartikeln und Gelegenheitsarbeiten gebührt 
daher größte Beachtung (die sie auch von seiten der Pasolini-Rezeption er- 
fahren). Doch diese Äußerungen bedürfen, so Scalia, einer »Übersetzung«. 
Sie sind gerade wegen ihrer Einfachheit zwar unmittelbar verständlich, 
bleiben aber doch wieder rätselhaft (oder banal), wenn man den 
grundlegenden Gedankengang nicht kennt, der sich hinter ihnen eröffnet. 
Eine der bedeutendsten theoretischen Schriften Empirismo eretico trägt in 
der deutschen Ausgabe den schönen Titel Ketzererfahrungen. Im Grunde 
handelt es sich aber um eine »ketzerische Empirie«, d. h. um einen völlig 
unorthodoxen Zugang zur Wirklichkeit. Er führt über eine Analyse der 
Sprachentwicklung und der physischen Entwicklung der (ugendlichen) 
Körper ins Herz der gegenwärtigen Krise. 


5. 


Postscriptum: Nicht nur orthodoxe Marxisten, sondern auch Freunde Paso- 
linis wie Franco Fortini, Italo Calvino und Gianfranco Contini, die zu den 
bedeutendsten Intellektuellen Italiens gehörten, haben aus unterschiedli- 
chen Positionen heraus Pasolinis »Sehnsucht nach Vergangenheit« als re- 
aktionäre bzw. als »rückwärts gewandte Utopie«, als infantilen Wunsch 
nach dem goldenen Zeitalter interpretiert. Als ich in der Frankfurter Rund- 
schau von dieser Polemik erstmals berichtete (FR vom 2.8.1974), schrieb 
Alfred Andersch, sich beiläufig auf diesen Bericht beziehend: »Mir 
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scheint, daß auf der Linken jetzt etwas ganz Neues begonnen hat, das zu- 
gleich Erinnerung an sehr Altes und Vorgriff auf ungeahnte Möglichkeiten 
ist.« (FR vom 24.8.1974). Pasolinis Weigerung, sich auf Zukunftshoffnun- 
gen einzulassen, an ihnen »mitzubauen«: 


»Ich bin GEGEN HEGEL (existenziell - aus Ketzererfahrung). These? Antithese? Synthese? 
Das scheint mir zu bequem. Meine Dialektik ist nicht trinär, sondern binär. Es gibt nur 
Gegensätze, unversöhnliche. Also keine ‘Sonne der Zukunft‘, Keine 'bessere Welt‘. Zum 
Teufel mit den Söhnen!« (in: Filmceritica Nr 214, März 1971) 

blieb als irritierender Stachel gegenwärtig vor allem im Ton meines Auf- 
satzes Der Traum vom Volk. Pasolinis mythischer Marxismus (in: Pier 
Paolo Pasolini, Reihe Film, herausgegeben von Peter W. Jansen und W. 
Schütte, Hanser Verlag 1977). Pasolinis Nostalgie, seine Religion des 
Subproletariats (die absurd wird, wenn man diese Kategorie soziologisch, 
anstatt eben theologisch begreift), seine narzißtische Äußerungswut, seine 
Art des Umgangs mit den »unversöhnlichen Gegensätzen« (ohne Spur von 
Manichäismus), geben bis heute Anlaß zur Irritation und Faszination. Erst 
die Beschäftigung mit seinen Filmen, insbesondere mit La Rabbia und Üc- 
cellacci e uccellini, hat mir den Zugang zu dieser politischen Dimension 
Pasolinis eröffnet (Pier Paolo Pasolini: Große Vögel, kleine Vögel, mit ei- 
nem Nachwort von Peter Kammerer, Verlag Klaus Wagenbach, Berlin 
1992, und Peter Kammerer: Ali mit den Blauen Augen. Zur Theologie des 
Subproletariats in: Prophezeiung, Gedichte von Pier Paolo Pasolini, 
Drucksache 11, Berliner Ensemble, Alexander Verlag, Berlin 1995). Es 
sind Antworten auf das »Wirtschaftswunder«, den größten Umbruch der 
italienischen Gesellschaft in diesem Jahrhundert, dem seit den 80er Jahren 
ein zweiter Umbruch von ähnlicher Tragweite gefolgt ist (mit seiner enor- 
men Freisetzung irrationaler Energien). Diese zweite Erschütterung hat 
Pasolini Anfang der 70er Jahre bis ın ihre Einzelheiten im voraus regi- 
striert. Seine damaligen Aufzeichnungen werfen ein Licht auf die heutige 
Krise und sind ein möglicher Schlüssel, um sie zu verstehen. 


Adam Przeworski 


Ökonomische und politische Transformationen 
in Osteuropa: Der aktuelle Stand!’ 


1. Einleitung 


Drei Feststellungen zu den gegenwärtigen Veränderungen in Osteuropa 
sind inzwischen banal: 

(1) Die osteuropäischen Länder versuchen, ihr ökonomisches System, aus- 
gehend von einem an Staatseigentum und zentralisierter Allokation von 
Ressourcen orientierten Modell, in ein System zu transformieren, das auf 
gemischtem Eigentum und Marktallokation beruht. 

(2) Diese Länder versuchen, ihr politisches System, das bisher auf dem 
Machtmonopol kommunistischer Parteien beruhte, in ein System zu ver- 
wandeln, das auf der Konkurrenz pluralistischer politischer Kräfte im 
Rahmen der Rechtsstaatlichkeit fußt. 

(3) Diese Transformationen geschehen gleichzeitig. 


Die Gleichzeitigkeit eben dieser Transformationen führt in ein Dilemma. 
Demokratische Institutionen können nur konsolidiert werden, wenn sie den 
politisch relevanten Gruppen Anreize dafür bieten, ihre politischen Forde- 
rungen innerhalb des institutionellen Rahmens zu verfolgen und sich dem 
Urteil demokratischer Entscheidungsverfahren zu fügen. Die ökonomi- 
schen Reformen werden aber inmitten einer wirtschaftlichen Krise durch- 
geführt und haben aufgrund ihrer Zielsetzung unweigerlich einen weiteren 
Rückgang des Konsums zur Folge. Daraus ergibt sich das Dilemma, daß 
Anreize dafür geschaffen werden müssen, daß die politischen Kräfte ihre 
Interessen in die Bahnen demokratischer Institutionen lenken, daß aber an- 
dererseits die politischen Wahlmöglichkeiten durch die wirtschaftliche 
Krise eng begrenzt sind und die Politik, mit der diese Krise überwunden 
werden soll, für absehbare Zukunft keine Aussicht auf Verbesserungen der 
materiellen Lage bieten kann. 


' Überarbeitete Version eines Vortrags für den International Congress of Political Science, 


Berlin, 21.-25. August 1994 und den Secundo Encueniro Internacional de Cultura Eco- 
nomia, Cordoba, Spanien, 11. Mai 1994. 
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Im folgenden wird nach einigen methodologischen Vorüberlegungen die 
ökonomische Leistungsfähigkeit von sechs osteuropäischen Ländern erör- 
tert, wobei den sozialen Folgen der ökonomischen Entwicklung besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet wird. Der letzte Teil behandelt die politischen 
Auswirkungen der ökonomischen Reformen und zieht einige Schlußfolge- 
rungen. 


2. Eine methodologische Vorbemerkung 


Neoliberale Wirtschaftsreformen sind umstritten. Sie werden von interna- 
tionalen Finanzinstitutionen entworfen, vielen Ländern durch öffentliche 
und private Gläubiger auferlegt, durch die Regierungen häufig ohne Kon- 
sultation der repräsentativen Institutionen auf den Weg gebracht und 
schließlich von ihren Verfechtern als unvermeidlich und nützlich zugleich 
dargestellt. Allerdings stoßen die Reformen bei jenen, die ihre Lasten zu 
tragen haben, häufig auf Widerstand oder zumindest auf Skepsis. 

In den Analysen der Experten spiegeln sich diese unterschiedlichen Ein- 
stellungen wider. Von der Weltbank und dem IWF durchgeführte Studien, 
Ökonomen, die Regierungen beim Entwurf von Reformen beraten, und 
Politiker im Ruhestand, die bei ihrer Umsetzung mitarbeiten, neigen zur 
Selbstgratulation: sie behaupten, daß Wunder passiert seien.’ Die Analysen 
der Außenstehenden dagegen sind äußerst kritisch; sie weisen auf die re- 
zessiven Folgen, die sozialen Kosten und die schädlichen Auswirkungen 
auf das Wachstums hin. 

Es gibt gute Gründe dafür, daß die Einschätzungen so deutlich auseinan- 
dergehen. Da die Reformen kurzfristig gesehen meist zwiespältige Folgen 
haben, ist es immer möglich, Indikatoren ausfindig zu machen, die für die 
eigene Position sprechen. Es scheint, als würde eine hinreichende Dosis 
Rezession die Inflation stoppen, ob die »fundamentals« nun vorhanden 
sind oder nicht: die Eindämmung der Inflation wird häufig als »Erfolg« 
verbucht. Andere Indikatoren liefern kein so rosiges Bild: Einkommen, Be- 
schäftigung und Investionen tendieren auf kurze Sicht dazu steil abzufal- 
len. Staatshaushalte und Handelsbilanzen zeigen im allgemeinen eine Mi- 
schung von Erfolgen und Mißerfolgen. Aber diese Divergenz der Indikato- 


Siehe etwa Balcerowiez und Gelb (1994). Interne Untersuchungsberichte, das Kleinge- 
druckte in den Entwicklungsberichten der Weltbank und selbst manche von Forschern für 
die Öffentlichkeit ausgearbeitete Dokumente sind häufig sehr skeptisch gehalten, doch 
die offiziellen Politikempfehlungen scheinen durch solche Warnungen kaum berührt zu 
werden. Tatsächlich habe ich den Eindruck, je glänzender der Umschlag solcher Studien 
ist, desto aufpolierter ist auch deren Inhalt. Im übrigen entstammt die vielleicht 
vernichtendste Kritik des IWF-Standardprogramms aus dem eigenen Haus: siehe die 
Artikel in Blejer und Chu (1989). 
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ren ist nicht nur in der Reformperiode zu beobachten. Das Außergewöhnli- 
che der neoliberalen Reformen ist ihr intertemporaler Charakter. 
Inzwischen wird weithin zugestanden, daß marktorientierte Reformen im 
allgemeinen zu einem Rückgang von Produktion, Einkommen, Beschäfti- 
gung und Investitionen führen. Diese Reformpolitik verknüpft folgende 
Elemente: (1) Stabilisierung (fiskalische Anpassung), (2) Liberalisierung 
(Anpassungen struktureller Natur und im Bereich des Handels) und (3) 
Privatisierung. Die Stabilisierung reduziert normalerweise das Maß der 
ökonomischen Aktivität durch (a) die Beschränkung der Nachfrage, (b) die 
Kürzung öffentlicher Investitionen und (c) die Schaffung positiver Zins- 
sätze. Insbesondere die Zinssätze verändern die relativen Preise von Inputs 
und Outputs und zwingen sowohl schlechte wie auch manche gute Unter- 
nehmen zur Aufgabe (Cui 1993). Die Liberalisierung des Handels und der 
inländischen Konkurrenz zwingt bei gleichzeitiger Verringerung von Sub- 
ventionen ineffiziente Unternehmen aus dem Markt. Schließlich desorga- 
nisiert die Privatisierung, vor allem wenn sie nachhaltige Unsicherheiten 
erzeugt, einstweilen das Mikromanagement. 

Die Reformprogramme sind daher im Streit gefangen zwischen dem Glau- 
ben jener, die ihnen langfristig positive Wirkungen zuschreiben, und dem 
Skeptizismus der von ihren unmittelbaren Konsequenzen Betroffenen. 
Nehmen wir zum Beispiel eine Einschätzung des IWF: »...die baltischen 
Länder haben auf dem Weg zur makroökonomischen Stabilität beträchtli- 
che Fortschritte erzielt. Die Inflation hat sich rapide verlangsamt ... und die 
Realeinkommen sind gesunken ... Dieser Prozeß war mit unvermeidlichen 
Verlusten bei Produktion und Beschäftigung verbunden« (IMF Survey, 29. 
November 1993: 357). Ist dies die Beschreibung eines Erfolgs oder einer 
sich beschleunigenden ökonomischen Krise? 

Ich denke, die einzig ehrliche Antwort lautet, daß dies niemand weiß. Die 
ökonomische Theorie - und ich meine damit die neoklassische ökonomi- 
sche Theorie - stützt die optimistischen Ansprüche der Neoliberalen kei- 
neswegs (Przeworski 1992): Weder Marktkonkurrenz noch Privateigentum 
sind hinreichend für Wachstum. Und induktive Generalisierungen sind 
haarsträubend wacklig: wenn die Zahl der gemachten Erfahrungen be- 
grenzt ist, der Zeitraum seit Beginn der Reformen kurz und die Bedingun- 
gen, unter denen sie implementiert wurden, heterogen sind, dann ändert je- 
de neue Erfahrung die Schlußfolgerungen. Außerdem leiden diese Folge- 
rungen unter einem »Bias der Selektion«: da die Gründe, aus denen be- 
stimmte Reformen gewählt werden, nicht unabhängig von der späteren 
ökonomischen Leistung sind, ist der Schluß, daß die Reformen, die in ei- 
nem Land erfolgreich waren, auch in einem anderen Erfolg haben würden, 
unzulässig. 
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Es liegt auf der Hand, daß das Argument, Reformen seien allein deshalb 
erfolgreich, weil neoliberale Rezepte angewandt werden, lediglich bedeu- 
tet, den Kopf in den Sand zu stecken. Doch die Kritiker der Reformen tun 
gut daran, die Sache noch einmal zu überdenken: Nach allem, was wir wis- 
sen, könnten diese Reformen eines Tages funktionieren. Wir müssen ein- 
fach abwarten und beobachten. 

Und worauf warten wir? Hier scheint mir die Antwort klar: Wachstum mit 
einer humanen Einkommensverteilung und Demokratie. Dies sind die ein- 
zigen Kriterien, nach denen die Reformen letztlich bewertet werden kön- 
nen. Verwendet man andere Kriterien als Wachstum, materielle Sicherheit 
und Demokratie, formuliert man bloß die neoliberale Hypothese um, über- 
prüft sie aber nicht (Bresser Pereira, Maravall und Przeworski 1993). 


3. Ökonomische Leistung 


Da die Reformpakete, für die man sich in bestimmten Ländern entschieden 
hat, andernorts ausführlich beschrieben sind, fasse ich sie nur kurz zusam- 
men. In Polen wurden im Januar 1990 marktorientierte Reformen auf den 
Weg gebracht. Ein ähnliches Reformpaket wurde ein Jahr später in der 
Tschechoslowakei umgesetzt. Nach einigem Hin und Her ging Bulgarien 
im Februar 1991 den selben Weg. In all diesen Ländern wurde die Wäh- 
rung drastisch abgewertet, es wurden fiskalische Überschüsse geschaffen, 
die Subventionen wurden sofort gekürzt, die realen Zinsen erreichten posi- 
tive Werte, die Preise wurden sofort freigegeben und die Handelsbe- 
schränkungen aufgehoben. Ungarn folgte einem eher graduellen Weg, zum 
Teil, weil 90% der Preise schon 1989 freigegeben waren. Die Abwertung 
fiel schwächer aus, die Haushaltsbilanz blieb negativ, die Subventionen 
wurden in viel geringerem Umfang gekürzt, die Zinssätze stiegen langsa- 
mer und bei der Liberalisierung des Handels ging man schrittweise vor. 
Der Reformprozeß in Rumänien schließlich verlief noch langsamer und 
blieb inkonsistent. Das Reformpaket, das im April 1991 eingeführt wurde, 
sah eine starke Abwertung vor, doch die fiskalische Bilanz blieb knapp ne- 
gativ, die Subventionen nahmen real zu, die Zinssätze blieben negativ und 
manche Preiskontrollen wurden beibehalten. Bemerkenswert ist, daß die 
Löhne in all diesen Ländern kontrolliert wurden. Also haben Polen im Ja- 
nuar 1990, die Tschechoslowakei und Bulgarien ein Jahr später »radikale« 
Reformen durchgeführt, während Ungarn seit Anfang der achtziger Jahre 
ein Programm »gradueller« Reformen verfolgt und die rumänische Politik 
inkonsistent bleibt. 

Dagegen sind die Pfade der Privatisierung zu verwinkelt, um sie kurz zu- 
sarmmenfassen zu können. In Polen wurden kleine Handels- und Dienstlei- 
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stungseinrichtungen rasch privatisiert, ebenso in der Tschechosiowakei und 
in Ungarn, wo das Problem der Eigentumsrückgabe den Prozeß um einiges 
verlangsamt hat. Privatisierungen in großem Maßstab wurden jedoch nur in 
der Tschechoslowakei durchgeführt, wo man sich für das System der 
Voucher (Anteilsscheine) entschied. Diese drei Länder bahnten dem Pri- 
vateigentum in der Ökonomie rasch den Weg. Das polnische Steuergesetz 
begünstigte sogar den privaten Sektor. In Bulgarıen und Rumänien machte 
man in diesen Bereichen viel langsamere Fortschritte. 

Zwischen 1989 und 1993 hatten alle osteuropäischen Länder einen be- 
trächtlichen Rückgang der Einkommen zu verzeichnen.’ Der kumulative 
Rückgang der Einkommen lag zwischen 12% in Polen und 29% in Rumä- 
nien. Die Reallöhne sind sogar noch stärker gesunken. Die Arbeitlosigkeit 
erreichte, mit Ausnahme der tschechischen Republik, massive Dimensio- 
nen, und gleichzeitig sank das absolute Niveau der Beschäftigung (Tabelle 
1 und 3). Dagegen scheint sich die Inflation außer in Rumänien auf zwei- 
stellige Größenordnungen eingependelt zu haben. 

Der Rückgang der Produktion ist zum einen dem Zusammenbruch des 
COMECON-Handels, zum andern den Auswirkungen der marktorientier- 
ten Reformpolitik geschuldet.‘ Die Frage liegt auf der Hand, wie lange 
diese Effekte anhalten werden. Gegen Ende 1993 lagen Löhne und 
Beschäftigung weiterhin auf niedrigem Niveau, doch wurde der Rückgang 
der Produktion ın Albanıen, Ungarn und Rumänien gestoppt, ebenso in 
Polen, das 1993 ein starkes Wachstum aufweisen konnte. 

Dennoch ist es zu früh, um sagen zu können, ob diese jüngsten Verbesse- 
rungen darauf schließen lassen, daß diese Ökonomien tatsächlich den 
Wendepunkt erreicht haben oder nur einen vorübergehenden Schub erle- 
ben. Die Tatsache, daß die Investitionstätigkeit nicht in Gang kam, gibt 
eher den Pessimisten recht: Der Aufschwung ist wahrscheinlich einer ver- 
besserten Kapazitätsnutzung zu verdanken und nicht neuen Investitionen. 
Setzt man, wie ın Tabelle 2, die gesamte Inlandskapitalbildung im Jahr 
1989, als sie ohnehin schon gering war, auf den Indexwert 100, stand die- 
ser 1993 in Bulgarien auf 47, in der Tschechoslowakei (1992) auf 81,8, ın 


Die sorgfältigste Analyse der Gründe für die anhaltende Stagnation in Osteuropa, die sie 
weitgehend Politikfehlern zuschreiben, liefern Nuti und Portes (1993). Eine abweichende 
Auffassung vertreten Brada und King (1992), die für den Niedergang ausschließlich exo- 
gene Schocks verantwortlich machen. 

Die Schätzungen über die Wirkung des Zusammenbruchs des COMECON-Handels vari- 
ieren leicht, sie bewegen sich jedoch zwischen 16% und 21% des BIP für Bulgarien, 
7,5% bis 9% für die Tschechoslowakei, 7,8% bis 8% für Ungarn, 3,5% bis 4% für Polen 
und 10% für Rumänien. Von daher ist über die Hälfte des Produktionsrückgangs in 
Bulgarien diesem Schock geschuldet, etwa 40% im Falle der Tschechoslowakei, 50% in 
Ungarn, 33% in Polen und 33% in Rumänien. Siehe zu diesen Schätzungen Bruno 
(1993), Rodrik (1992) und Rosati (1993). 
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Ungarn auf 74,6, in Polen auf 90,7 und in Rumänien auf 44,1. Die Investi- 
tionen aus dem Ausland waren minimal.’ 

Der Anteil des privaten Sektors ist in allen fünf Ländern gewachsen, der 
des öffentlichen Sektors geschrumpft. Zwischen 1989 und 1992 wuchs der 
private Sektor mit einer Jahresrate von 3,9% in der Tschechoslowakei und 
Polen, 2,5% in Ungarn, 1,7% in Bulgarien und 1,4% in Rumänien, wäh- 
rend der öffentliche Sektor in diesen Ländern jährlich um etwa 10% 
schrumpfte, von -7,4% in Ungarn bis -12,2% in Rumänien. Doch die Fir- 
men im privaten Sektor stehen zumeist auf schwachen Füßen, und die pri- 
vaten Investionen sind noch geringer als die öffentlichen. 

im Gegensatz zu den neoliberalen Versicherungen gibt es keinen Grund 
anzunehmen, daß die Marktkonkurrenz per se zu wirtschaftlichem Wachs- 
tum führt. Vielmehr betonen die neueren neoklassischen Wachstums- 
theorien die Notwendigkeit staatlicher Intervention in die Ökonomie. 
Deshalb könnte sich durchaus herausstellen, daß es längerfristig kontra- 
produktiv ist, sich ausschließlich auf Märkte zu verlassen. 

Der relative Vorteil Osteuropa bestand vor allem in gut ausgebildeten Ar- 
beitskräften. In dem Maße, wie das Bildungssystem vernachlässigt wird, 
während gleichzeitig die Ausgaben für Wissenschaft und Forschung eben- 
so wie für die Infrastruktur drastisch gekürzt werden, vermindert sich die- 
ser Vorteil. 

Stellt man die Frage, ob der »Sprung« in den Markt zu einem raschen 
Wandel der Preisstruktur und einer Neuverteilung von Ressourcen zwi- 
schen den Sektoren geführt hat, so erhält man unterschiedliche Antworten. 
Der Anteil der Industrie am BIP ging überall zurück, während der Anteil 
der Dienstleistungen zunahm und die Firmen im Durchschnitt kleiner wur- 
den. Es fällt leicht zu glauben, daß sich die allokative Effizienz verbessert 
hat, doch das Ausmaß der Neuverteilung von Ressourcen ist schwer abzu- 
schätzen. Es sei nur angemerkt, daß mindestens 18% der insgesamt 15 
Millionen Beschäftigten (etwa 2,7 Millionen Menschen) die polnische 
Landwirtschaft verlassen müßten, um sie mit der westeuropäischen wett- 
bewerbsfähig zu machen. Angesichts der Tatsache, daß es fast keinen 
Wohnungsmarkt, keinen Markt für Konsumkredite und keinen effizienten 
Arbeitsmarkt gibt, ist es schwer vorstellbar, daß sich ein Wandel in dieser 
Größenordnung spontan vollziehen könnte. In anderen osteuropäischen 
Ländern ist der Anteil der Landwirtschaft nicht so groß; da jedoch einige 
wichtige Märkte fehlen, bleibt zweifelhaft, ob die Bewegung der Markt- 


° Nur zum Vergleich: die Investitionszusagen für Brasilien im Juli 1994 waren ebenso 


hoch wie diejenigen in Osteuropa für das gesamte Jahr 1993. Chile erhält etwa genauso 
viele reale Investitionen aus dem Ausland wie alle osteuropäischen Länder zusammen. 
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kräfte eine grundlegende Neuverteilung der Ressourcen bewerkstelligen 
kann. 

Es ist daher voreilig, die Tatsache, daß der Rückgang der Produktion zum 
Stillstand gekommen ist, als neoliberales Wunder zu feiern. Es ist keines- 
wegs klar, ob diese Ökonomien den Wendepunkt erreicht haben oder bloß 
einen kurzfristigen Schub erleben, der einer Lockerung der fiskalischen 
Disziplin zu verdanken ist. 


4. Soziale Auswirkungen 


Die UNICEF hat jüngst beeindruckende Daten zu den sozialen Auswir- 
kungen der Reformen veröffentlicht (UNICEF 1994). Sie zeigen eine rapi- 
de und massive Zunahme von Armut und extremer Armut sowie eine Ver- 
schlechterung bei den meisten Wohlstandsindikatoren (Tabelle 7). 

Die Wirkungen der Marktreformen auf die Wohlfahrt sind komplexer Na- 
tur. Zahlen zum Rückgang der Einkommen und Reallöhne sind keine guten 
Indikatoren für den ökonomischen Wohlstand. Zum einen haben die kom- 
munistischen Ökonomien einst Güter produziert, die niemand haben woll- 
te, auch nicht geschenkt. Zum andern hat die Verteilung qua Schlange den 
Haushalten schwere Kosten auferlegt: In Polen wurde in den achtziger Jah- 
ren geschätzt, daß jeder Haushalt mehr als zwei Stunden täglich mit 
Schlangestehen verbrachte. In allen postkommunistischen Ländern wurde 
der Konsumgütermarkt über die Preise geräumt, kurz nachdem sie deregu- 
liert wurden und die Schlangen fast über Nacht verschwunden waren. 
Diese Verschiebung steigerte zwar den Wohlstand, doch muß sıe Vertei- 
lungswirkungen gehabt haben. 

Als ich vor kurzem während einer Konferenz Bulgarien als Land anführte, 
das eine drastische Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage zu ver- 
zeichnen hat, warf der Funktionär einer Stiftung ein, er sei vor kurzem in 
Bulgarien gewesen und wisse, daß »man in Sofia alles kaufen« könne. 
Dieser Blick vom Hilton reizt besonders die ausländischen Besucher, doch 
»man« ist nicht »jedermann«. Vielmehr zeigen die Daten der UNICERF, daß 
der Kalorienverbrauch pro Kopf in allen osteuropäischen Ländern zurück- 
gegangen ist, daß der Anteil der Nahrungsmittel bei den Haushaltsausga- 
ben im Vergleich zu 1989 mit Ausnahme Polens überall gestiegen ist, daß 
(wiederum mit Ausnahme Polens) der Fleisch- und Fischverbrauch ebenso 
gesunken ist, wie auch (mit Ausnahme Rumäniens) der Verbrauch von 
Milch und Milchprodukten. Dagegen nahm der Überschuß der Mortalitäts- 
gegenüber der Geburtenrate in den meisten Ländern rapide zu. 


Siehe Sah (1987) für einen Vergleich der distributiven Effekte des Schlangestehens, der 
Rationierung und der Wirkung von Märkten. 
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Zumindest im Falle Polens lassen subjektive Einschätzungen vermuten, 
daß eine große Mehrheit der Bevölkerung den Eindruck hat, ihr Lebens- 
standard sinke. Im Mai 1992, 29 Monate nachdem die Reformen eingeleitet 
worden waren, meinten 56% der Polen, daß es ihnen schlechter ginge als 
unter der letzten kommunistischen Regierung (Mitte 1989), dagegen nur 
20%, daß sich ihre Lage verbessert habe (CBOS 1992). 

Allerdings scheint, was vielleicht überrascht, der Rückgang des durch- 
schnittlichen Wohlstandsniveaus nicht wachsenden Einkommensungleich- 
heiten geschuldet zu sein. Die Einkommensverteilung in Osteuropa ist, 
verglichen mit anderen Regionen, höchst egalitär (Tabelle 6). Die präfis- 
kalische Einkommensverteilung hat sich während der Reformen kaum ver- 
ändert. Außerdem hat der Staat offenbar weiterhin einen beträchtlichen 
Anteil der Einkommen umverteilt. In den Ländern, für die Daten verfügbar 
sind, insbesondere in der Slowakei, in Ungarn und Polen, ist die postfiska- 
lische Einkommensverteilung egalitärer als die präfiskalische. Der Rück- 
gang des durchschnittlichen Wohlstandsniveaus scheint daher eher das 
Sinken der Durchschnittseinkommen widerzuspiegeln als eine 
Umverteilung nach oben. Vor 1989 hatten die osteuropäischen Länder eine 
egalitäre Einkommensverteilung, wobei das Durchschnittseinkommen 
nicht viel höher als das Subsistenzminimum lag. Als das Durchschnitts- 
einkommen schrumpfte, wurde ein großer Teil der Bevölkerung unter die 
Armutsgrenze gedrückt, auch ohne daß die Ungleichheit zunahm. 

Es gibt drei Möglichkeiten, ein Mindestmaß an materieller Sicherheit für 
alle zu gewährleisten: (1) Vollbeschäftigung, (2) eine universalistische 
Sozialpolitik und (3) eine Versicherung für jene, die am Markt scheitern. 
Die westlichen Länder verwenden unterschiedliche Kombinationen dieser 
Mechanismen; die osteuropäischen haben bisher vor allem auf Vollbe- 
schäftigung gesetzt. Diese Länder sind daher mit der Notwendigkeit kon- 
frontiert, ihre sozialen Sicherungssysteme von Grund auf umzugestalten. 
Diese Transformation ist selbst von einem rein administrativen Standpunkt 
aus schwierig; noch schwieriger wird sie angesichts der Tatsache, daß die 
osteuropäischen Staaten in einer anhaltenden Finanzkrise stecken. In der 
ganzen Region sind die staatlichen Ausgaben gesunken: obwohl der Anteil 
der Sozialausgaben am BIP in allen Ländern stieg, sank das Niveau der 
realen Ausgaben, weil das BIP zwischen 1989 und 1993 um etwa 25% ab- 
nahm. Der Index der realen Ausgaben für das Gesundheitswesen ist beson- 
ders drastisch gesunken (Tabelle 6). Die massive Arbeitslosigkeit droht, die 
Grundvoraussetzungen für das Überleben zu untergraben. 
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5, Politische Auswirkungen 


Für jeden, der an das »normale« Leben einer Demokratie gewöhnt ist, hat 
die osteuropäische Politik etwas Seltsames an sich. Gewerkschaftsführer 
drücken die »Hoffnung« aus, daß es zu Arbeitslosigkeit komme; Finanz- 
minister erklären, »solange die Arbeitslosenquote in diesem Jahr nicht auf 
8 oder 10% steigt, haben wir unsere Aufgabe nicht erfüllt«; Regierungen 
kündigen starke Erhöhungen der Preise und Abgaben für öffentliche 
Dienstleistungen an; Ministerpräsidenten verkünden Schweiß und Tränen. 
Die Regierungen versprechen, daß sie die Verhältnisse schlimmer machen, 
damit sie später besser werden können. Und diese Versprechen werden 
eingehalten: Die Arbeitslosigkeit steigt, die Realeinkommen geraten ins 
Wanken. Wie sollen die Menschen diese Leistung bewerten: Führen die 
Reformen in eine strahlende Zukunft oder werden die Verhältnisse einfach 
nur schlechter? 

Die politischen Auswirkungen wirtschaftlicher und sozialer Transforma- 
tionen folgen keinem Automatismus. Sie hängen von der Verteilung der 
Kosten der ökonomischen Transformationen, von den Politikstilen in den 
verschiedenen Ländern und von rein politischen Faktoren ab. 
Arbeitslosigkeit ist ein neues Phänomen in Osteuropa. Da die Vollbeschäf- 
tigung nicht nur der wichtigste Mechanismus der Einkommenssicherung, 
sondern auch Ansatzpunkt für soziale Leistungen wie Wohnungsversor- 
gung, Kinderbetreuung, Urlaub und manche medizinische Dienste war, ist 
die Aussicht, den Arbeitsplatz zu verlieren, erschreckend. Die Daten aus 
einer Untersuchung in Polen sind hier vielsagend (Przeworski 1994). Im 
Februar 1990, als die tatsächliche Arbeitslosenquote bei O,8% lag, dachten 
63% der Befragten, es gebe weitverbreitete Arbeitslosigkeit; im April 
1990, als die reale Quote immer noch nur 1,9% betrug, dachten dies 87%. 
Wiederum im Februar 1990, mit der verschwindend geringen Arbeitslo- 
senquote, fühlten sich 36% persönlich von Arbeitslosigkeit bedroht, ein 
Anteil, der sich mit 55% im Juni 1991 stabilisierte, als die offizielle Ar- 
beitslosenrate 8,6% betrug. Im April 1990, als die Quote bei 1,9% lag, wo- 
bei Personen mitgezählt wurden, die nie einen Arbeitsplatz gehabt hatten 
(GUS 1992), sagten 20%, daß ein Mitglied ihrer Familie entlassen worden 
sei, 33% berichteten, dies sei einem Nachbar passiert, und 50%, einem 
Freund sei gekündigt worden. Angesichts dessen, daß nur 42000 Personen, 
etwa 0,2% der Arbeitskräfte, im April 1990 entlassen wurden, sind dies 
keine glaubwürdigen Zahlen. Das polnische Sprichwort dafür lautet: 
»Furcht hat große Augen.« Tatsächlich stimmten im Mai 1991 nur 26% der 
Befragten mit der Auffassung überein, daß Arbeitslosigkeit für den Erfolg 
der Reformen notwendig sei, während mehr als 80% das Phänomen der 
Arbeitslosigkeit an sich »abscheulich« fanden. 
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Als das Wirtschaftsprogramm für Polen angekündigt wurde, fand es im 
Land breite Unterstützung. Im November 1989 äußerten 90,3% der Befrag- 
ten, die eine Meinung dazu hatten, ihre Zustimmung, obwohl der Anteil 
derer, die glaubten, sie wüßten nicht genug, um eine Meinung zu äußern, 
mit 65,9% sehr hoch war. Doch im Lauf der Zeit sank die Zustimmung. 
Der Rückgang war fast linear, mit Ausnahme plötzlich auftretender, aber 
vorübergehender Tiefstände im Februar und März 1991. Im Oktober 1991 
unterstützten nur 31,8% der Befragten, die eine Meinung äußerten, den 
Plan, während 37% keine Meinung hatten. Noch dramatischer war, daß 
sich im November 1989 3,1% aller Befragten gegen den Plan aussprachen, 
im Oktober 1991 dagegen 43%. Der »Plan« wurde zwar im November 
1991 aufgegeben, doch die Opposition gegen das Reformprogramm bleibt 
überwältigend. Im übrigen sind die Einstellungen zur Wirtschaftspolitik 
deutlich von der Klassenlage geprägt. 

Untersucht man die ökonomischen Determinanten dieser Einstellungen, 
ergibt sich insgesamt der Eindruck, daß die Menschen die mit den Refor- 
men verbundenen Härten für notwendig halten, um die Preise zu Kontrol- 
lieren und die Einkommen zu steigern, und daß sie sich gegen die Fortset- 
zung der Reformen wenden, sobald sie davon überzeugt sind, daß die Prei- 
se unter Kontrolle sind. Sie verhalten sich wie Kranke, denen gesagt 
wurde, daß sie ihre Pillen auch dann nehmen sollten, wenn die Symptome 
verschwunden sind: Wenn es soweit ist, werfen sie die Pillen weg. 

Doch wie auch immer sich Inflation und Löhne auf die Haltung zum Re- 
formplan auswirken mögen, die Einstellung zur Arbeitslosigkeit steht in 
scharfem Gegensatz dazu. Man ist nicht bereit zu glauben, daß die Reform 
ein Mittel gegen die Arbeitslosigkeit sei; sobald sie steigt, wendet man sich 
gegen den Plan. Arbeitslosigkeit hat ein weit größeres Gewicht als die In- 
flation, ganz zu schweigen von den Löhnen. Daher hat es den Anschein, 
daß die Menschen zwar die Reformen als Mittel gegen die Inflation be- 
trachten und sich nicht sicher sind, wie die Veränderungen der Realein- 
kommen zu deuten sind, doch die Arbeitslosigkeit den Reformen zuschrei- 
ben und nicht bereit sind, diese Kosten zu tragen. 

Die ökonomischen Reformen sind in einem politischen Stil eingeführt und 
umgesetzt worden, der höchst technokratischen Charakter hat. Die osteu- 
ropäischen Regierungen wurden von den Regierungen der westlichen Län- 
der und den internationalen Finanzinstitutionen gedrängt, radikale markto- 
rientierte Reformen einzuleiten, und sie haben häufig entsprechende Pro- 
gramme auf den Weg gebracht, ohne die demokratischen Institutionen in 
vollem Umfang mit einzubeziehen. In mehreren Ländern wurden Reform- 
pakete überfallartig auf die Tagesordnung gesetzt und durch die Parlamente 
gepeitscht. Sie wurden trotz Widerstands in der Bevölkerung wei- 
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terverfolgt, auch trotz der Wahlniederlagen der Parteien, die sie implemen- 
tiert hatten. In Polen, wo das Abkommen zwischen der letzten kommuni- 
stischen Regierung und der demokratischen Opposition im April 1989 eine 
sektoral orientierte Wirtschaftspolitik und eine extensive Sozialpolitik vor- 
sah, verkündete der stellvertretende Ministerpräsident Leszek Balcerowicz 
auf einer Pressekonferenz im September 1989 ein radikales Reformpro- 
gramm. Ende Dezember 1989 wurde dieses Programm dem Parlament 
vorgelegt, das gedrängt wurde, elf umfangreiche Gesetzesentwürfe in fünf 
Sitzungstagen zu verabschieden, unter der Drohung, andernfalls einen 
Stichtag für die Erfüllung von IWF-Forderungen zu versäumen. Als der 
Widerstand gegen die Reformen stärker wurde, stürzte 1991 die erste post- 
kommunistische Regierung, und es wurde erwartet, daß Balcerowicz abge- 
löst werden würde. Doch er behielt seinen Posten, Warschauer Gerüchten 
zufolge aufgrund des Drucks des amerikanischen Botschafters, und das 
Programm wurde ohne Änderungen fortgesetzt. In den Parlamentswahlen 
von 1991 gewannen die Parteien, die sich gegen das Reformpaket wandten, 
etwa 80% der Stimmen. Dennoch setzte die neue Regierung dieselbe 
Politik fort, wenn auch jetzt ohne Balcerowicz. Bei den Parlamentswahlen 
von 1993 gewannen die Parteien, die eine Wiederbelebung der Wirtschaft 
und eine Steigerung der Sozialausgaben forderten, etwa 80% der Stimmen. 
Die neue, von der postkommunistischen Sozialdemokratischen Partei do- 
minierte Koalition brach sofort die meisten ihrer Wahlversprechen, und die 
Reformen laufen fast unverändert weiter. 

Was sollen die politischen Kräfte tun, wenn sie in der Wirtschaftspolitik 
»keine Wahl« haben? Was sollen die einzelnen Bürger denken, wenn ihre 
Stimme sich nicht auf die Richtung der Politik auswirkt? Was sollen sie 
lernen, wenn jede Diskussion über politische Optionen sofort als unver- 
antwortlicher »Populismus« zum Schweigen gebracht wird? 

Einige Gründe, weshalb Parteien und andere repräsentative Organisationen 
schwach bleiben, sind allen heutigen Demokratien gemein, und manche 
sind dem Wahlverfahren zuzuschreiben. Doch aus meiner Sicht schwächt 
der Reformprozeß die Repräsentativorgane noch zusätzlich. Da die politi- 
sche Hauptentscheidung, die getroffen werden muß, »intertemporalen« 
Charakter hat, kann keine verantwortliche politische Kraft, auch nicht die 
Gewerkschaften, eine klare Haltung zu den Reformen einnehmen. Sich ge- 
gen sie zu wenden, um korporatistische Interessen zu verteidigen, wäre of- 
fenbar kurzsichtig; sie zu unterstützen hieße, sich dem Widerstand gegen 
die Kosten der Reformen auszuschließen. Wie Jacek Kuron kurz nach der 
Wahlniederlage der Regierung Mazowiecki bemerkte: »Weil wir aus unse- 
ren Ämtern gejagt wurden, finden wir uns nun in der Opposition wieder. 
Doch wir können nicht Opposition sein, weil die Regierung schwach ist 
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und wir die Reformen unterstützen« (Liberation, 9. April 1991). Auch die 
Gewerkschaften sind durch diese langfristige Ambivalenz zerrissen. Die 
meisten politischen Kräfte wollen vom langfristigen Nutzen der Reformen 
profitieren, aber nicht unter ihren unmittelbaren Kosten leiden. Daher spre- 
chen sie alle mit gespaltener Zunge, und die Politiker werden in den Augen 
der Wähler »alle gleich«. 

Dieser technokratische Politikstil birgt die Tendenz in sich, das Vertrauen 
der Bevölkerung in die demokratischen Institutionen zu untergraben. Um- 
frageergebnisse für Polen lassen darauf schließen, daß der Sejm (das polni- 
sche Unterhaus), die Regierung, die Kirche und der Senat im Herbst 1989 
das höchste Vertrauen von allen Institutionen genossen, 18 Monate später 
waren es, in dieser Reihenfolge, die Armee, die Kirche und die Polizei. 
Dieser Niedergang ist weitgehend der Tatsache zuzuschreiben, daß die re- 
präsentativen Institutionen und Organisationen fast keine Rolle bei der 
Bestimmung und Umsetzung der Politik gespielt hatten (Przeworski 1993). 
Der generelle Eindruck politischer Impotenz scheint sehr stark zu sein 
(Bruszt 1994). Der Anteil der Befragten, die meinten, sie könnten etwas 
dagegen tun, wenn die lokale oder nationale Regierung eine Entscheidung 
treffe, die die Interessen des Volkes verletze, ist in ganz Osteuropa geringer 
als in den etablierten Demokratien und sogar kleiner als bei den vene- 
zolanischen und türkischen Bauern (Tabelle 8). Im übrigen war er 1993 in 
Ungarn nicht höher als 1985. 

Neue Demokratien sind in besonderem Maß durch ökonomische Konflikte 
gefährdet, weil ihre politischen Institutionen oft nicht gefestigt sind. Insti- 
tutionelle Probleme bleiben noch lange nach der Errichtung eines demo- 
kratischen Systems ungelöst. Während die oppositionellen Kräfte im 
Kampf gegen die Diktatur vereint waren, haben sie hinsichtlich der Gestal- 
tung der demokratischen Institutionen unterschiedliche Auffassungen. Von 
daher bleibt der Konflikt über den institutionellen Rahmen häufig offen, 
oder bestimmte Institutionen werden absichtlich nur als Interimslösung 
eingerichtet. 

Der Prozeß der Verfassungsreformen in Osteuropa war konflikthaft, gra- 
duell und mühselig.’ Die Konflikte zwischen den verbliebenen kommuni- 
stischen Politikern und der Opposition beherrschten die Verfassungsdebat- 
ten in Bulgarien und Rumänien; in Ungarn und Polen stand die Auseinan- 
dersetzung zwischen dem Präsidenten und der Legislative im Vordergrund. 
Der konstitutionelle Reformprozeß ist Geißel dieser Konflikte. In Bulga- 
rien ist die Verfassung aus der kommunistischen Ära drei Revisionen un- 
terworfen worden. Sie wurde Ende 1989 und im Frühjahr 1990, nach der 


” Diese Zusammenfassung beruht auf der East European Constitutional Review, verschie- 


dene Ausgaben. 
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Arbeit eines Runden Tisches, reformiert. Das neue Parlament, nach hefti- 
gen Konflikten im Juni 1990 gewählt, stellte im Juli 1991 eine neue Ver- 
fassung vor. Ein Referendum dazu fand nicht statt, und die Verfassung 
wurde sowohl von der Regierung wie auch von Präsident Schelew be- 
kämpft, der sich weigerte, sie zu unterzeichnen. In der Tschechoslowakei 
drehte sich der Hauptkonflikt um die föderale Struktur des Landes und 
führte schließlich zu dessen Teilung. Zuvor waren schrittweise mehrere 
Verfassungsänderungen beschlossen worden, doch es war klar, daß sie 
wieder zurückgenommen werden müßten. In Ungarn wird die Verfassung 
Schritt für Schritt geändert: Man schätzt, daß fast 90% des Textes auf diese 
Weise neu gefaßt wurden. Die Arbeit an einer neuen Verfassung ist bis 
nach den Wahlen im Mai 1994 verschoben worden. In Polen führten 
Konflikte zwischen dem Präsidenten und dem Parlament 1992 zur zeitwei- 
ligen Modifikation der bestehenden Verfassung, doch viele wichtige Fra- 
gen blieben ungelöst. Es wird erwartet, daß das neue Parlament während 
seiner gegenwärtigen Legislaturperiode eine neue Verfassung verabschie- 
det. In Rumänien schließlich wurde im Dezember 1991 eine neue Vertas- 
sung angenommen. 

Unter solchen Bedingungen werfen tiefgreifende Konflikte häufig von 
neuem institutionelle Probleme auf: Wenn die jeweiligen Kompetenzen des 
Präsidenten und des Parlaments unklar sind, werden Konflikte in Fragen 
politischer Entscheidungen auch zu Konflikten über politische Institutio- 
nen. Dazu nur ein Beispiel, wiederum aus Polen. Als der Finanzminister im 
Frühjahr 1994 zurücktrat, brachte der Konflikt über die Wirtschaftspolitik 
zwischen Präsident Walesa und der postkommunistischen Mehrheit im 
Parlament sofort das institutionelle Problem der Prärogative des Präsiden- 
ten bei der Ernennung von Ministern auf die Tagesordnung. Die gesamte 
Frage der Gewaltenteilung stellte sich von neuem, und die 1992 als Inte- 
rimslösung durchgeführte Verfassungsreform wurde ausgehöhlt. 

Daher bergen sowohl die kurzfristige Verschlechterung der ökonomischen 
Bedingungen wie auch der politische Stil der neoliberalen Reformen die 
Gefahr in sich, die neu geschaffenen demokratischen Institutionen zu un- 
tergraben. Und wenn diese Institutionen noch ungefestigt sind, werfen tief- 
gehende Konflikte immer wieder von neuem Verfassungsfragen auf. 


6. Folgerungen 


Dies ist ein Aufsatz zum »aktuellen Stand«, weshalb wohl auch erwartet 
wird, daß ich die wissenschaftliche Vorsicht beiseite schiebe und das Risi- 
ko eingehe, über die Zukunft zu spekuliere. 

Ich halte die wirtschaftlichen Aussichten für düster. Die kurzfristig wahr- 
scheinlichste Entwicklung ist, daß die fortgesetzte fiskalische Disziplin von 
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wiederauflebenden staatlichen Interventionen in die Ökonomie begleitet 
werden wird. In Polen und Ungarn sind die Vorboten für eine solche 


Wende schon auszumachen. Da der staatliche Sektor in den vergangenen 
fünf Jahren stark unterausgelastet war, sind erste Anzeichen einer ökono- 
mischen Erholung zu erwarten und in manchen Ländern auch schon zu be- 
obachten. Doch es ist unwahrscheinlich, daß diese Erholung zu einem 
nachhaltigem Wachstum führt. Polen als das Land zu loben, das 1993 die 
höchste Wachstumsrate in Europa hatte, oder - wie im Titel einer IWF- 
Publikation - zu verkünden, daß die albanischen Reformbemühungen zur 
»wirtschaftlichen Erholung« führen, ist nichts weiter als eine grobschläch- 
tige Übung in Public Relations: Das polnische Wunder trat ein, nachdem 
das BIP um ein Fünftel zusammengesackt war; in Albanien war es halbiert, 
und es gibt keine Garantie dafür, daß die Produktion über das Niveau vor 
den Reformen steigen wird. Der Rückgang der Investitionen bedeutet, daß 
kurzfristig kein Wachstum ansteht, und es gibt keinen Grund zu erwarten, 
daß der oft prophezeite Zufluß von ausländischem Privatkapital je zustan- 
dekommen wird. Die Schuldenlage bereitet mehreren Länder immer noch 
große Probleme. Die öffentliche Infrastruktur der materiellen wie mensch- 
lichen Entwicklungsbedingungen befindet sich immer noch im Niedergang. 
Die Sozialausgaben sind das wahrscheinlichste Opfer der Verknüpfung von 
fiskalischer Disziplin mit einem verstärkten Interventionismus. 

Die ökonomische Stagnation stellt, in Verbindung mit einer sich rasch ver- 
schärfenden Einkommensungleichheit und dem Rückgang der Sozialaus- 
gaben, die Stabilität der Demokratie in Frage. Doch es gibt Gründe, warum 
die politischen Aussichten viel eher ermutigend sind. Ein Grund für politi- 
schen Optimismus ist rein induktiver Natur: Keine Demokratie der Welt ist 
je in einem Land zusammengebrochen, das ein Pro-Kopf-Einkommen von 
mehr als $ 4335 (in Kaufkraftparitäten von 1985) aufweisen konnte, und 
die osteuropäischen Länder sind dieser Zahl nahe. Der zweite Grund ist, 
. daß mehrere osteuropäische Länder trotz institutioneller Instabilität - mei- 
ner Auffassung nach - die Schwelle zu einer konsolidierten Demokratie 
überschritten haben: Es ist aufgrund von Wahlen zu einem Regierungs- 
wechsel gekommen. Angesichts der Tatsache, daß die polnischen Wahlen 
von 1991 zum ersten demokratischen Regierungswechsel in der gesamten 
Geschichte der Region geführt haben, gewinnt man den Eindruck, daß die 
Geschichte eine Wende vollzogen hat. Schließlich gibt es zumindest bis 
heute keine organisierten politischen Kräfte, die die Demokratie bedrohen. 
Mittelfristig gesehen ist es daher am wahrscheinlichsten, daß die Menschen 
häufig wählen aber wenig essen werden. 


Aus dem Englischen übersetzt von Klaus Fritz 
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Anhang 


Table 1: Economic Performance 


1970-80 1980-88 1989 


Growth: GDP except Albania (Balcerowicz, 


Albania (IMF 1994) 


Albania 

Bulgaria -3.3 
Czechoslovakia 3.6 
Hungary 0.4 
Poland 0.2 
Romania -5.8 


Growth: NMP for 1970-88, 


Bulgaria 7.0 4.4 -1.4 
Czechosl. 4.7 2.0 1.3 
Hungary 4.5 1.3 -0.9 
Poland 5.4 1.0 -0.5 
Romania 9.3 4.7 -5.8 
Growth: (UNICEF 1994) 

Albania 11.7 
Bulgaria -0.3 
Czech Republic 2.4 
Slovakia 1.2 
Hungary 0.4 
Poland 0.2 
Romania -5.8 


GDP afterwards 


1990 1991 1992 


Gelb 1994) 


-27.7 -15.4 
11:7 =::6,0 
-14.7 - 6.8 
-10.2 - 5.0 
- 7.6 1.5 
-12.9 3,6 


-10.2 
- 3.5 
- 6.5 
-14.0 
-10.2 


1993 


1989-93 


-26 
-22 
-16 
-12 
-29 


Inflation: GDP deflator % except Albania (Balcerowicz, Gelb 1994) 
Albania retail price index (IMF 1994) 


Albania 

Bulgaria 6.7 
Czechoslovakia 2.4 
Hungary 18.7 
Poland 298.5 
Romania -1.0 


Real Wages (1987=100) 


Bulgaria 106.6 
Czechoslovakia 102.5 
Hungary 103.7 
Poland 124.7 
Romania 101.9 


0.0 104.1 236.6 


26.2 227.0 58.4 

8.6 45.7 8.5 
25.7 23.2 17.7 
480.1 50.9 36.5 


13.6 194.4 214.7 


(Balcerowicz, Gelb 1994) 


113.1 66.0 83.2 
96.6 72.1 65.5 
100.4 94.6 93.8 
90.5 90.6 88.2 
107.2 86.4 75.1 


30.9 
41.3 
19.8 
18.7 
34.0 
239.4 


79.3 
63.5 
94.6 
88.4 
62.4 
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Table 2: GDP, Investment (GDFC), and Non-Subsidy Fiscal Expenditures, 
1989=100 
(Calculated from Balcerowicz and Gelb 1994) 


1990 1991 1992 1993 


Bulgaria 
GDP 90.9 80.3 75.4 73.9 
INVESTMENT 66.5 52.1 54.2 47.0 
EXPENDITURES 89.3 72.4 68.5 ---- 
Czechoslovakia 
GDP 98.4 83.9 78.2 78.0 
INVESTMENT 102.3 78.6 81.6 
EXPENDITURES 94.6 83.8 85.0 ---- 
Hungary 
GbDP 96.7 86.8 82.5 83.2 
INVESTMENT 92.1 8i.1 75.1 74.6 
EXPENDITURES 94.3 91.5 99.2 ---- 
Poland 
GDP 89.5 82.7 83.9 88.2 
INVESTMENT 90.3 86.2 88.7 90.7 
EXPENDITURES 81.3 99.3 109.2 ---- 
Romania 
GDP 94.4 82.2 71.0 71.5 
INVESTMENT 64.5 47.7 47.3 44.1 


EXPENDITURES 1929 12:7. 1021, 23E& 
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Table 3: Labor Market Situation 
Unemployment (Linotte 1994} 
1989 


Bulgaria 

Czech Republic 

Slovakia 

Hungary 0.5 
Poland 

Romania 

Slovenia 


1991 


fen 


r 
vuunavumko0 
NWMOD Mm 


1992 1993 
18.9 22.2 
2.6 4.0 
10.4 14.0 
11.7 17.0 
13.3 16.0 
11.0 15.0 
10.1 13..2 


Unemployment Compensation as of 1993 {Linotte 1994) 


% of last wage 


Bulgaria 60 
Czech Republic 60 
Slovakia 60 
Hungary 75 
Poland 36a 
Romania 60 
Slovenia 70 


a of average wage 


Distribution of Working Age Population, by Sex (Flanagan 1994) 


Men 


maximum duration (months) 


12 
6 
6 

12 

12 
9 

24 


Women 


Employed Unemployed Inactive Employed Unemployed Inactive 


Bulgaria 

1989 88.3 0.0 

1992 69.0 955 
Czech Republic 

1989 81.2 0.0 

1992 1925 1.8 
Slovakia 

1989 87.1 0.0 

1992 72.8 8.8 
Rungary 

1989 85.5 0.4 

1992 70.9 10.4 
Poland 

1989 82.6 0.0 

1992 71,9 9.4 
Romania 

1989 87.5 0.0 

1992 81.0 5.3 


85.1 [% 
62.1 11 
7552 % 
65.3 2 
78.9 9} 
58.8 9 
78.1 

64.3 

68.6 0 
58.3 10 
80.7 % 
80.9 9 
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Table 4: Government Expenditures 


1982: IMF Survey, May 27, 1991, page 166; General Government Expenditure as 
a Percent of GDP 

Other years: Balcerowicz and Gelb (1994); Fiscal Expenditures as a Percent of 
GDP 


1982 1989 1990 1991 1992 1993 
Bulgaria 54.7 61.4 60.0 45.6 43.4 
subsidies 1525 14.9 4.2 177 
other 45.9 45.1 41.4 41.7 
fiscal balance -1.4 -8.5 -3.3 -6.3 -9.2 
Czechoslovakia 67.0a 72.2 61.6 54.8 56.3 
subsidies 25.0 16.2 7.7 5.0 
other 47.2 45.4 47.1 51:3 
fiscal balance -2.7 -0.4 -2.0 -3.6 -2.2 
Hungary 61.2 60.9 57.4 58.5 63.1 
subsidies 12.1 9.8 Tel 4.4 
other 48.8 47.6 51.4 58.7 
fiscal balance -1.3 0.5 -2.5 -8.4 -7.0 
Poland 52.2 48.8 39.9 47.7 50.0 
subsidies 12.9 1:3 4.6 3.3 
other 35.9 32.6 43.1 46.7 
fiscal balance -7.4 3.1 -6.2 -5.9 -3.5 
Romania 42.7 39.3 41.3 47.9 
subsidies 5.7 8.0 8.6 11.4 
other 37.0 31:3 32.7 36.5 
fiscal balance 8.4 1.2 0.7 -7.4 0.0 
Budget Balance/GDP (UNICEF 1994) 
1989 1990 1991 1992 1993 
Albania - 5.9 - 4.6 -25.8 -16.5 -11.7 
Bulgaria - 0.6 - 4.9 - 3.6 - 7.1 -12.3 
Czech Republic - 0.3 0.9 - 2.5 - 0.2 0%% 
Slovakia - 0.2 0.0 - 3.0 - 2.8 - 5.5 
Hungary 2ER =. O%E - 4.9 - 7.0 - 6.0 
Poland - 17.4 0.4 - 3.8 mb, - 2.8 
Romania 1.0 1.9 - 4.8 - 1.6 
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Table 5: Government Social Expenditure/GDP (UNICEF 1994) 


1989 1990 1991 1992 1993 
Albania 13.4 15.8 28.9 20.3 
Bulgaria 20.3 21.1 24.5 26.2 24.4 
Czech Republic 22.2 22.9 22.5 26.3 
Slovakia 24.4 25.5 27.3 28.4 26.0 
Hungary 24.5 26.6 31.5 33.2 
Poland 
Romania 14.1 16.6 16.2 15.8 


Index of Real Public Health Expenditures, Using the Medical Services and 
Health Expenditure Deflator. 1989=100. {UNICEF 1994) 


1990 1991 1992 1993 
Bulgaria 93.4 70.2 68.9 52.5 
Czech Republic 94.8 81.1 122.9 
Slovakia 68.1 70.5 72.0 70.0 
Hungary 115.6 115.5 101.4 82.7 
Poland 106.3 75.2 73.6 
Romania 104.8 93.4 86.7 


Table 6: Income Distribution 


Gini Coefficient of Per Capita Household Income (UNICEF 1994) 


Pre-fisc Post-fisc 
1989 1990 1991 1992 1993 1989 1990 1991 .1992 1993 


Bulgaria 3127 28.9 29.7 
Czech Republic 18.5 20.1 22.2 18.1 
Slovakia 22.1 21.6 23.3 24.5 18.3 18.0 18.2 18.8 19.8 
Hungary 26.9 27.3 21.4 20.5 

Poland 32.2 31.0 31.4 32.4 24.9 19.1 23.2 24.0 
Romania 31:27-19:20: 27.21:.:27=1 23.3 22.9 24.3 25.1 


Minimum Wage As a Proportion of Average Gross Wage (Flanagan 1994) 


1989 1990 1991 1992 19931 1993II 
Bulgaria 51.1 44.6 58.4 35.9 
Czech Republic 53.0 45.9 41.1 36.6 
Slovakia 52.0 47.5 46.4 42.5 
Hungary 35.0 42.0 39.0 36.0 39.0 35.0 
Poland 11.6 21.4 34.7 37.0 al.l 39.3 
Romania 63.7 73.0 60.3 45.7 
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Table 7: Welfare Indicators 
Incidence of Poverty and Extreme Poverty (UNICEF 1994) 
Proportion poor Proportion very poor 


in the population 
1989 1990 1991 1992 1993 1989 1990 1991 1992 1993 


Bulgaria 13.8 52.1 53.6 57.0 2.1 11,3 23.3 23.9 
Czech Republic 4.2 8.6 29.8 25.3 02: 04:2, 032: 23 
Slovakia 5.8 6.4 27.7 34.1 0,1. 022 3.2 3.9 
Hungary 14.5 19.4 0.7 2.5 

Poland 24.7 43.1 41.2 43.7 5.8 15.0 12.3 15.1 
Romania 33.9 21.4 29.7 51.5 8.6 2.8 8.4 19.1 


Poverty is defined as 40% of 1989 average wage for Slovakia, Hungary, and 
Poland; 45% of 1989 wage for Bulgaria and Romania; 35% for the Czech 
Republic. Extreme poverty line is set at 60% of poverty line. 

Average Calories Consumed per Capita (UNICEF 1994) 


1989 19909 1991 1992 1993 


Albania 3049 3115 

Bulgaria 3269 3289 2894 2801 2682 
Czech Republic 3243 3304 

Slovakia 3243 3333 3276 3126 

Hungary 3499 3386 3218 3298 

Poland 2891 2767 2744 

Romania 2949 3038 2832 2679 


Summary of Welfare Indicators, 1989-1993 (UNICEF 1994) 


Bulgaria Czech R. Slovakia Hungary Poland Romania 


Calories/capita % -18.0 - 3.3 - 5.7 =r551 7737952 
Life exp, males, years - 0.7 0.8 - 0.1 - 0.9 0.6 

Infant mortality % 7.8 -14.8 -21.2 -15.5 -16.9 -13.4 
Low birth weight % 33.7 13.9 13.6 - 5.7 3:9 48.8 
New TB cases % 45.2 4.3 35.2 14.9 4.0 59.0 
Crime rate % 194.6 87.0 50.4 82.9 53.6 87.5 
Primary enrollment % - 6.6 1.2 1.6 0.1 -0.9 - 3.4 
Secondary enroll % = 1149 - 0.1 0.3 3:23 1.7 -19.8 
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